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Krieg der 
Erinnerungen

Es könnte das letzte Mal sein, dass Europa 
des Kriegsendes vor 75 Jahren in der Über-
zeugung gedenkt, den alliierten Sieg über 

Nazideutschland als den großen gemeinsamen 
„Erinnerungsort“ seiner jüngeren Geschichte zu 
betrachten. Die letzten Vertreter der Kriegsge-
neration sterben aus und ihre Zeitzeugenschaft 
muss dem Deutungswettbewerb der Nachgebo-
renen weichen. Aus der Erinnerung an den Krieg 
ist längst, wie es die junge russische Historikerin 
Ekaterina Makhotina formuliert hat, ein „Krieg 
der Erinnerungen“ geworden. 

Dieser wird nicht nur laut und vernehmlich 
zwischen Russland, Polen und den baltischen 

Staaten ausgetragen, sondern hat mit der jüngs-
ten Resolution des Europaparlaments zur „Be-
deutung des europäischen Geschichtsbewusst-
seins“ auch die ganze Union erreicht. Darin 
wird ein geschichtspolitischer Perspektivwech-
sel vollzogen, der in den mittelosteuropäischen 
Beitrittsländern schon länger im Gange ist. Radi-
kaler könnte der nicht sein. 

Denn er rückt den berüchtigten Hitler-Sta-
lin-Pakt ins Zentrum der europäischen Erinne-
rungskultur und macht ihn dadurch zum eigent-
lichen Ausgangspunkt des Zweiten Weltkriegs. 
Hitler und Stalin, heißt das im Klartext, treffe im 
Grunde dieselbe Schuld.

In russischen Ohren muss dieser Vorwurf un-
geheuerlich klingen, denn er stellt mit dem Sieg 
über den Faschismus nicht nur den zweiten 
Gründungsmythos der alten Sowjetunion infra-
ge, sondern betrifft auch das heutige Selbstver-
ständnis Russlands. Dort empfindet man den 
eigenen Beitrag zur Befreiung Europas vom Fa-
schismus immer noch als die letzte moralische 
Errungenschaft, die vom sowjetischen Erbe üb-
riggeblieben ist. Jetzt sind wir also nur noch die 
Täter, bemerkt der Historiker Alexey Miller bit-
ter, und die anderen sind nur die Opfer.

Dass diese geschichtspolitische Wende des 
Europaparlaments in Deutschland vergleichs-
weise wenig beachtet wurde, ist umso verwun-
derlicher, als in letzter Konsequenz auch das 
deutsche Selbstverständnis von der Singularität 
der Naziverbrechen in Frage gestellt wird. Das 
hat nichts mit einem westeuropäisch dominier-
ten Weltbild zu tun, das die besondere Tragik 
Ostmitteleuropas verkennt. Es geht am Ende um 
ein gemeinsames Grundverständnis der Urkata-
strophe des 20. Jahrhunderts, das nicht auf dem 
Altar nationaler Geschichtsstrategien geopfert 
werden darf.

Das Spiel ist aus 
In Syrien haben Europa und die USA versagt und ihre  
Glaubwürdigkeit verspielt, gesiegt hat die Autokratie

VON KRISTIN HELBERG

Nach fast neun Jahren ist der Konflikt in 
und um Syrien nicht gelöst, aber ent-
schieden. Gewonnen haben das syrische 

Regime, Russland, Iran und ein bisschen auch 
die Türkei. Sie wussten, was sie wollten, waren 
bereit, alles dafür zu tun und passten die eige-
nen Strategien pragmatisch der Kriegsdynamik 
an. Verloren haben die USA und Europa, die den 
Wunsch vieler Syrer nach einem Leben in Frei-
heit und Würde halbherzig und planlos unter-
stützten.

Der Westen hat viel geredet und wenig getan 
und mit dieser Lücke zwischen Worten und Ta-
ten die eigene Glaubwürdigkeit verspielt. Er 
konnte mit seinem System aus internationalen 
Absprachen, moralischen Prinzipien und demo-
kratisch legitimierten Institutionen weder den 
Syrern helfen noch den Krieg beenden. Die libe-
rale Demokratie hat im Syrien-Konflikt folglich 
versagt, die Autokra-
tie hat gesiegt. Ein 
Ergebnis mit weitrei-
chenden Folgen – für 
die Syrer, den Nahen 
Osten, Europa und 
die Welt.

Präsident Baschar 
al-Assad bleibt an der 
Macht und wird in 
den kommenden Mo-
naten die Kontrolle 
über das gesamte 
Staatsgebiet zurück-
gewinnen – in Idlib mit Waffengewalt, im Nor-
dosten durch eine schleichende Übernahme der 
kurdischen Selbstverwaltung. In Syrien geht es 
weiter wie bisher, nur schlimmer.

Assads Herrschaft erfordert Loyalität, die er 
mit Klientelismus erzeugt und mit Angst er-
zwingt. Die beiden Säulen seiner Macht sind des-
halb treu ergebene Geschäftsleute und ein weit 
verzweigter Geheimdienstapparat. Wer das Re-
gime stützt wird belohnt, wer es ablehnt wird be-
straft.

Die Geheimdienste sind so mächtig wie nie. 
Lokale Milizen machen, was sie wollen. Es wird 
bestochen und erpresst, gedroht und entführt, 
geplündert und gestohlen. Ging die Willkür vor 
dem Krieg ausschließlich vom Staat aus, sind die 
Syrer nun auch nicht-staatlichen und ausländi-
schen Akteuren ausgeliefert.

Das pseudosozialistische, neokapitalistische 
Wirtschaftssystem hat zu einer Symbiose zwi-
schen Unternehmern und Regimevertretern 
geführt. Durch die von Assad vorangetriebene 
Liberalisierung und die Kriegswirtschaft der 
vergangenen Jahre sind Herrschafts- und Ver-
mögensstrukturen in Syrien miteinander ver-
schmolzen. Regimenahe „crony capitalists“ 
profitieren von der Privatisierung öffentlichen 
Eigentums, von Schmuggel und der Bildung von 

Monopolen im Dienstleistungssektor. Macht und 
Geld sind in Syrien nicht voneinander zu tren-
nen, was bei humanitärer Hilfe und beim Wie-
deraufbau zu beachten ist.

Während Teile des Landes in Trümmern lie-
gen, das syrische Pfund weiter an Wert verliert 
und laut UN mehr als 80 Prozent der Syrer in Ar-
mut leben, kümmert sich das Regime im Sinne 
der Herrschaftssicherung vor allem um seine 
Anhänger und Unterstützer. In Aleppo fließen 
UN-Gelder nicht in die am meisten zerstörten 
Wohnviertel im ehemals oppositionell verwal-
teten Osten der Stadt, sondern in Gebiete, deren 
Bewohner als regimetreu gelten. Im Süden von 
Damaskus baut die Stadtverwaltung auf den Rui-
nen zerbombter Mittelstands- und Arbeitervier-
tel nicht etwa Sozialwohnungen, sondern Luxu-
sressorts. Frühere Bewohner werden enteignet 
oder mit lächerlichen Summen entschädigt.

Dieses Verhalten 
lässt sich von außen 
nicht beeinflussen, 
da es den Herrschen-
den das Überleben 
sichert. Seit Jahr-
zehnten sind Gesell-
schaft, staatliche 
Institutionen und 
P r i v a t w i r t s c h a f t 
vom Regime verein-
nahmt, sie bilden ein 
engmaschiges Ge-
flecht aus gegensei-

tigen Abhängigkeiten. Jedes echte Zugeständ-
nis – etwa die Entmachtung der Geheimdienste, 
Meinungs- und Pressefreiheit oder eine unab-
hängige Justiz – würde das System zum Einsturz 
bringen und die Machthaber in Damaskus exis-
tenziell bedrohen. Das syrische Regime ist folg-
lich seinem Wesen nach unfähig zu wirksamen 
Reformen.

Diese Erkenntnis ist wichtig für ausländische 
Akteure, die im Umgang mit Damaskus eine 
Strategie suchen. Vergeblich bemühen sich die 
USA und Europa seit 2012 um einen „glaubwürdi-
gen politischen Übergang“ inklusive Machtüber-
tragung, Übergangsregierung, neuer Verfassung 
und demokratischer Wahlen unter UN-Aufsicht.

Das von Staatschefs und Außenministern wie-
derholte Mantra, der Konflikt könne nicht mi-
litärisch, sondern nur politisch gelöst werden, 
ist zur peinlichen Floskel verkommen. Sie ent-
larvt die Strategielosigkeit und Handlungsun-
fähigkeit des Westens. Denn sie missachtet eine 
Grundregel der Diplomatie, der zufolge eine Ver-
handlungslösung erst dann möglich ist, wenn 
sämtliche Konfliktparteien keinen Sinn mehr 
darin sehen weiterzukämpfen. Militärische Es-
kalation darf sich für keine Seite mehr lohnen, 
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Seinen Namen erfuhren 86 Prozent der 
von Soziologen befragen Russen erst, 
als Michail Mischustin zweiter Mann im 

Staat geworden war. Inzwischen kennen sie sein 
schönes Lächeln und das willensstarke Gesicht 
eines Menschen mit Charakter. Aber in der Re-
gierung gibt es so viele Neulinge, dass das Land 
noch einige Zeit zu tun hat, sich mit seiner neu-
en Führung bekannt zu machen.

Mischutin kehrte vor zehn Jahren in den 
Staatsdienst, nachdem er zwischenzeitlich Ge-
sellschafter eines privaten Investmentunter-
nehmens gewesen war, weshalb es seiner Fa-
milie seit langem sehr gut geht: Viel Geld, große 
Häuser an der berühmten Rubljowka, seine Söh-
ne und nahen Verwandten sind wohlhabend.

Um möglichen Gerüchten über die Proveni-
enz des Vermögens des neuen Premiers zu be-
gegnen, gab die Geschäftsführerin der Inves-
tmentgesel lscha f t 
UFG Invest Group, 
Polina Gerasimen-
ko, vor Kurzem der 
Nachrichtenagentur 
RBK ein Interview: 
In den zwei Jahren 
seiner Tätigkeit als 
Gesellschafter die-
ses Unternehmens 
habe Mischustin 2,5 
Millionen Dollar ver-
dient, im Verlauf von 
weiteren fünf Jah-
ren hätten nahe Verwandte, die seinen Anteil an 
dem Trust übernahmen, noch einmal 33,5 Milli-
onen Dollar erwirtschaftet. 

Der neue Ministerpräsident schreibt Gedichte 
und Lieder, spielt nach Gehör Klavier, liebt Ten-
nis und spielt mit dem Präsidenten Eishockey 
in der „Nacht-Hockey-Liga“. Davon abgesehen 
gehörte er aber nie zu Wladimir Putins enge-
rem Umkreis und zählt auch jetzt nicht dazu. Er 
ist das neue Gesicht der Macht, das die Russen 
schon seit langem sehen wollten.

Während der Fahrt in ein in der Stadt Dubna 
bei Moskau gelegene Forschungszentrum er-
klärte mir ein guter Freund in aller Kürze, wer 
dieser Mischustin ist. Auf einem Feld in der Nähe 
der Straße stehen Hallen, in denen sich das Re-
chenzentrum der Steuerbehörde Russlands be-
findet. Mischustin ist ein Steuerrevolutionär. 
Mit Hilfe der Digitalisierung hat er dieses fiska-
lisch desolate Land im Hinblick auf Technologie 
und Effektivität der Erfassung und Eintreibung 
von Steuern fast zu einem der vorbildlichsten in 
der Welt gemacht. So ist gerade die Steuerver-
waltung zu einem fortschrittlichen Zentrum für 
die Erfassung wirtschaftlicher Informationen 
geworden, wodurch es nun möglich wird, mit 
Hilfe umfangreicher Daten sozioökonomische 
Prozesse in ganz Russland besser zu verstehen.

Vierundfünfzig Jahre ist ein gutes Alter, um 
Ministerpräsident zu werden. In diesem Alter 
ist eine solche Herausforderung interessant, 
und man ist weise genug, sie richtig anzuneh-
men. Wozu Putin, der im Grunde selbst das ge-
samte russische politische System verkörpert, 
Mischustin braucht, ist offensichtlich: Nach dem 
gerade stattfindenden Umbau der Verfassung zu 
urteilen, hat der Präsident die Absicht, „zu ge-
hen, um zu bleiben“. Dafür braucht er nicht nur 
eine neue Verfassung, sondern auch eine funkti-
onierende Wirtschaft und ein zufriedenes Land.

Die Qualität der Verwaltung in Russland war 
jedoch bis zum Beginn des Jahres 2020 so nied-
rig, dass die Regierung es nicht einmal fertig-
brachte, auch nur die vorhandenen Ressour-
cen auszuschöpfen: 2018 wurden 770 Milliarden 
Rubel nicht ausgegeben, im vergangenen Jahr 
eine Trillion. Dieses Geld war vor allem für na-

tionale Projekte ver-
plant und hätte we-
nigstens ein kleines 
Wirtschaftswachs-
tum herbeiführen 
können. 

Putin hat nirgends 
von einer Carte  
blanche für den 
neuen Ministerprä-
sidenten gespro-
chen, aber die  Zu-
sammensetzung des 
neuen Kabinetts tut 

es umso deutlicher: Mischustin hat mehrere 
seiner Vize-Ministerpräsidenten und Minister 
ernannt, und Putin hat die beiden letzten sei-
ner alten und ihm nahestehenden Kollegen aus 
der Regierung entfernt: Dmitri Kosak und Wita-
li Mutko.

Es war Kosak, der Putin in das Petersburger 
Rathaus holte, wo für den ehemaligen Offizier 
des KGB ein neues Leben im Staatsdienst be-
gann. Mischustin hat seine Regierungsmann-
schaft selbst zusammengestellt, vielleicht ist es 
nun möglich, die bisherige Regierungspraxis zu 
beenden, über den Kopf des Ministerpräsiden-
ten hinweg mit dem Präsidenten zu kommu-
nizieren. Mischustins Vorgänger nahm häufig 
nicht einmal an den Sitzungen des Präsidenten 
mit seiner Regierung teil. 

Wer bleibt, das sind die Angehörigen der Si-
cherheitsdienste und des Militärs, die Silowiki. 
So wird das vielleicht wichtigste Problem der 
russischen Entwicklung konserviert – die fast 
schon institutionalisierte Alimentierung der Si-
lowiki durch die Wirtschaft. Die geistige Wur-
zel dieses Problems liegt in einem pervertierten 
Verständnis von Gerechtigkeit: Stillschweigend 
gilt, dass ein Beamter, der beim FSB oder bei der 

Kann er auch Politik?
Der neue russische Ministerpräsident Michail Mischustin  

steht vor einem Gang über ein Minenfeld

VON VIKTOR LOSCHAK
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Wird er gehen? Ein Hoffnungs-
schimmer erhellte zu Beginn 
dieses Jahres im Westen die 

finsteren Gesichter mancher Beobachter 
der politischen Entwicklung in Russland. 
In einer Rede vor der Föderationsver-
sammlung gab Wladimir Putin im Januar 
eine Reihe von Verfassungsänderungen 
bekannt, die sie als Beginn des Macht-
wechsels deuteten. 

Aber er geht nicht. Er bleibt für immer. 
Als ihnen das klar wurde, wich die Vor-
freude auf langersehnte Veränderungen 
dem Gefühl verzagter Hoffnungslosigkeit. 

In den vergangenen Jahren der Ver-
schlechterung der Beziehungen zu Russ-
land sind in der westlichen Wahrneh-
mung zwei Dinge geschehen:

Erstens hat sich die Nennung des Lan-
des untrennbar mit dem Namen einer 
Person verbunden. Ein solches Maß einer 
Verbindung zwischen einer Person und 
dem Staat hat es in Russland seit Mitte des 
vergangenen Jahrhunderts nicht mehr 
gegeben. Putin und Russland sind für Au-
ßenstehende zu Synonymen geworden. 
Das heißt, dass ein riesiger Staat, der in 
seiner Geschichte immer wieder als ver-
hängnisvoll unkontrollierbar und extrem 
starr galt, sich plötzlich widerspruchslos 
dem Machtwillen eines einzelnen unter-
worfen hat.

Zweitens hat Russland in den Augen 
westlicher Beobachter sein Recht auf 
Zwischentöne verloren. Es ist üblich ge-
worden, Russland auf ein Schema zu re-
duzieren, ein schwarz-weißes, das kein 
differenziertes Verständnis zulässt. Die 
einfache Dichotomie „Endlich geht er – er 
geht niemals“ kann auch gelesen werden 
als: „Das russische Problem verschwindet 
– dieses Land wird für immer unser Prob-
lem bleiben“. Das entspricht dem Versuch, 
das Problem in ein verständliches System 
eigener Kategorien einzufügen – anstatt 
zu analysieren, was dort tatsächlich ge-
schieht.

Niemand bestreitet, dass das russische 
Politikmodell zentralisiert und extrem 
personifiziert ist. Das ist auf die Verflech-
tung der alten historischen Tradition mit 
den Realitäten zur Jahrtausendwende zu-
rückzuführen. Nach den fatalen Erschüt-
terungen, die Putins Vorgänger trafen, 
war das Bedürfnis nach einem starken 
und effektiven Führer entstanden. Wenn 
aber die Gewöhnung an politische Institu-
tionen nicht gegeben ist, verwandelt sich 
effektive Führung an sich in eine Institu-
tion. Diese Institution folgt dann unwei-
gerlich nicht vorgegebenen Regeln, son-
dern informellen Umständen und einem 
aktuellen Verständnis von Zweckmäßig-
keit. Für diesen Vorgang ist der gute oder 
ungute Wille des Regierenden gar nicht 
entscheidend, er folgt in erheblichem 
Maß einer eigenen inneren Logik. Und die 
Führungsfigur, um die herum diese gan-
ze Konstruktion aufgebaut ist, kann selbst 
zur Geisel dieser Logik werden. 

Hinzu kommt: Je komplizierter die Re-
alität, desto einfachere Antworten sind 
gewünscht. Daher kommt auch das Ver-
langen des Westens, alles was Russland 
betrifft in zwei klaren Farben zu zeich-
nen – das Beharren auf dem Konzept 
der „richtigen und falschen Seite der Ge-
schichte“, selbst wenn es sich in der Ge-
schichte nicht wirklich bewährt hat.

Inzwischen weiß man im Westen selbst 
nicht mehr, wer sich auf welcher Seite be-
findet. Diese unangenehme Ungewissheit 

verschärft jedoch nur die Neigung, nicht 
nur einen externen Schuldigen für die ei-
genen Probleme zu suchen, sondern ein 
„abschreckendes Beispiel“, auf das man 
kopfschüttelnd zeigen kann. Russland 
kommt da gerade recht.

Die Krise in den Beziehungen zu Russ-
land scheint unmittelbar mit der Krise in 
den westlichen Gesellschaften und den 
politischen Systemen zusammenzuhän-
gen. Das ist keine gute Nachricht, denn es 
bedeutet, dass die Entwirrung der Bezie-
hungen viel mühsamer und langwieriger 
sein wird, als wenn es nur um konkrete 
geopolitische, wirtschaftliche oder sogar 
ideologische Widersprüche ginge.

Russland und die Europäische Union 
sind, auch wenn es überraschen mag, fast 
gleich alt. Die Russische Föderation in ih-
rer modernen Gestalt ist kurz vor Beginn 
des Jahres 1992 in die internationale poli-
tische Arena getreten, und fast zur glei-
chen Zeit, Anfang 1992, wurde der Vertrag 
von Maastricht unterzeichnet und die EU 
gegründet. Natürlich entstanden beide 
Partner nicht aus dem Nichts, beide setz-
ten eine lange Tradition fort, Russland die 
UdSSR, die EU die EG. Doch das Zusam-
menfallen der Ereignisse hat symbolische 
Bedeutung, und das Auftreten dieser bei-
den Subjekte kennzeichnete für Europa 
das Ende einer Epoche und den Beginn ei-
ner neuen. 

Fast drei Jahrzehnte später traten Russ-
land und die EU, wiederum zur gleichen 
Zeit, in ein neues Zeitalter ein. Und das 
hat nichts mit Personalien zu tun, obwohl 
die lange Amtszeit bestimmter Perso-
nen zwangsläufig für Nervosität sorgt, in 
dem Moment, in dem sie anfangen, über 
ihr Ausscheiden nachzudenken. (Die Fäl-
le Putin und Merkel, bei allen Unterschie-
den, belegen dies.) 

Aber es wäre eine unzulässige Verkür-

zung, alles auf persönliche Faktoren zu 
reduzieren. In beiden Teilen des europä-
ischen Kontinents – in der EU und östlich 
davon – bedarf es offensichtlich einer je-
weils neuen Agenda.

Die EU lebte 30 Jahre lang in dem (wenn 
auch sich abschwächenden) Gefühl, dass 
die Welt sich unumkehrbar zu ihren 
Gunsten verändert habe. Und tatsächlich 
schien das Modell der europäischen In-
tegration derart erfolgreich zu sein, dass 
es als Vorbild für die gesamte Menschheit 
dienen konnte.

Aber jetzt ist von diesem Gefühl fast 
nichts mehr übrig. Großbritanniens Aus-
tritt ist Symbol für das Ende der Expan-
sion und den Beginn einer Schrumpfung 
der Gemeinschaft. Einer Schrumpfung 
nicht unbedingt im buchstäblichen Sinn – 
in absehbarer Zukunft dürfte kaum noch 
jemand die Lust verspüren, die EU zu ver-
lassen –, sondern im mentalen, das heißt 
im Sinne einer Konzentration auf die ei-
genen Probleme, auf die Suche nach einer 
neuen Konzeption eines einigen Europa, 
das den sich ändernden Zeiten angemes-
sen ist. 

Der Brexit verändert auch die innere 
Balance der EU. Er bedeutet nicht ein-
fach minus ein Land, sondern eine völlig 
andere Konstellation der Kräfte und In-
teressen zwischen den führenden kon-
tinentalen Mächten, vor allem zwischen 
Deutschland und Frankreich.

In Russland sind diese 30 Jahre völ-
lig anders verlaufen. Die Politik konzen-
trierte sich zunächst auf das Überleben 
als funktionsfähiger Staat, dann auf die 
Anerkennung seiner internationalen Rol-
le. Obwohl sich die Situation Mitte der 
1990er-Jahre und Anfang der 2010er-Jah-
re extrem unterschied, sind die Ansprü-
che doch die gleichen geblieben: die Rück-
kehr zu einer bedeutenden Position in der 

internationalen Arena – wobei sich die 
Einschätzung, welche Mittel dafür einzu-
setzen seien, merklich verändert hat.

Über die Kosten kann man lange strei-
ten, auch darüber, was eine „bedeutende 
Position“ sein soll, aber am Ende des zwei-
ten Jahrzehnts dieses Jahrhunderts wird 
niemand bestreiten können, dass Russ-
land auf der internationalen Bühne wie-
der als ein Spieler agiert, den man weder 
ignorieren noch übergehen kann. Etwas 
vereinfacht gesagt: Die Revanche für den 
Absturz vor 30 Jahren ist gelungen.

Die nächste Frage ist, wie man die wie-
derhergestellten Optionen nutzen kann 
– und zwar weniger zur Erweiterung der 
äußeren Sphäre, außenpolitisch, als viel-
mehr zur Gewährleistung der Entwick-
lung der inneren. 

In diesem Jahr enthielt die Rede des 
russischen Präsidenten an die Föderati-
onsversammlung nicht nur die Vorschlä-
ge über Änderungen der Verfassung, 
sondern weitere interessante Dinge. Vor 
allem wurde der Außen- und Sicher-
heitspolitik, traditionell zentrale Teile in 
solchen Ansprachen, ungewohnt wenig 
Aufmerksamkeit gewidmet, und der Ge-
danke im Abschnitt Internationales war 
einfach und eingängig: Dank der Bemü-
hungen der vergangenen Jahre sei die Si-
cherheit gewährleistet, Kriege seien nicht 
zu befürchten. Die Russen könnten sich 
um andere Dinge kümmern – um die Ent-
wicklung des Lands und die Steigerung 
der Lebensqualität. Den Themen Demo-
graphie und Familienwohl war etwa die 
Hälfte der gesamten Rede gewidmet.

Um ein populäres Motto zu bemühen, 
mit dem Donald Trump durch sein politi-
sches Leben marschiert, könnte man den 
Sinn der Botschaft Putins etwa so wie-
dergeben: Russland first. Nicht im Sinne 
internationaler Dominanz, sondern im 

Gegenteil, im Sinne einer wesentlich be-
sonneneren Konzentration auf die Lösung 
innerer Aufgaben.

Das ist die neue Agenda, die internatio-
nalen Tendenzen Rechnung trägt: Immer 
mehr Staaten beschäftigen sich vornehm-
lich mit ihren inneren Angelegenheiten. 
Das bedeutet natürlich nicht Isolation 
oder Autarkie – in einer Welt, die trotz al-
lem aufs Engste verflochten ist, wäre das 
schlicht unmöglich. Aber externes Han-
deln muss sich in größerem Maß als bis-
her nach den inneren Bedürfnissen und 
Erwartungen richten.

In Russland und in der EU beginnt eine 
neue Epoche – gleichzeitig, aber mit un-
terschiedlichen Inhalten. Die EU braucht 
andere Grundlagen für ihre Konsolidie-
rung, und sie ist unsicher, wo sie zu su-
chen sind. Einerseits ist eine Reorganisa-
tion im Inneren erforderlich, die aber von 
der Außenpolitik ablenkt. Auf der ande-
ren Seite erfordert die sich radikal ver-
ändernde internationale Sphäre Reak-
tionen, Antworten auf die Einflüsse von 
außen. Die gewohnten Rezepte haben ih-
ren Sinn verloren.

In Russland verschieben sich die Prio-
ritäten auf innere Themen, und das Per-
sonal der neuen Regierung trägt dem 
Rechnung. Der Erhalt des internationa-
len Status verschwindet deswegen nicht 
von der Agenda. Zumal das in Umfragen 
festgestellte Nachlassen des Interesses 
der russischen Bürger an internationa-
len Themen sehr gut bedeuten kann, dass 
sie mit dem aktuellen Zustand zufrieden 
sind. Wenn sich jedoch die Lage in diesem 
Bereich verschlechtert, wird die Sorge 
der Bürger um den Status ihres Landes in 
der Welt schnell wieder wachsen. 

In einer idealen Welt ergänzen Russ-
land und die EU einander wunderbar. Die 
EU ist ein optimaler Partner für die Um-

gestaltung Russlands in ein moderneres 
und wohlgeordnetes Land. Russland wie-
derum ist in der Lage, einem einigen Eu-
ropa eine strategische Dimension hinzu-
zufügen und es dabei zu unterstützen, 
eine neue Position auf internationaler 
Ebene zu formulieren. 

Darüber wird seit Mitte der 1990er-Jah-
re gesprochen. Praktische Schritte wur-
den nicht unternommen, weil keine Seite, 
vor allem nicht die EU, bereit war, auf ihre 
Vorstellungen von Zusammenarbeit zu 
verzichten und reale Kompromisse nach 
dem Modell der Gegenseitigkeit einzuge-
hen. Grob skizziert, hielten beide Seiten 
einen realen Durchbruch in den gegen-
seitigen Beziehungen nicht für wichtig 
genug, dass sie sich ernsthaft darum be-
müht hätten.

Jetzt ist die Situation erheblich kom-
plizierter. Bis jede der beiden Seiten sich 
über ihre inneren Einstellungen und 
Prinzipien klar geworden ist – die sich 
zwangsläufig werden ändern müssen –, 
bleibt die Arbeit mit den äußeren Part-
nern zweitrangig, genauer gesagt, rein in-
strumentell. Bis auf weiteres.

Also geht Putin nun, oder geht er nicht? 
Wann? Wohin? Wie? Diese Frage wird die 
Kommentatoren weiterhin beschäftigen 
und diverse Spekulationen auslösen, weil 
der russische Präsident ein Meister des 
indirekten Denkens über Bande ist. Aber 
das Schicksal einzelner Politiker ist nur 
ein Begleitumstand vor dem Hintergrund 
der objektiven Veränderungen, die gera-
de vor unseren Augen stattfinden. 

Fjodor Lukjanow  
ist Chefredakteur der Zeitung  
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Ein neues Zeitalter
Auf der Suche nach zukunftsweisenden Konzepten für Russland und Europa
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Von Théodore Simon Jouffroy, 
einem französischen Philo-
sophen des 19. Jahrhunderts 

stammt die kluge Bemerkung: „Der 
Schlüssel der Geschichte ist nicht in 
der Geschichte, er ist im Menschen.“ 
Unzählige Male wurde diese Erkennt-
nis in andere Worte gefasst, die im-
mer das Gleiche meinten: Geschichte 
wird von Menschen gemacht. Und das 
heißt: Für die Geschichte und deren 
Verlauf, allzumal für unsere eigene, 
trägt jeder Mensch eine Mitverant-
wortung.

Ich habe das große Glück, seit fast 
sieben Jahrzehnten in einem Land zu 

leben, das – weil es aus seiner dunk-
len Geschichte die richtigen Schlüsse 
zog – in dieser Zeit keinen Krieg mehr 
auf seinem Boden erlebt hat. Als ich 
geboren wurde, lagen das Ende des 
Zweiten Weltkriegs und seine Schre-
cken und Verbrechen gerade einmal 
fünf Jahre zurück. Zu meinem Le-
bensglück, nur den Frieden erlebt zu 
haben, gehörte auch das Glück, groß-
artigen Menschen begegnet zu sein, 
denen wir und denen ich viel zu ver-
danken habe, weil sie bereits zu Zei-
ten, als dies lebensbedrohlich war, 
gegen die Verbrechen der Nazis Wi-
derstand geleistet haben.

Einer dieser großen Persönlichkei-
ten war der IG-Metallgewerkschaf-
ter Willi Bleicher, der wegen seiner 
Widerstandstätigkeit gegen das Re-
gime 1936 verhaftet und im Konzen-
trationslager Buchenwald gefangen 
gehalten wurde. Oft hat er über die-

se Zeit der Qualen, der Erniedrigung, 
der Folter nicht gesprochen. Aber ei-
nige Male eben doch. Unter vier Au-
gen. Diese Gespräche mit Willi Blei-
cher sind mir unvergessen.

Und sie haben mich geprägt, weil 
sich mir die vielen Facetten unserer 
deutschen Geschichte, der dünne 
Firnis, der über unserer Zivilisation 
liegt, wie unter einem Brennglas of-
fenbarten. Der Riss zwischen Mitläu-
fertum und Widerstand ging damals 
durch Familien, auch durch meine 
eigene: Mein Großvater mütterli-
cherseits war in der SA, mein Vater 
Kommunist und Widerstandskämp-
fer. Als Kind habe ich davon nicht viel 
gespürt, aber, als ich größer war, er-
lebte ich doch emotionale Dispute 
zwischen Vater und Großvater. Da-
mals spürte ich, dass jeder einzelne 
Mensch Verantwortung trägt, dass 
sich Geschichte nicht wiederholt.

Willi Bleicher war einer der Guten 
der deutschen Geschichte. Er hat 
das Konzentrationslager Buchen-
wald überlebt und nie Ruhe gege-
ben, die Ursachen des Nationalsozi-
alismus beim Namen zu nennen. Er 
hat nach 1945 keine Ehrungen oder 
Auszeichnungen seines Landes an-
genommen, weil er nicht in die Nähe 
derer kommen wollte, die womög-
lich Blut an ihren Händen hatten. 
Die Auszeichnung „Gerechter un-
ter den Völkern“ in Yad Vashem hat 
er allerdings angenommen, 1965, 
ebenso die Carl-von-Ossietzky-Me-
daille 1977.

Wer die beeindruckende Rede 
des Bundespräsidenten in Yad Vas-
hem am 23. Januar gehört oder ge-
lesen hat, dem war die historische 
Dimension dieses Auftritts eines 
deutschen Staatsoberhaupts an die-
sem Ort sofort präsent: Es sprach 

ein deutscher Bundespräsident, der 
von persönlicher Schuld frei ist, sich 
aber zur dauerhaften Verantwortung 
seines Landes bekennt, von einzel-
nen Opfern des Holocausts erzählt 
und an unsere damaligen Mitmen-
schen in Deutschland und Europa er-
innert. Dabei gab er unmissverständ-
lich sein Versprechen vor den Augen 
der Welt ab: „Nie wieder!“

Danke, Herr Bundespräsident! 
Danke für diese große Rede und für 
die Erinnerung an Menschen, die 
durch deutsche Täter zu Opfern wur-
den. In einem Jahr, in dem wir an vie-
len Orten auf der ganzen Welt des 
Endes des Zweiten Weltkriegs vor 
75 Jahren gedenken, war diese Rede 
auch ein Bekenntnis zum Handeln, 
gegen Wut und Hass. Dafür hat sich 
der Bundespräsident verbürgt, aber 
es liegt an uns allen, sein Verspre-
chen Wirklichkeit werden zu lassen.

Nie wieder!
VON DETLEF PRINZ
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Natürlich ist Russland nicht Putin. Die-
ses weite Land umfasst so viel mehr 
als ihn. Und doch: Putin ist Russland. 

Wie kaum ein anderer personifiziert er Er-
fahrungen und Sehnsüchte dieser postsow-
jetischen Gesellschaft; wie kaum einem ande-
ren gelang es ihm, in den nunmehr 20 Jahren 
seiner Regentschaft diesem Land und seinen 
Menschen den Stempel seiner Macht aufzu-
drücken. Als ob sich die so absurd klingende 
Prognose seines ehemaligen Stabchefs Wjat-
scheslaw Wolodin erfüllen würde: „Solange 
es Putin gibt, gibt es auch Russland. Ohne Pu-
tin – kein Russland.“

Heute kennt eine ganze „Generation Putin“ 
nur ihn als Präsidenten und faktischen Zaren 
einer wiederauferstandenen Großmacht, gar 
als Architekten einer neuen Weltordnung. 

Gerade wieder hat der Präsident sein Land 
in helle Aufregung versetzt, zumindest Teile 
davon. Hat, schwupps, eine neue Regierung 
installiert, eine neue Generation von Staats-
managern für eine Staatsökonomie. Sie sollen 
nun endlich die „nationalen Projekte“ voran-
treiben, 400 Milliarden Dollar für Infrastruk-
tur und Sozialausgaben. Damit sollen ökono-
mische Stagnation, Bevölkerungsschwund 
und Armut überwunden werden  –  dieses 
grassierende Krisengefühl.

Vor allem aber lässt der Präsident die Ver-
fassung eilig auf seinen möglichen Machter-
halt zuschneiden – auf das Ende seiner Amts-
zeit, das vielleicht kein Ende sein wird. Das 
Volk soll über die neue Verfassung abstim-
men, die er dann allerdings wohl schon ab-
gesegnet haben wird. Erneut soll sich Volkes 
Wille in ihm manifestieren – und er in Volkes 
Wille.

Von außen betrachtet gleicht der Aufstieg 
eines KGB-Offiziers zum Präsidenten der Rus-
sischen Föderation innerhalb von nur zehn 
Jahren einem Wunder. Aber in diesen russi-
schen 1990er-Jahren geschahen viele Wunder. 
„Er war“, so beschrieb es Boris Jelzin, „auf 
militärische Art standhaft.“

Und dieser so bescheiden daherkommen-
de Mann hat, so kann man es sagen, durchaus 
Ungeheures erreicht, die großen Ziele seiner 
„Millenniumsbotschaft“ von Ende 1999. Dem 
erklärten „gosudarwstwennik“ gelang es, 
über die „Vertikale der Macht“ die faktische 
Allmacht des Staates – also des Präsidenten 
und der von ihm Bevollmächtigten – wieder-
herzustellen. Er machte das Land zum Groß-
labor eines modernen autoritären Systems 
und lässt nun an einem Überwachungsstaat 
nach durchaus chinesischem Vorbild bauen.

Die zunehmende Kontrolle des Internet 
gehört ebenso dazu wie selektive Repres-
sion und die dem Präsidenten unterstellte 
Nationalgarde von rund 300 000 Mann. Zu-
gleich aber lässt das System durchaus Frei-
räume: Nischen für kleine, unabhängige Zei-
tungen und NGOs, manchmal auch für Kritik 
und kontrollierten Straßenprotest. Wer will, 
kann das Land verlassen.

Allerdings reicht die Fantasie vieler Russen 
nicht mehr aus, um auf eine rechtsstaatliche, 
gar demokratische Ordnung in ihrem Land zu 

hoffen. Desillusioniert bezeichnen sie sich als 
„diwannye kritiki“, Sofakritiker. Freiheit? Ist 
ohnehin nur Attrappe. Allgegenwärtig aber 
bleibt „wlast“, die Macht. So war es schon im-
mer in Russland, heißt es.

Putin wies Jelzins Oligarchen in ihre Schran-
ken und schuf Platz für eine neue Machtelite, 
diese Koalition aus gut ausgebildeten Tech-
nokraten im Staatsdienst, smarten Großun-
ternehmern und Unternehmergeheimdienst-
lern. Das System der „Putin-Oligarchen“ 
erinnert Kritiker an einen parasitär-mafiö-
sen Staat.

Jetzt übernehmen deren Söhne die Ge-
schäfte. Sie kontrollieren den Zugang zu den 
entscheidenden Ressourcen des Landes, zu 
Öl und Gas und Ostsee-Pipelines, zum militä-
risch-industriellen Komplex und Staatsban-
ken; die eigenen Konten sind vorzugsweise 
off-shore – und für alle Fälle hat man einen 
westlichen Pass. Konflikte und Interessenkol-
lisionen moderiert und nutzt – der Präsident.

Unbestritten seine wohl größte Leis-
tung: Nach dem demütigenden Absturz der 
1990er-Jahre gab Putin den Menschen Sta-
bilität und Hoffnung auf Zukunft. Die Wirt-
schaft wuchs, Gehälter und Renten wurden 
ausgezahlt, Steuern bezahlt. In diesem gol-
denen Jahrzehnt verfünffachte sich der Öl-
preis. Milliarden unerwartete Dollar flossen 
an Staat und Elite, ein Teil davon wurde über 
das Land verteilt. Vereint im unpolitischen 
„Putin-Konsens“ erlebten die Menschen be-
scheidenen Wohlstand; es waren Jahre der 
Verheißung.

Seine wohl größte Chance in seinem ersten 
Jahrzehnt: Dem Land endlich den Weg zu ge-
sellschaftlicher Modernisierung und Demo-
kratisierung zu ebnen, diese mühsame Gene-
rationenaufgabe anzunehmen. Denn auch im 
Westen hoffte man auf Putin und eine strate-
gische „Modernisierungspartnerschaft“, vor 
allem in Deutschland. Es war eine historische 
Chance. Er nutzte sie nicht. Denn sein Weg 
war ein anderer.

Nach russischer Lesart schmetterten die 
Politiker des Westens seit Ende des Kalten 
Kriegs alle Versuche ab, einen für Russland 
legitimen Platz in Europa zu finden. Ganz 
falsch ist diese Sicht nicht.

„Unser größter Fehler war, euch zu sehr 
zu vertrauen“, so formuliert es der russi-
sche Präsident. „Und euer Fehler war, dieses 
Vertrauen als Schwäche auszulegen und zu 
missbrauchen.“ Eine Integration in die euro-
päischen Ordnungsstrukturen des KSZE-Ab-
kommens von Helsinki 1975 oder der Demo-
kratie-Charta von Paris 1990 jedenfalls waren 
bald keine Option mehr.

Vielmehr definierten Putins Polittechno-
logen Russland als „souveräne“ Großmacht 
und Zivilisation aus eigener, rechtgläubiger 
Geschichte und Kraft. Dem vermeintlich „li-
beralen“ Westen mit seinen zunehmend „de-
kadenten“ Werten könne sich Russland nicht 
anschließen. Und sich schon gar nicht unter-
werfen.

„Russland verlässt den Westen“, schrieb 
der heutige Direktor des Moskauer Carne-

gie-Zentrums Dmitri Trenin bereits 2006. 
Von dieser sich anbahnenden Abwendung, 
dieser von zunehmendem Misstrauen und 
Verschwörungstheorien geprägten Entfrem-
dung nahm damals kaum jemand Notiz.

Putins Klartext auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz 2007 läutete die geopoliti-
sche Neupositionierung Russlands gegen die 
Hegemonialmacht USA ein. Der revisionisti-
sche Anspruch auf eine „Zone privilegierter 
Interessen“ im postsowjetischen Raum ma-
nifestierte sich rasch, 2008 in Georgien und 
wenige Jahre später mit der Annexion der 
Krim sowie dem Versuch, im Osten der Ukrai-
ne eine Art Moskauer Protektorat zu errich-
ten; im Donbass, wo noch immer ein Krieg 
schwelt, in dem bislang 13 000 Menschen star-
ben und mehr als zwei Millionen zu Flüchtlin-
gen wurden.

Die „Rückkehr“ der Krim, einst „Perle des 
Imperiums“, in den Bestand der Russischen 
Föderation ist für Moskau nicht verhandel-
bar, das weiß man auch in Berlin, Paris, Was-
hington – und Kiew. Russlands militärische 
Dominanz über das Schwarze Meer scheint 
gesichert. Dafür nimmt man Sanktionen und 
politische Konfrontation in Kauf und setzt 
auf die wachsende Ukraine-Müdigkeit der EU 
und der USA, um in Kiew erneut Einfluss zu 
etablieren. 

Aber vielleicht sind die Menschen in der 
Ukraine längst weiter. Sie haben sich auf den 
langen Weg Richtung Westen gemacht. Putins 
Russland jedenfalls ist kein Modell für sie.

Zuzugestehen ist: Zumindest die zweite 
Runde der Nato-Osterweiterung gehört zu 
den strategischen Fehleinschätzungen west-
licher Politik gegenüber Russland. In dieser 
Frage erwies sich der Präsident als durch-
aus einig mit der Mehrheit seines Lands – als 
„Russlands Putin“. Das vermeintliche Vorrü-
cken der Nato Richtung Moskau rührte an die 
Grundfesten einer über Jahrzehnte geschun-
denen Gesellschaft, die Identität vor allem in 
heldenhafter Verteidigung gegen Feinde aus 
dem Westen finden musste, am Ende im un-
ter unvorstellbaren Opfern errungenen Sieg 
über den deutschen Nationalsozialismus.

Umgekehrt aber geriet die Fixierung auf 
die vermeintliche Bedrohung durch die Nato 
zu einem „fundamentalen Fehler“ russischer 
Außenpolitik, so Trenin: „Russland wird wie-
der als militärischer Gegner des Westens 
wahrgenommen. Dies ist eine strategische 
Niederlage für Russland.“

Zu den außenpolitischen Niederlagen des 
Kremls gehört in gewisser Weise auch Do-
nald Trump. Man setzte wohl auf dessen eit-
le Skrupellosigkeit und Ignoranz, als die Ha-
cker des Militärgeheimdienstes GRU und die 
Trollfabrik des Unternehmers Jewgenij Pri-
goschin während des US-Wahlkampfs 2016 
nicht nur gegen Hillary Clinton manipulier-
ten, sondern am Ende für Trump. Nach des-
sen Wahl jedenfalls knallten in Moskau die 
Champagner-Korken. Auf Trump gesetzt zu 
haben hat sich jedoch bisher nicht so ausge-
zahlt wie erhofft. Der US-Kongress ist gegen 
Russland einig wie seit Jahren nicht. Das Ver-

hältnis ist so konfrontativ wie einst im Kalten 
Krieg.

Dabei liegen „America First“ und „Russ-
lands Souveränität“ gar nicht so weit ausei-
nander – jenem Verständnis einer multipo-
laren, post-westlichen Welt, in der erneut die 
Prinzipien klassischer Großmachtpolitik gel-
ten. Multilateralismus? Auf Basis der Men-
schenrechte miteinander verhandelte Re-
geln, die für alle gelten? Das ist letztlich etwas 
für Schwächlinge, für Europäer etwa.

Mit gnadenlosem Opportunismus stößt der 
geopolitische Nullsummenspieler Putin über-
all dort vor, wo sich die USA zurückziehen, 
projiziert politische und militärische Macht 
in entstehende Leerräume, im Nahen Osten 
und zunehmend auch im rohstoffreichen Af-
rika. Zimmert Koalitionen mit der Türkei, 
mit Israel ebenso wie mit Saudi-Arabien. Die 
erfahrenen russischen Diplomaten interpre-
tieren das Völkerrecht virtuos je nach Inte-
ressenlage. Es ist dabei kein Zufall, dass die 
Unterstützung mit Hard- und Software, mit 
Waffen und Söldnern, mit Korruption und 
Desinformation meist Diktatoren und auto-
ritären Herrschern gilt. Und natürlich zählt 
Gewalt als legitimes Mittel der Politik – so 
wie in Syrien, das russische Kampfjets (und 
iranische Verbände) gerade in einen Fried-
hof-Frieden unter Assad bomben.

Und weil Geografie in gewisser Wei-
se Schicksal ist, orientiert sich Russ-
land nach Osten, Richtung China und  
Indo-Pazifik. Mit dem russischen  
„pivot to Asia“ will sich Moskau als strategi-
scher Partner Chinas etablieren, nicht nur als 
Rohstofflieferant: Das weite russische Land 
als unverzichtbarer Transportkorridor der 
neuen Seidenstraßen, an deren westlichem 
Ende die europäischen Märkte liegen. Dazu 
käme die Aufgabe einer militärischen Absi-
cherung der postsowjetischen Staaten Mitte-
lasiens. Aus der Annäherung zwischen Russ-
land und China, heißt es, wachse eine neue 
Sicherheitsarchitektur für einen neuen Su-
perkontinent: Eurasien.

Im 21. Jahr seiner Herrschaft wächst der 
mittlerweile ewig junge russische Präsident 
zum Machtpolitiker von Weltrang, Russland 
zur Ordnungsmacht einer multipolaren Olig-
archie. Als Mitglied dieser neuen Internatio-
nale verhandelt Russland die Interessen einer 
kleinen Machtelite, schmiedet ebenso flexible 
wie fragile Bündnisse, in denen letztlich das 
Recht der Macht gilt und nicht die Macht des 
Rechts. So wächst eine neue Weltordnung, die 
der Skrupellosen.

Ernster könnte die Lage für Europa kaum 
sein.

Katja Gloger  
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Architekt des Autoritären
Wladimir Putin regiert seit 20 Jahren, er hat Russland dem Westen entfremdet 
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Grenzen 
überwinden
Die Initiative des Gesprächsforums 

„Petersburger Dialog“ zur 
Erleichterung der Visavergabe  

wartet auf Antworten der 
Außenminister

Seit Jahren wird darüber gesprochen, die Vi-
sapflicht zwischen Deutschland und Russland 
für Personen unter 25 Jahren mittelfristig ab-

zuschaffen. Damit sollen junge Menschen bessere 
Gelegenheiten für Begegnungen und gegenseitige 
Verständigung gewonnen werden. 

Die Außenminister Russlands und Deutschlands 
haben bisher nicht auf den Vorstoß der Koordina-
toren der Arbeitsgruppe Zivilgesellschaft des „Pe-
tersburger Dialogs“, Dirk Wiese und Michail Fedo-
tow, reagiert. Das Forum wartet noch immer auf die 
Antwort der Ministerien auf das Memorandum und 
den Appell der Koordinatoren.

Gerade junge Menschen sind offen für neue Men-
schen und neue Eindrücke, davon sind die Initiatoren 
überzeugt. Sie anerkennen zu Recht die Bedeutung 
der demokratischen Grundsätze der Europäischen 
Union. Sie sind die Zukunft der deutsch-russischen 
Beziehungen.

Die Bemühungen um eine prinzipielle Erleichte-
rung der Visavergabe kamen 2014 zum Stillstand. 
Die Gründe dafür sind bekannt und immer noch 
existent. Dies heißt jedoch nicht, dass die Jugend für 
die Handlungen der erwachsenen Politiker die Kon-
sequenzen tragen sollte.

Deshalb hat die Arbeitsgruppe Zivilgesellschaft 
nicht nur einen Appell auf den Weg gebracht, son-
dern auch konkrete Vorschläge erarbeitet, wie beide 
Seiten das Visaregime verbessern könnten. Außen-
minister Heiko Maas versprach im vergangenen Jahr 
auf dem Treffen des „Petersburger Dialogs“ in Bonn, 
über Lösungen nachzudenken. 

Im vergangenen Jahr erschienen beinahe zeit-
gleich zwei Dokumente. Die EU hat den Visakodex 
verändert, wodurch das Verfahren zur Erlangung 
von Kurz-Visa für „gutgesinnte Reisende“ verein-
facht werden soll, einschließlich solcher aus Russ-
land. Und Präsident Wladimir Putin wies an, Aus-
ländern vom 1. Januar 2021 an ein einheitliches 
elektronisches Visum für die Einreise nach Russland 
anzubieten.

Grundsätzlich haben die Diplomaten verstanden: 
Die Zivilgesellschaften unserer Länder brauchen die 
Voraussetzungen für den Bau von Brücken der ge-
genseitigen Verständigung. Aber ohne eine Libera-
lisierung der Visabestimmungen wird das nicht ge-
lingen.

Das Memorandum der Arbeitsgruppe enthält den 
Vorschlag, ein elektronisches Online-System zur Vi-
saerteilung aufzubauen, das den Service für die Be-
sucher der Konsulate und Visazentren verbessert 
und erweitert, die Praxis der Vergabe von Mehrfach-
visa mit einer Geltung von bis zu fünf Jahren ausbaut 
sowie das Beschwerdeverfahren bei abgelehnten Vi-
saanträgen vereinfacht und vereinheitlicht.

Von großer Bedeutung ist der in dem Memorandum 
enthaltene Vorschlag, die Liste der Kategorien der 
Bürger auszuweiten, welche die Vorzüge der Verein-
fachungen nutzen. Dazu gehören Teilnehmer von 
Jugendaustauschprogrammen, Vertreter von Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft und Teilnehmer of-
fizieller Austauschprogramme, darunter auch im 
Rahmen von Städtepartnerschaften. Auch berück-
sichtigt sind Personen, die aus medizinischen Grün-
den reisen, und ihre Begleiter, Journalisten, Vertre-
ter von Religionsgemeinschaften, nahe Verwandte 
von Bürgern beider Staaten sowie vertrauenswürdi-
ge Reisende mit positiver Visumgeschichte.

Weder das Gesprächsforum noch diese Zeitung 
wollen die Frage der Vereinfachung des Visaregimes 
von der Tagesordnung nehmen. Sie warten auf um-
fassende und gut begründete Antworten der Außen-
minister Russlands und Deutschlands.

In einer Stellungnahme gegenüber der Zeitung 
Kommersant hat kürzlich der stellvertretende Au-
ßenminister der Russischen Föderation, Jewgeni 
Iwanow, erklärt, dass die russische Regierung im 
vergangenen Jahr das Verfahren der Vergabe von 
Touristenvisa für Reisen in die Region Kaliningrad 
und Sankt Petersburg bedeutend vereinfacht habe. 
Bis Mitte Februar dieses Jahres seien 94 000 Visa für 
Reisen nach Kaliningrad und 105 000 Visa für Rei-
sen nach St. Petersburg erteilt worden. Unter den 53 
Ländern, für die diese Visaerleichterungen gelten, 
ist auch Deutschland. Nicht auf dieser Liste stehen 
allerdings die USA, Kanada und Großbritannien, die 
sich in Visafragen Russen gegenüber zurückhaltend 
verhielten.

Gegenwärtig richten sich die Bemühungen des Au-
ßenministeriums auf die Einführung eines einheitli-
chen elektronischen Visums für Reisen von bis zu 16 
Tagen vom 1. Januar 2021 an, gültig für den Ortswech-
sel zwischen allen Regionen der Russischen Födera-
tion. Für die Vergabe dieser Visa fallen Gebühren in 
Höhe von bis zu 50 Dollar an. Besondere Registrie-
rungsverfahren für Ausländer, die mit einem elek- 
tronischen Visum einreisen, sind nicht vorgesehen. 	
PD
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Merkels Partei  
zerstritten
Die CDU auf der Suche nach ihrer Zukunft

VON PETER KOEPF

Die Sorgen um Deutschland, die 
auch die Teilnehmer der Münch-
ner Sicherheitskonferenz um-

trieben, hat der Kommentator der Süd-
deutschen Zeitung, Stefan Kornelius, so 
zusammengefasst: „Wird der Anker Eu-
ropas, der Leuchtturm der Freiheit, der 
Retter des Westens jetzt zu einem neuen 
Trumpistan?“

Andere orakeln über baldige Weima-
rer Verhältnisse, warnen vor einer weite-
ren Zersplitterung des Parteiensystems 
wie zwischen 1919 und 1933, was damals 
immer neue Koalitionen erzwang und zu 
schnellen Brüchen dieser Regierungs-
bündnisse führte – und letztendlich zur 
fatalen Hoffnung darauf, dass eine autori-
täre, nationale Regierung der NSDAP wie-
der für Ordnung sorgen könnte.

Wieso die Ängste? Weil nach der Sozial- 
demokratischen Partei Deutschlands 
(SPD) nun auch die letzte verbliebene 
Volkspartei zu zerbrechen droht, die 
CDU. In Thüringen wählten ihre Abge-
ordneten gemeinsam mit den Rechts-
außen von der Alternative für Deutsch-
land (AfD) den Kandidaten der fünf Mann 
starken Fraktion der liberalen FDP zum 
Ministerpräsidenten. Eine regionale  
Polit-Farce mit Folgen für das ganze Land.

Denn ein kleiner, aber möglicherwei-
se wachsender Teil der Union sieht Ge-
meinsamkeiten mit der AfD, nicht nur 
in Ostdeutschland, und spricht mit de-
ren Abgeordneten darüber, wo eine Zu-
sammenarbeit möglich wäre. Mit deren 
Fraktionschef im Bundestag, Alexander 
Gauland, sind sie der Meinung, es sei „völ-
lig unsinnig und realitätsfern, auf Dauer 
nicht mit der AfD zusammenarbeiten zu 
wollen“.

In Thüringen sehen einige, wie der in-
zwischen zurückgetretene CDU-Vorsit-
zende Mike Mohring, die Option für eine 
Zusammenarbeit mit den Linken. Die 
derzeitige Führung der Bundespartei 
bleibt dabei: Weder das eine noch das an-
dere ist erlaubt. 

Die Umfragewerte der CDU sind nach 
dieser Blamage katastrophal, die Partei-
vorsitzende Annegret Kramp-Karren-
bauer musste zurücktreten, die Partei 
scheint in einen christlich-liberalen und 
einen sogenannten wertkonservativen 
Flügel derer zu zerbrechen, die insbeson-
dere in Klima-, Flüchtlings- und Gender-
fragen Merkels liberale Politik ablehnen 
– ganz so wie die AfD. 

Die Stimmen mehren sich, die Mer-

kel für die Misere verantwortlich ma-
chen. Rufe nach dem Rücktritt der Bun-
deskanzlerin und Neuwahlen mit einem 
neuen Kandidaten für Parteivorsitz und 
Kanzlerkandidatur werden laut.

Wieso das? 
Die AfD und ihre Anhänger skan-

dierten schon 2015 „Merkel muss weg!“  
Damals war die Wirtschaft stabil, Mer-
kel hatte Deutschland stoisch durch die 
Finanzkrise gesteuert, die Union lag bei 
Umfragen bei mehr als 40 Prozent. „Dann 
kam die Flüchtlingskrise, und mit ihr be-
gann der Niedergang der Union“, kom-
mentierte stellvertretend Nikolas Busse 
in der Frankfurter Allgemeinen Sonntags-
zeitung. Merkels Nachfolger werde „si-
cher nicht darum herumkommen, in der 
Migrationspolitik Distanz zu Merkel zu 
schaffen“.

Das aber ist zu eindimensional. Die 
Gründe für einen offenbar wachsenden 
Teil der Bevölkerung, den Volksparteien 
nicht mehr zu vertrauen, sind vielfältiger.

Bei Umfragen erweist sich, dass in Ost-
deutschland grob zusammengefasst die 

Hälfte der Menschen nur „teils, teils“ zu-
frieden sind mit der Demokratie, vom 
Rest deutlich mehr unzufrieden als zu-
frieden. Und das liegt nicht nur an der 
Flüchtlingspolitik.

Warum verweigern immer mehr Deut-
sche den bewährten Politschlachtschif-
fen die Gefolgschaft? Es gibt viele Ant-
worten, und sie haben mit Außenpolitik 
wenig zu tun: 
▸  weil zuvörderst Menschen im Osten, 
also in der früheren DDR, sich von den 
historischen Siegern im Westen über den 
Tisch gezogen und bis heute bevormun-
det fühlen;
▸  weil die arbeitende Bevölkerung das 
Gefühl hat, dass in einer globalisierten 
und sich einseitig den Gesetzen der Wirt-
schaft und des Wettbewerbs beugenden 
Gesellschaft nicht mehr fair geteilt wird, 
Lasten und gemeinsam produzierte Er-
träge gleichermaßen;
▸  weil jeder vierte Erwerbstätige armuts-
gefährdet ist und ein Viertel der Rentner 
kaum über die Runden kommt;
▸  weil ein relevanter Teil der Deutschen 

den Eindruck hat, dass ihre Sorgen und 
Ängste beiseite gewischt werden und in 
Medien und Politik Themen dominieren, 
die sie für nachrangig halten; 
▸  weil sie das Gefühl haben, bei Wider-
spruch wie ein ungehorsamer Schuljunge 
in die Schäm-Ecke des Klassenzimmers 
gestellt zu werden, zu den Rechtsextre-
misten;
▸  weil sie sich beim Gebrauch von Be-
griffen wie Heimat und Patriotismus 
dem Verdacht ausgesetzt sehen, ein 
rechter Nationalist zu sein;
▸  weil die Volksvertreter sich um Posten 
statt um Inhalte streiten, Privilegien ab-
sichern, Wassergräben um die eigenen 
Posten ziehen und, statt Klartext zu re-
den, sich hinter Floskeln verstecken;
▸  und weil junge, engagierte Nach-
wuchskräfte, die sich für ihre Ideale aus 
der Deckung wagen, vom Establishment 
degradiert werden.

Menschen mit solchen Empfindungen 
kehren den etablierten Parteien den  
Rücken. Aber stimmt das alles? Und 
wenn ja, wie könnten die Parteien die 

Enttäuschten und Abtrünnigen zurück-
gewinnen? 

Die beiden Volksparteien, SPD und 
CDU, sind zu seelenlosen Parteien ge-
worden. Die CDU, weil sie ihre Tradition 
vergessen hat und ihren konservativen, 
bürgerlichen Wesenskern. Die Christ-
lich-Konservativen haben sich dem 
Zeitgeist ergeben, alte Prinzipien auf-
gegeben und sich aufgemacht in die so-
genannte Mitte. Dabei ist eingetreten, 
wovor so umstrittene wie weitsichtige 
Politiker des vorigen Jahrhunderts wie 
Franz Joseph Strauß gewarnt haben: In 
Deutschland hat eine Partei die Lücke 
auf der Rechten besetzt. Und das ist nur 
zum Teil eine Folge der Flüchtlingskri-
se.

Auch auf der anderen Seite der Mit-
te weiß die SPD schon seit Jahren nicht 
mehr, wem sie eigentlich verpflichtet 
ist: denen, die mit ihrer Arbeit den La-
den am Laufen halten, den Arbeitern 
und kleinen Angestellten mit ihren Fa-
milien, die Miete bezahlen und trotz 
Vollzeitarbeit kaum ihr Leben bestrei-

ten können. Stattdessen haben sie dazu 
beigetragen, dass sich jene die Taschen 
füllen, die in der Partei früher Kapi-
talisten hießen. Ihre Versuche, die Grü-
nen beim Klima und bei Genderfragen 
nachzuahmen, haben nicht verfangen. 
Die Menschen bevorzugen das Original, 
schon hoffen die Grünen auf eine Betei-
ligung an der nächsten Regierung spä-
testens 2021 – vielleicht sogar mehr.

Die SPD dümpelt bei unter 15 Prozent, 
die CDU steht, will sie dieses Schick-
sal vermeiden, vor einer Richtungsent-
scheidung: Wer führt die Partei und wer 
tritt für die Kanzlerschaft an?

Drei Kandidaten stehen im Fokus: Als 
Erster meldete Norbert Röttgen sei-
ne Kandidatur an. Der jugendlich wir-
kende 55-Jährige gehört dem libera-
len Flügel der Partei an, war einst ein 
treuer Knappe der Kanzlerin, ehe er 
nach dem verunglückten Versuch, Mi-
nisterpräsident in Nordrhein-Westfa-
len zu werden, auch etwas unrühmlich 
das Kabinett verlassen musste, dem er 
als Umweltminister angehört hatte. In 
der Folge gelang es Röttgen jedoch, sich 
als Außenpolitiker wieder einen besse-
ren Ruf zu erarbeiten. Zweiter Kandidat 
ist der wirtschaftsnahe Friedrich Merz, 
der angeblich an der Basis eine erheb-
liche Fangemeinde und Merkel schon 
mehrfach herausgefordert hat und mit 
seiner rechtskonservativen Grundein-
stellung Wähler von der AfD zurückge-
winnen könnte. Dritter im Bunde ist der 
bodenständige Armin Laschet, der als 
moderat und Moderator gilt, den größ-
ten Landesverband Nordrhein-West-
falen anführt, schon mal einen Blick 
in Richtung Grüne wagt und Merkels 
Flüchtlingspolitik immer befürwortet 
hat – auch als Christ(demokrat). 

Alle Kandidaten werden auf jeden Fall 
darauf achten, auf eine gewisse Distanz 
zu Merkel zu gehen. Auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz wagte es selbst 
Laschet, die Kanzlerin anzugreifen – 
wegen ihrer zögerlichen Haltung gegen-
über Macrons Plänen für eine gemein-
same europäische Sicherheitspolitik. 
Weimar oder Trumpistan? Die CDU 
steht vor einer Zerreißprobe.

Peter Koepf ist Chefredakteur  
dieser Zeitung

Mehr Demokratie wagen: Nach dem Fiasko in 
Thüringen trat die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-
Karrenbauer zurück. Friedrich Merz (links), Armin 
Laschet und weitere Kandidaten versprechen einen 
Aufbruch.

erst dann gibt es Bereitschaft zum Kom-
promiss und diplomatischen Spielraum.

An diesem Punkt befand sich der Sy-
rien-Konflikt noch nie. Für Assad hat 
es sich stets gelohnt, ums Überleben zu 
kämpfen, denn sein Regime hatte alles, 
was es brauchte, um den Krieg militä-
risch zu gewinnen: Massenvernichtungs-
waffen und die Bereitschaft, sie gegen die 
eigenen Landsleute einzusetzen; eine 
Weltmacht Russland, die ihren letzten 
Verbündeten in Nahost an der Macht hal-
ten will und deshalb mit ihrer Luftwaf-
fe sämtliche Regime-Gegner vernichtet 
oder vertreibt; eine in asymmetrischer 
Kriegsführung erfahrene Regionalmacht 
Iran, die schiitische Milizen am Boden 
organisiert; eine kriegsmüde, zögerliche 
und im Rückzug begriffene Weltmacht 
USA, uneinige und planlose Europäer, ein 
blockierter UN-Sicherheitsrat und die Ig-
noranz der Weltgemeinschaft.

Die Versuche der Amerikaner und 
Europäer, Druck auf Damaskus aufzu-
bauen, beschränkten sich auf ein ausge-
feiltes Sanktionsregime (schmerzhaft 
für die syrische Führung, aber mit Hil-
fe verbündeter Handelspartner erträg-
lich), halbherzige Waffenlieferungen an 
wechselnde Rebellengruppen (über Jah-
re zu wenig zum Siegen und zu viel zum 
Verlieren) sowie zwei völkerrechtswid-
rige, symbolische und folgenlose Angrif-
fe auf Militärbasen, um den Einsatz von 

Chemiewaffen zu bestrafen. Nichts da-
von führte zu einer Verhaltensänderung 
oder erhöhten Kompromissbereitschaft 
des syrischen Regimes.

Vor diesem Hintergrund ist die Vor-
stellung, Europa könne mit finanziellen 
Anreizen beim Wiederaufbau Einfluss 
auf die Machtverhältnisse und die Reali-
tät in Syrien nehmen, schlicht naiv. Jeder 
europäische Parlamentarier – ob linker 
Antiimperialist oder rechter Nationalist 
–, der nach Damaskus reist, um sich von 
Regimevertretern den „normalen All-
tag“ und die „stabile Sicherheitslage“ zei-
gen zu lassen, wird zum Propagandisten 
Assads. Und zum effektiven Unterstützer 
der Strategie Wladimir Putins.

Der russische Präsident folgt im Ge-
gensatz zu den USA und Europa in Syrien 
einem funktionierenden Plan. Er besteht 
aus drei Stufen: retten, rückerobern, re-
habilitieren. Aktuell befinden wir uns im 
Übergang zu Phase drei, deren Ziel es ist, 
das syrische Regime international salon-
fähig zu machen.

Die Logik dahinter klingt plausibel: 
Assad hat gewonnen und bleibt an der 
Macht, also besser die Realität anerken-
nen und konstruktiv am Wiederaufbau 
des geschundenen Landes mitarbeiten, 
damit es den armen Menschen dort bald 
besser geht und die geflüchteten Syrer 
zurückkehren können.

Einziges Problem: Wer die Menschen 

in Syrien im Blick hat, sollte nicht das 
Regime stützen. Denn jeder Euro, der in 
guter Absicht nach Damaskus geschickt 
wird, dient der Festigung jener Herr-
schaftsstrukturen, die vor neun Jahren 
zum Aufstand führten.

Was ahnungslose Politiker, Journa-
listen oder Blogger vor Ort als Stabili-
tät wahrnehmen, ist Friedhofsruhe. As-
sad braucht das Geld, um seine Cronies 
zu entlohnen, Milizen ruhig zu stellen, 
Anhänger mit besseren Lebensbedin-
gungen an sich zu binden und den Ge-
heimdienstapparat zu erhalten. An der 
Rückkehr geflüchteter Syrer hat er kein 
Interesse, schließlich hat er die meisten 
davon gezielt vertrieben, um ehemals 
oppositionelle Gebiete von Gegnern zu 
säubern. 

Assad frohlockt, schließlich arbeitet 
die UN seit Jahren mit regimenahen Or-
ganisationen, Unternehmen und Perso-
nen zusammen, die das Geld in seinem 
Sinn verteilen. Einige dieser Partner ste-
hen auf den Sanktionslisten der USA und 
Europas – ein Skandal, sind doch Was-
hington und Berlin die größten bilatera-
len Geber humanitärer Hilfe in Syrien.

Während Europäer und Amerikaner 
die Syrer also humanitär versorgen und 
Assad damit den Rücken für seinen Id-
lib-Feldzug freihalten, arbeiten Russ-
land, Iran und die Türkei an der langfris-
tigen Absicherung ihres Engagements 

in Syrien. Ihre autokratisch denken-
den Führungen verstehen Außenpolitik 
nicht als diplomatisches Aushandeln von 
Kompromissen, sondern als reine Inter-
essenpolitik.

Mit den Herrschaftsmethoden Assads 
haben sie naturgemäß kein Problem, im 
Inneren kann das Regime deshalb wal-
ten wie es will. Nicht mal der Kreml hat 
Einfluss auf Assads Geheimdienste, Si-
cherheitsgarantien für rückkehrwilli-
ge Syrer wird es deshalb von russischer 
Seite nicht geben.

Für die drei Interventionsmächte hat 
sich der Einsatz in Syrien gelohnt. Anka-
ra ist zwar von seinem ursprünglichen 
Ziel eines Machtwechsels in Damaskus 
abgerückt, kann aber einen Teil der sy-
rischen Aufständischen als islamistische 
Söldner zur Durchsetzung eigener Inte-
ressen nutzen – östlich des Euphrats ge-
gen die Kurden, inzwischen auch in Li-
byen. Mit ihrem Einmarsch im Oktober 
2019 hat die Türkei die dort herrschende 
Partei der demokratischen Union (PYD) 
in die Arme Assads und Putins getrieben 
und ein kurdisches Autonomieprojekt 
mittelfristig verhindert.

Eine Wiederannäherung zwischen An-
kara und Damaskus ist möglich, ihre Ge-
heimdienstchefs trafen sich im Januar in 
Moskau. Mit Verweis auf das Abkommen 
von Adana aus dem Jahr 1998 versucht 
Putin, die beiden Nachbarn auf einen ge-

meinsamen Kampf gegen die PKK und 
ihre Verbündeten einzuschwören.

Russland unterhält in Syrien drei Mi-
litärbasen und bleibt damit über Jahr-
zehnte im östlichen Mittelmeerraum 
präsent. Daneben haben sich russische 
Firmen mit einseitigen Verträgen einen 
Großteil der Gewinne bei der Förderung 
von Öl, Gas und Phosphor gesichert. Mos-
kau will in Syrien staatliche Strukturen 
stärken und Milizen einhegen – ganz 
im Gegensatz zu Teheran, das an einem 
Staat im Staat arbeitet, um den eige-
nen Einfluss militärisch, politisch, wirt-
schaftlich und gesellschaftlich zu verste-
tigen. Nach dem Vorbild der iranischen 
Revolutionsgarden baute der ermordete 
General Qassem Soleimani die National 
Defense Forces (NDF) auf, syrische Para-
militärs, die unter lokaler Führung für 
Assad kämpfen.

Was im Libanon mit der Hisbollah ge-
lang und im Irak mit den Hashd al-Shaa-
bi, soll sich in Syrien mithilfe der NDF 
wiederholen – ein dauerhafter Einfluss 
über einen von Iran abhängigen loka-
len Stellvertreter. Die schiitische „Achse 
des Widerstands“, die von Teheran über 
Bagdad, Damaskus und Beirut bis zum 
Mittelmeer und an die Grenzen Israels 
reicht, wäre damit komplett.

Ob die iranische Führung diese Visi-
on ohne ihren Strippenzieher Soleimani 
und angesichts von verschärften Sank-

tionen, aufflammenden Protesten und 
einer immanenten militärischen Eska-
lation mit den USA umsetzen kann, ist 
fraglich. Zumindest mit Blick auf Syri-
en, wo ihr mit nur zwei Prozent Schiiten 
die Basis in der Bevölkerung fehlt. Russ-
land könnte Irans derzeitige Schwäche 
nutzen und die syrische Nachkriegsord-
nung weiter zum eigenen Vorteil ausge-
stalten.

Der Syrien-Konflikt ist für die USA 
und Europa verloren. Kurzfristig soll-
ten sie gegenüber dem Regime und den 
russischen Befriedungsbemühungen 
standhaft bleiben und mit Druck auf die 
UN dafür sorgen, dass ihre humanitäre 
Hilfe den Bedürftigsten zugute kommt 
und nicht Assads Patronagenetzwerk. 
Langfristig können die Europäer auf den 
Veränderungswillen der Syrer hoffen 
und sie überall dort, wo es Raum dafür 
gibt, in ihrem Streben nach Freiheit, ih-
ren Bemühungen um Gerechtigkeit und 
ihrem Wunsch nach Aussöhnung unter-
stützen.

Kristin Helberg ist Journalistin  
und Syrien-Expertin. Sie arbeitet für  

die ARD, den ORF und andere TV-Sender. 
Im vergangenen Jahr erschien ihr Buch 

„Der Syrien-Krieg. Lösung eines  
Weltkonflikts“ (Herder).
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Es ist an der Zeit, sich in Europa und 
besonders in Deutschland von Neu-
em darauf zu besinnen, dass man 

mit Russland reden muss – und zwar ernst 
gemeint, nicht nur um „im Gespräch zu 
bleiben“. Den ungeliebten Herrn im Kreml 
mit Schweigen zu übergehen, weil er an-
ders denkt und anders handelt, als wir es 
uns wünschen, heißt, der Politik als der 
„Kunst des Möglichen“ zu entsagen. Mit 
großen Worten, moralischer Empörung 
und rhetorischer Maßregelung gewinnt 
man keine Gestaltungsmacht.

Die „Verbalisten“ haben einem auch 
heute nichts zu bieten. Ihre „Trümpfe“ 
sind auch heute noch keine. Die wegen der 
Inbesitznahme der Krim gegen Russland 
verhängten Finanz- und Wirtschaftssank-
tionen werden weithin weniger als ein In-
strument der Politik denn als pädagogi-
sche Strafmaßnahme angesehen. Auch 
ich frage mich, ob wir im Ernst glauben, 
dass Sanktionen des Westens die nuklea-
re Großmacht des Ostens zum Einlenken, 
geschweige denn zur Umkehr bewegen.

Und natürlich geht es auch für Russ-
land, wie stets bei den Großen und Mäch-
tigen, um Gesichtswahrung. Wir vertiefen 
den Konflikt, statt ihn einzudämmen – mit 
Rüffel und Rüge führen wir Ost und West 
nicht aus der Krise heraus. Aber nur dar-
um kann es angesichts der sich gefährlich 
zuspitzenden Konfrontation gehen. 

Nun gilt es, vom Siegerpodest des Kalten 
Krieges herabzusteigen und die Realitäten 
von heute, so wenig sie uns gefallen und so 
unrecht sie sein mögen, zu nehmen, wie 
sie nun einmal sind, und mit ihnen Poli-
tik zu machen – den Status quo anzuer-
kennen, um ihn zu überwinden. Besser 
heute als morgen sollten wir damit begin-
nen, das diplomatische Vakuum der letz-
ten Jahre wieder mit Leben zu füllen, auf 
Russland zuzugehen und den Konflikt „il-
lusionslos“ zu entspannen. 

Russland muss nicht auf die Knie ge-
zwungen werden, muss nicht Besserung 
geloben, bevor man zu reden beginnt. 
Russland muss nicht erst eine lupenrei-
ne Demokratie zustande bringen und die 
westlichen Werte in seiner Gesellschaft 
unwiderruflich etablieren, um für den 
Westen „gesprächswürdig“ zu sein. Wo-
rauf also warten und schlafwandeln, bis 
das Kind endgültig in den Brunnen gefal-
len ist? 

Wir kommen in Europa nicht umhin, 
im Verhältnis zu Russland noch einmal al-
les auf Anfang zu stellen. Mit einer Stunde 
null für die deutsch-russischen Beziehun-
gen können wir beginnen. Ein Neustart 
setzt voraus, dass wir unseren Umgang 
mit Russland revidieren. Wir müssen 
Russland als gleichberechtigten Partner 
behandeln und Augenhöhe herstellen – in 

der Begegnung und in Verhandlungen. Ein 
Neustart beinhaltet auch, dass wir uns von 
manchen idealpolitischen Illusionen lösen 
und einigen realpolitischen Wahrheiten 
ins Gesicht sehen: Das Wünschenswerte 
ist nicht immer auch das politisch Mach-
bare. 

Wertegeleitete Außenpolitik hat die An-
sätze, die in Zeiten der Systemkonfronta-
tion für die Kommunikation mit anderen 
Ordnungen gefunden wurden, in Verges-
senheit geraten lassen. Es lohnt, sich einige 
Leitsätze der Ostpolitik wieder in Erinne-
rung zu rufen, einige Einsichten neu auf-
zuarbeiten. 

Das Wichtigste zuerst: Die Triebfedern 
aller Außenpolitik sind Interessen. Egon 
Bahr hat es 2013 vor Schülern in Heidel-
berg einmal sehr pointiert ausgedrückt: 
„In der internationalen Politik geht es nie 
um Demokratie oder Menschenrechte. Es 
geht um die Interessen von Staaten. Mer-
ken Sie sich das, egal, was man Ihnen im 
Geschichtsunterricht erzählt.“

Wir sollten anerkennen, dass auch Russ-
land Interessen hat und dass auch Russ-
lands Interessen legitime Interessen sind. 
Das gilt auch geopolitisch. Und es gilt auch 

für Russlands Sicherheitsbedürfnis, über 
das wir trotz der Geschichte des 20. Jahr-
hunderts allzu einfach hinweggehen. Wir 
werden nicht zu einer Verständigung und 
zu einem Ausgleich kommen, wenn wir die 
Interessen Russlands als unberechtigt zu-
rückweisen oder schlicht ignorieren. 

Des Weiteren muss, wer ernsthaft Wege 
zueinander finden will, bereit sein, die Per-
spektive zu wechseln. Gemeinsame Lö-
sungen können wir nur erreichen, wenn 
wir die Beweggründe der russischen Au-
ßenpolitik nachvollziehen. Wer konstruk-
tive Gespräche will, muss gedanklich im-
mer auch auf der anderen Seite des Tisches 
Platz nehmen. Egon Bahr hat das geradezu 
gepredigt. Als Schlichter in mehreren Ta-
rifkonflikten habe ich mich davon über-
zeugen können, wie ergiebig der Perspek-
tivwechsel für Verhandlungen ist. Wenn 
die Fronten aussichtlos verhärtet schei-
nen, kann er helfen, zu einem für beide 
Seiten akzeptablen Ergebnis zu kommen. 

Darüber hinaus muss anerkannt wer-
den, dass auch andere Sichtweisen ihre Be-
rechtigung haben. Wir haben uns – wohl 
oder übel – mit dem Gedanken anzufreun-
den, auch von unseren Vorstellungen ab-

weichende politische und gesellschaftli-
che Konzepte, die auf anderen Traditionen 
und Denkweisen beruhen, zuzulassen und 
zu respektieren. Nur aus einer offenen 
und toleranten Haltung heraus kann sich 
ein Dialog auf Augenhöhe entwickeln. Die 
selbstgerecht-moralische Attitüde gegen-
über Russland steht uns Deutschen nicht 
gut zu Gesicht. Wir sollten auf Schulmeis-
terei verzichten und uns nicht über Russ-
land erheben.

Es ist nicht richtig, Ansichten Moskaus 
pauschal zu missbilligen – Vorschläge in 
Bausch und Bogen abzulehnen und Wort-
meldungen von vornherein zurückzu-
weisen, als ob man, wie Brandt schon in 
Tutzing monierte, „einen Wettlauf zu ge-
winnen hätte, immer am schnellsten und 
am entschiedensten Nein zu sagen zu je-
dem Hinweis, der aus dem Osten kommt, 
weil er aus dem Osten kommt“.

Respekt vor anderen Ansichten bedeu-
tet auch, dass wir Russland zugestehen 
müssen, seinen eigenen Weg zu gehen. 
Russland allein bestimmt, welche Schrit-
te es zur Demokratie geht und wie diese 
Demokratie in näherer oder fernerer Zu-
kunft gestaltet sein wird.

Wir müssen wieder, wie in der ostpo-
litischen Konzeption der Sechziger- und 
Siebzigerjahre, in längeren Linien denken 
und uns auf längere Wege einstellen. Nur 
so können wir eine Entwicklung induzie-
ren, die uns aus guten Gründen als die bes-
sere erscheint, weil sie unseren Werten 
näher ist. Zu erzwingen ist die Wandlung 
zu einer liberalen, pluralistischen Demo-
kratie nicht.

Eher ist das Gegenteil der Fall: Unter 
dem Druck des Westens wird das autori-
täre Russland noch stärker, werden sich 
die russischen Bürgerinnen und Bürger 
vielleicht noch bereitwilliger hinter ihrem 
Präsidenten versammeln. Aber natürlich 
gehört zur Wahrheit auch, dass Wladi-
mir Putin die autokratischen Führungs-
strukturen, die sich in den Wirren der 
Jelzin-Jahre auszuprägen begannen, kon-
solidierte. Das aber verbietet uns nicht, 
mit Russland zu reden, wenn wir es ernst 
damit meinen und etwas zum Besseren 
verändern wollen. 

Respekt bedeutet nicht Naivität: Die Kri-
tik an vielen Entwicklungen in der russi-
schen Gesellschaft, die heute in Deutsch-
land geübt wird, ist absolut berechtigt, 

und Beispiele für den Autoritarismus des 
russischen Machtapparats gibt es leider 
zur Genüge. Auch ich hadere mit den re-
striktiven Regelungen zu den vom Aus-
land finanzierte Nichtregierungsorgani-
sationen, die als sogenannte ausländische 
Agenten besonders strenge Auflagen zu 
erfüllen haben und immer wieder drang-
saliert werden. Auch mir fehlt jedes Ver-
ständnis für die russische Gesetzgebung 
zu den sogenannten nichttraditionellen 
Beziehungen, die Homosexuelle diskrimi-
nieren. Wir beanstanden diese Weltsicht 
zu Recht.

Das alles sind Rückschritte – Russland 
war schon einmal weiter. Ich wünsch-
te mir mehr Verständnis der russischen 
Führung für die Zivilgesellschaft im ei-
genen Land und mehr Mut, dieser ihre 
Freiräume zu lassen oder wieder zuzuge-
stehen, damit sie sich in ihrer ganzen Di-
versität entwickeln kann. 

An den Wertegrundlagen unserer De-
mokratie, die auch die deutsche Außenpo-
litik prägen, kann es keinen Zweifel geben. 
Nur diskreditiert sich irgendwann eine 
Politik, die im internationalen Kontext 
Werte proklamiert und hochmoralisch ar-

gumentiert. Die Außenpolitik der Bundes-
regierung ist an ein solches Ende gekom-
men. 

Zum einen aufgrund der doppelten 
Standards, mit denen sie misst, wenn sie 
ihre viel beschworenen Werte in der Welt 
einfordert – oder eben nicht. Mit Sau-
di-Arabien oder China spricht Deutsch-
land anders als mit Russland. Halten wir 
unseren Freunden in den Arabischen 
Emiraten, mit denen wir eng zusammen-
arbeiten, ihren Umgang mit Homosexuel-
len vor? Stellen wir unsere enge Koopera-
tion mit dem chinesischen Regime wegen 
der Internierungslager für die Uiguren, 
einer der größten Menschenrechtsver-
letzungen unserer Zeit, infrage? Zum an-
deren durch die uneingestandene Prio-
rität der Interessen vor den Werten. Der 
ehemalige Forschungsdirektor der Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik, 
Eberhard Sandschneider, warnte vor ei-
ner doppelzüngigen deutschen Außenpo-
litik: „Wer den Eindruck vermittelt, Werte 
zwar zu propagieren, sie aber bei Bedarf 
gegen ‚wichtigere‘ Interessen zurückzu-
stellen, schadet eben diesen Werten – und 
der eigenen Glaubwürdigkeit – mehr, als 
er nutzt.“ Letztlich – siehe Saudi-Arabien 
und China – werden eben doch die Werte 
hintangestellt, wenn es um die harten ma-
teriellen Interessen geht. 

In der deutschen Außenpolitik aber ist 
in den vergangenen Jahren von Interes-
sen zumeist geschwiegen worden, umso 
mehr aber war die Rede von Werten. Na-
türlich war das nicht ganz ehrlich. Mittler-
weile wird immerhin offen eingestanden, 
dass Deutschland als globale Handelsnati-
on seine ureigenen strategischen Interes-
sen rund um den Erdball hat. Dass dies im 
Kontext einer Debatte über ein stärkeres 
militärisches – nicht etwa diplomatisches 
– Engagement unseres Landes in der Welt 
geschieht, ist zu bedauern. 

Mit einer Politik des alles oder nichts 
löst man keine Krisen. Nach den Erfah-
rungen des 20. Jahrhunderts dürfen Lö-
sungswille und außenpolitische Fantasie 
eingefordert werden. Zwischen Öl-ins-
Feuer-Gießen und Hände-in-den-Schoß-
Legen muss ein Weg in der Mitte gesucht 
werden, der zueinander führt. Wieder ge-
bietet die Vernunft, die politischen Mög-
lichkeiten neu zu vermessen – ganz prag-
matisch. Auch die kleinen Schritte und 
Fortschritte sind der Mühe wert. 

Saumseligkeit dürfen wir uns nicht 
leisten. Die gebetsmühlenhaft vorgetra-
gene Zusicherung, „den Gesprächsfaden 
mit Russland nicht abreißen zu lassen“ 
– das reicht nicht einmal für ganz kleine 
Schrittchen. Wenn wir etwas in Bewegung 
bringen wollen, müssen wir ernsthaft das 
Gespräch mit Russland aufnehmen – auf 
Augenhöhe. Das ist realpolitische Räson – 
und es macht mir Mut, dass dies auch der 
Wunsch einer Mehrheit von Bürgern und 
Bürgerinnen in Deutschland und Russ-
land an die Politik in ihren Ländern ist.

Matthias Platzeck war von 2002 bis 
2013 Ministerpräsident Brandenburgs für 

die SPD. Seit 2014 ist er Vorsitzender des 
Deutsch-Russischen Forums.

Auszug aus dem Buch „Wir brauchen eine  
neue Ostpolitik. Russland als Partner“,  

das am 16. März bei Propyläen erscheint.

‚Wir brauchen eine  
neue Ostpolitik‘
Russland ist wieder zum Feindbild geworden, schreibt Matthias Platzeck  
mit Bedauern in seinem Mitte März erscheinenden Buch. Er sieht „Russland als Partner“  
und weist Wege aus der Perspektivlosigkeit. Ein Vorabdruck

Mehr Partnerschaft wagen: Willy Brandt (rechts, 1961 bei einer Diskussionsveranstaltung im Schloss Tutzing) entwickelte mit Egon Bahr (hinten) eine neue Ostpolitik.  
Was Franz Josef Strauß und die Union damals kritisch beäugten, führte zu mehr Verständigung. Nun fordert Matthias Platzeck eine neue Ostpolitik.
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Polizei einen gewissen Rang einnimmt, 
das Recht hat, nicht schlechter, wenn 
nicht sogar besser zu leben als ein mit-
telständischer Geschäftsmann.

Das ist der Hintergrund einer Reihe 
von Enthüllungen und Verhaftungen, die 
die Öffentlichkeit in den vergangenen 
Jahren schockierten, weil man selbst bei 
den Trägern von Schulterklappen weni-
ger hoher Dienstränge Millionen Dollar 
und Milliarden Rubel fand. Wie Ruben 
Enikolopow, Rektor der New Economic 
School, einer privaten Wirtschaftshoch-
schule in Moskau, scharf und offen kom-
mentierte: „Es ist für niemanden ein Ge-
heimnis, dass eines der wesentlichsten 
Hemmnisse für das Wirtschaftswachs-
tum das russische Rechtsschutzsystem 
ist, welches das Eigentum nicht schützt, 
die Korruption nicht bekämpft und oft 
genug als Knüppel zur Lösung bei ge-
schäftlichen Streitigkeiten eingesetzt 
wird.“

Damit sich die Unternehmen entwi-
ckeln und die Wirtschaft erholen kön-
nen, muss die Regierung paradoxerweise 
ihrem eigenen Machtblock entgegentre-
ten, also all jenen, die für gewöhnlich als 
erste auf die Staatskasse zugreifen. Am 

schwierigsten wird es dabei sein, jener 
Gruppe von Personen zu widerstehen, 
die man „Putins Politbüro“ nennt, von 
denen die meisten gar keine wichtigen 
Ämter innehaben.

Hat die neue Regierung, in der es kaum 
noch politische Schwergewichte gibt, ge-
nug Willen und Entschlossenheit? Nicht 
ohne Grund charakterisiert die Politolo-
gin Tatjana Stanowaja sie alle zusammen 
folgendermaßen: „Sie sind konfliktscheu, 
pflichtbewusst, anpassungsfähig und po-
litisch unauffällig. Putin könnte ihr Va-
ter sein, sie gehören zur nächsten Ge-
neration, die in einer anderen, digitalen 
Welt lebt, die von der alternden Führung 
kaum verstanden wird.“ 

Mischustins politische Widerstands-
fähigkeit gegen alle „Freunde“, Lobbyis-
ten und Leiter staatlicher Unternehmen 
wird natürlich nicht ausreichen, wenn 
Putin nicht selbst zum Garanten für die 
Unabhängigkeit dieser Regierung wird. 
Dies liegt primär in seinem eigenen Inte-
resse: Gerade diese Personen sollen den 
Präsidenten in der schwierigen Periode 
des großen Machttransits begleiten. 

In einer Zeit des empfindlichen Ein-
kommensrückgangs, des beinahe sta-

gnierenden Wirtschaftswachstums, 
aufsehenerregender Korruptionsskan-
dale und nicht zuletzt drückender Sank-
tionen ist Russland ein sehr zögerliches 
Land. Mischustin und seine Regierung 
werden sich die Gunst der Bevölkerung 
erkämpfen müssen.

Das wird nur mit einem Ergebnis 
möglich sein: Es braucht Wirtschafts-
wachstum. Nur damit wären die frust-
rierten Bürger zu überzeugen. Bislang 
erwarten laut Umfragen 46 Prozent der 
Russen von der neuen Regierung keine 
positiven Veränderungen, 9 Prozent gar 
eine Verschlechterung. Pessimistisch 
sind auch Experten.

In konzentrierter Form brachte das 
Andrei Mowtschan, einer der besten 
russischen Wirtschaftskommentato-
ren, in einem Artikel für die Carne-
gie-Stiftung zum Ausdruck. Mit einem 
ironischen Blick auf die neue Regie-
rung, die eher einer Rechnungskam-
mer ähnelt, weil so viele von ihnen ehe-
malige Mitarbeiter der Steuerbehörde 
sind, vergleicht er die Situation mit dem 
typisch russischen Warten auf einen 
wundersamen Umbruch, eine überra-
schende und irrationale Wendung zum 

Besseren. „Die zentrale Aufgabe von Pu-
tins Politökonomie ist es, so viel Steu-
ern einzutreiben wie möglich“ so der 
Autor. „Aus diesem Grund wurde der 
erfolgreiche Leiter der föderalen Steu-
erbehörde Chef der Regierung. Weshalb 
man erwarten sollte, dass uns nun ein 
Anstieg der steuerlichen Belastung be-
vorsteht, zumindest in Gestalt einer ex-
tensiven Steuereintreibung, aber ver-
mutlich nicht nur.“

Von künftigen Erfolgen Mischustins 
sieht Mowtschan nur einen voraus: die 
Bevölkerung und Wirtschaft auszup-
ressen. Aber die ersten Schritte des 
neuen Ministerpräsidenten bestätigen 
die zentralen Thesen des prominenten 
Ökonomen keinesfalls: Im Gegenteil, 
die neue Regierung nahm die Diskussi-
on über die Senkung der Sozialbeiträge 
von 30 auf 23-25 Prozent wieder auf. 

Diese Reform kann zu einem Rück-
gang der Schwarzarbeit, steigenden 
Einkommen für die Bevölkerung und 
Gewinnen für die Wirtschaft führen 
und die Wettbewerbsfähigkeit steigern. 
In der Diskussion über die neue Regie-
rung gehen russische Kommentatoren 
in keiner Weise darauf ein, dass die ge-

wählte Option für die westlichen Part-
ner und im Prinzip auch für Investo-
ren vermutlich die akzeptabelste ist. Es 
wäre wahrscheinlich falsch zu glauben, 
Ziel der Einsetzung des neuen Kabinetts 
seien nicht ausländische oder generell 
private Investitionen, sondern nur mehr 
staatliche Regulierung.

Wirtschaftswachstum ohne eine wei-
tere Öffnung der Wirtschaft ist in der 
heutigen Welt kaum möglich. Die Über-
windung der Isolation wird für die neue 
Regierung die zentrale Frage sein. Mi-
schustin ist, genau wie die anderen Neu-
linge in seiner Regierung, für den Westen 
im Kontext der kontroversen Probleme 
und der daraus folgenden Sanktionen 
nicht belastet. Kein einziger von ihnen 
steht in aktiver Beziehung zu den Ereig-
nissen auf der Krim oder im Donbass, 
keiner von ihnen gilt als Propagandist 
oder Geschichtsrevisionist.

Die europäische Wirtschaft hat zu-
rechnungsfähige und ideologisch nicht 
verblendete Partner bekommen. Man 
sollte auch nicht vergessen, dass Mi-
schustin als seriöser Geschäftsmann zu 
den Gründern des Internationalen Com-
puterklubs gehörte, einer Organisation, 

die fast allen wichtigen Herstellern der 
rasant wachsenden Computerwelt Ge-
schäfte in Russland ermöglichte.

Buchstäblich in der ersten Stunde 
nach seiner Ernennung bezeichneten 
die meisten Kommentatoren Mischus-
tin als einen technischen Ministerprä-
sidenten. Ob er zu einem politischen 
wird, hängt von zwei Personen ab: von 
Putin und von Mischustin selbst. Die Art 
und Weise, wie der neue Regierungs-
chef empfangen wurde, deutet darauf 
hin, dass seine Aussichten auf die Loya-
lität der Elite sehr hoch sind. Unter den 
Bedingungen des Machtwandels erhält 
diese Loyalität einen neuen hohen Stel-
lenwert.

Für Mischustin selbst ist es mögli-
cherweise eine interessante und reiz-
volle Herausforderung, Politiker zu 
werden. Aber es ist ein Gang über ein 
Minenfeld: Das Ziel ist klar, aber die Per-
spektive diffus.

Viktor Loschak ist Chefredakteur  
dieser Zeitung auf russischer Seite

FORTSETZUNG VON SEITE 1 „KANN ER AUCH POLITIK?“

Neue Ansätze für einen alten Konflikt
Hat die Ersetzung von Wladislaw Surkow durch Dmitri Kosak im Kreml einen Einfluss auf die Lösung der Situation im Donbass?

VON VLADIMIR SOLOVJEV

Russlands Präsident Wladimir Pu-
tin hat seinen bisher für die poli-
tischen Beziehungen zur Ukraine 

und zur international nicht anerkannten 
Republik Donbass zuständigen Berater 
abberufen. An die Stelle von Wladislaw 
Surkow, der fast sieben Jahre lang diese 
Themen betreute, tritt jetzt Dmitri Ko-
sak. Der Weggang des Hardliners Sur-
kow wurde in Kiew mit Enthusiasmus 
begrüßt, man schließt daraus, dass Mos-
kau seine Haltung in Bezug auf den Don-
bass mildern könnte.

Schon seit dem Sommer vergangenen 
Jahres wurde darüber spekuliert, wer  
neuer Chefunterhändler für den Don-
bass werden könnte. Über die Möglich-
keit einer Rotation sprach man schon 
bald nachdem Petro Poroschenko, der 
in Moskau als nicht verhandlungsbereit 
galt, bei den ukrainischen Präsident-
schaftswahlen Wolodymyr Selenskyj un-
terlegen war. Mit Selenskyj, der Frieden 
im Donbass zu seinem zentralen Ziel er-
klärte, verband sich die Hoffnung auf ei-
nen Ausweg aus der Sackgasse.

Erste Gespräche ergaben sich im Som-
mer vergangenen Jahres, als Moskau und 
Kiew über einen Gefangenenaustausch 
verhandelten. Zunächst verständigten 
sich die beiden Präsidenten in mehreren 
Telefonaten über die Rahmenbedingun-
gen, dann wurden ihre Assistenten und 
weitere Beamte einbezogen.

Im September kam es zum Austausch 
unter der Formel „35 gegen 35“. Zusam-
men mit den in Russland inhaftierten 
ukrainischen Seeleuten konnte auch 
der Regisseur Oleg Senzow nach Hause 
fahren. Den Weg in die entgegengesetz-
te Richtung nahmen russische Bürger, 
die in der Ukraine Haftstrafen abzubü-
ßen hatten, unter ihnen auch der wegen 
Hochverrats angeklagte Journalist Kirill 
Wyschinski. 

Bald darauf wurde bekannt, dass auf 
russischer Seite nicht nur der langjähri-
ge Ukraine-Berater im Kreml und Assis-
tent Putins Surkow mit dem Austausch 
befasst war, sondern auch Kosak, zu die-
ser Zeit stellvertretender Ministerpräsi-
dent in der russischen Regierung. Er war 
es, der rasch den Kontakt zu Andrij Jer-
mak hergestellt hatte, der als Assistent 
Präsident Selenskyjs für die Lösung des 
Konflikts im Osten der Ukraine zustän-
dig ist. Schon damals wurde darüber 
spekuliert, ob der aus der Ukraine stam-
mende Kosak bald zur führenden Figur 
der russischen Ukrainepolitik werden 
könnte.

Die Gerüchte bestätigten sich im Ja-
nuar, als Kosak nach dem Rücktritt der 
Regierung Dmitri Medwedjews aus der 

Regierung im Weißen Haus in den Kreml 
wechselte und stellvertretender Chef 
der Präsidialverwaltung wurde. Sur-
kow reagierte darauf mit seinem Rück-
trittsgesuch, das Putin lange nicht un-
terzeichnete. Am 18. Februar schließlich 
kam es doch zu Surkows offizieller Ent-
lassung.

Surkow kommentierte den Vorgang 
mit keinem Wort. Alexej Tschesnakow 
jedoch, Direktor des Zentrums für po-
litische Konjunktur und Surkows Ver-
trauter – so etwas wie das Sprachrohr 
Surkows in den sozialen Netzwerken –
erklärte dessen Entscheidung mit einen 
Kurswechsel bezüglich der Ukraine.

Bisher gibt es keinerlei offizielle 
Hinweise darauf, in welche Richtung 
Moskaus Kurs sich ändern könnte oder 
ob er sich überhaupt ändert. Vielmehr 
erklärte der Pressesprecher des russi-
schen Präsidenten, Dmitri Peskow: „Alle 
Verlautbarungen über einen Kurswech-
sel gegenüber der Ukraine entsprechen 
nicht den Tatsachen und geben lediglich 
den Standpunkt desjenigen wieder, der 
diese Äußerungen macht.“

Man weiß allerdings, dass Surkow und 
Kosak in der Einschätzung der Lage häu-
fig unterschiedlicher Auffassung waren. 

Angeblich kam es zwischen den beiden 
Vertrauten Putins wiederholt zu Mei-
nungsverschiedenheiten im Zusammen-
hang mit dem Donbass, und zwar sowohl 
in ökonomischen als auch in politischen 
Fragen.

Mittelbar wurde dies kürzlich durch 
Selenskyjs Assistenten Jermak bestätigt, 
seit Februar 2020 Chef der Präsidialver-
waltung des ukrainischen Präsidenten. 
Jermak und Kosak wirkten nicht nur aus 
der Entfernung bei dem genannten Ge-
fangenenaustausch zusammen, sie tra-
fen sich laut der Zeitung Kommersant 
auch mehrere Male in Minsk, wo sie über 
eine mögliche politische Lösung des 
Konflikts im Donbass gesprochen haben 
sollen. Dabei äußerte sich Jermak höchst 
positiv über Kosak. Seiner Einschätzung 
nach sei der neue stellvertretende Chef 
der russischen Präsidialverwaltung 
eher bereit zum Dialog als Surkow.  

Surkow hatte von ukrainischer Sei-
te nie Komplimente zu erwarten, und 
ihm lag eigentlich auch nicht daran. Er 
misstraute den Ukrainern. Außerdem 
machte der ehemalige Assistent Putins 
nie einen Hehl aus seiner äußerst harten 
Position gegenüber Kiew, auch nicht aus 
seinen Sympathien für die international 

nicht anerkannten Donezker und Lugan-
sker Volksrepubliken (DNR und LNR), 
mit deren Entstehung er, wie es heißt, 
unmittelbar zu tun hatte. 

Die Lösung des Konflikts im Donbass 
wäre nach Auffassung Surkows letztlich 
die Schaffung eines Mini-Russlands in-
nerhalb der Ukraine. Die Donezker und 
Lugansker Volksrepubliken seien für ihn 
Gebiete, für die eigene Gesetze gelten 
sollten, nicht die der Ukraine, und die in 
einer besonderen, privilegierten Bezie-
hung zu Moskau stehen sollten. Dies al-
les gesetzlich zu verankern, auch in der 
ukrainischen Verfassung, sei Sache des 
ukrainischen Staates selbst.

Von dieser Einstellung wollte Wladis-
law Surkow keinen Millimeter abwei-
chen, und er verlangte von der ukraini-
schen Seite immer die strikte Befolgung 
aller Punkte des Minsker Abkommens in 
genau der festgelegten Reihenfolge. Das 
führte zu Streit mit Kiew.

Die ukrainische Seite wollte erst die 
Kontrolle über das Grenzgebiet zu Russ-
land wiedererlangen und erst danach 
gesonderte Wahlen für die regionalen 
Regierungen der Regionen Donezk und 
Luhansk (ORDLO)  abhalten. Moskau da-
gegen verwies immer darauf, dass im 

Minsker Abkommen eine andere Reihen-
folge verankert sei und beharrte darauf: 
zuerst Wahlen (das heißt die Bildung ei-
ner von Kiew anerkannten Regierung in 
den Donezker und der Luhansker Repu-
bliken), danach erst Wiederherstellung 
der Kontrolle über die Grenzen durch 
die ukrainische Regierung.

Jüngstes Beispiel für die Kontrover-
se darüber war der Gipfel im „Norman-
die-Format“, der am 9. Dezember in 
Paris stattfand. Surkow gehörte dabei 
zu den russischen Unterhändlern. Auf 
der abschließenden Pressekonferenz 
der vier Staatschefs diskutierte Putin 
mit seinem ukrainischen Amtskollegen 
Selenskyj unter anderem darüber, wann 
und wie der ukrainischen Regierung die 
Kontrolle über die Grenzen übergeben 
werden solle, sowie über den Sondersta-
tus der beiden sogenannten Volksrepu-
bliken. Putin bekräftigte damals, dass 
deren Sonderstatus in der Verfassung 
der Ukraine verankert werden müsse. 
Selenskyj antwortete darauf, die ukrai-
nische Regierung sei nicht willens, das 
grundsätzliche Ziel einer Föderalisie-
rung des Landes zu ändern. „Wir werden 
keinerlei Beeinflussung der politischen 
Führung der Ukraine zulassen.“

Kosak hat den Ruf eines Pragmati-
kers, der Probleme lösen kann. Zwar 
war er vor dem Wechsel auf seinen der-
zeitigen Posten in der Präsidialverwal-
tung als stellvertretender Minister-
präsident für die Energiewirtschaft 
zuständig, doch ist ihm das Problem-
feld der postsowjetischen Länder nicht 
fremd. Im Juni 2019 wurde mit Hilfe sei-
nes von Putin sanktionierten persönli-
chen Eingreifens in der Republik Mol-
dau der allmächtige Oligarch Vladimir 
Plahotniuc schnell und unblutig ent-
machtet.

Kosaks Pragmatismus zeigte sich 
damals deutlich. Um erfolgreich zwi-
schen der prorussischen, vom Kreml 
unterstützten Partei der Sozialisten 
(PSRM) und dem prowestlichen Block 
Acum, zu dem auch die rechte Partei 
„Plattform Würde und Wahrheit“ (PAD) 
und die Partei „Aktion und Solidarität“ 
(PAS) gehörten, vermitteln zu können, 
garantierte er dem Block Acum den 
Posten des Premiers in der postoligar-
chischen Regierung.

Man könnte schwerlich sagen, wann 
in der jüngeren Geschichte, vor allem 
nach Ausbrechen der ukrainischen 
Krise und dem damit zusammenhän-
genden Konflikt zwischen Russland 
und dem Westen, Moskaus Unterhänd-
ler jemals ruhige Gespräche mit Partei-
en und Politikern geführt hätten, die 
sich offen dafür einsetzten, dass ihr 
Land sich so weit wie möglich von Russ-
land und dessen Interessen distan-
ziert. Kosak war dazu imstande.

Wenn sich in naher Zukunft bestäti-
gen sollte, dass es jetzt ein von Kosaks 
zentralen Aufgaben ist, die Rücknah-
me oder wenigstens eine wesentliche 
Milderung der auf Russland lastenden 
Sanktionen zu erreichen, könnte der 
neue Ansatz des Kremls die Lösung 
des Konflikts im Donbass ermögli-
chen. Diese Hoffnung stützt, dass Ko-
sak schon einmal mit einer internati-
onal nicht anerkannten Republik im 
postsowjetischen Raum zu tun hatte, 
gerade im Kontext ihrer Reintegration: 
Im Jahre 2003 entwarf er den Plan für 
eine Rückkehr der Pridnestrowischen 
Moldauischen Republik (Transnistri-
en) in die Rechtshoheit von Kischinew 
(Chişinău).

Vladimir Solovjev  
ist Moldau-Korrespondent der  

russischen Tageszeitung  
Kommersant.

Putins Problemlöser in der Ukraine: Dmitri Kosak
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Es gibt Zeiten, in denen es so 
scheint, als wäre man vor Jahr-
zehnten schon einmal weiter ge-

wesen. Deutschland, das in diesem Jahr 
auf das Ende des Zweiten Weltkriegs 
vor 75 Jahren zurückblickt, macht einen 
solchen Eindruck. Geschichtsrevisionis-
tische Äußerungen, die den National-
sozialismus und seine Verbrechen her-
unterspielen, sind in jüngster Zeit nicht 
nur beschämend laut geworden; sie 
werden von prominenten Vertretern der 
Neuen Rechten auch gezielt eingesetzt, 
um die demokratische und liberale Ord-
nung der Bundesrepublik anzugreifen. 
Der „antitotalitäre Grundkonsens“, den 
die Historiker Ulrich Herbert und Axel 
Schildt vor 20 Jahren als gemeinsames 
Kennzeichen fast aller Gesellschaften 
des europäischen Kontinents erachte-
ten, hat offenkundig Risse bekommen. 
An das Kriegsende zu erinnern, ist des-
halb erneut dringlich geworden. 

Das offizielle Kriegsende in Deutsch-
land am 8. Mai 1945, der Tag der bedin-
gungslosen Kapitulation, markiert für 
weite Teile Europas zunächst und vor al-
lem eines: das Ende eines von deutscher 
Seite entfesselten, verbrecherischen An-
griffskriegs, der im September 1939 mit 
dem Überfall auf Polen begann und sich 
zu einer beispiellosen Gewalt- und Ver-
nichtungseskalation insbesondere im 
Osten Europas ausweitete. Die Gesamt-
zahl der Toten wird heute auf mehr als 
60 Millionen Menschen geschätzt; auf-
grund des Genozids, der Bombardierun-
gen und der Vertreibungen handelte es 
sich mehrheitlich um Zivilisten.

Allein die Sowjetunion beklagte mehr 
als 25 Millionen Tote, Polen etwa 6 Milli-
onen, unter ihnen mit rund 3 Millionen 
Menschen mehr als die Hälfte aller er-
mordeten Juden in Europa. Die Verbre-
chen der Deutschen, vor allem die im Os-
ten an den Juden verübten, waren und 
sind in der Geschichte ohne jede Paral-
lele.

Historikerinnen und Historiker legen 
den Schwerpunkt jedoch schon längst 
nicht mehr auf den Tag der Kapitulation, 
wenn es um das Kriegsende geht. Denn 
das Ende des Kriegs begann Monate zu-
vor, im Westen Deutschlands spätestens 
nachdem US-amerikanische Soldaten 
am 11. September 1944 in der Nähe von 
Aachen die Staatsgrenze des Deutschen 
Reichs überquert hatten; einen Monat 
später überschritten sowjetische Solda-
ten erstmals die deutsche Grenze im Os-
ten.

Was sich in den verbleibenden Mona-
ten bis zur bedingungslosen Kapitulati-
on auf dem Gebiet des Deutschen Reichs 
abspielte, war höchst divers: Die wach-
sende Kriegsmüdigkeit deutscher Zivi-
listen paarte sich mit einem von der Pro-
paganda hochgepeitschten „Endkampf“, 
der besonders im Osten Deutschlands 
erbittert geführt wurde. Allein ein Drit-
tel aller deutschen Soldaten, die wäh-
rend des Kriegs ums Leben kamen, starb 
in den letzten Kriegsmonaten zwischen 
Januar und Mai. Während einige Deut-
sche bereits weiße Tücher aus den Fens-
tern hängten, um den Amerikanern ihre 
Kapitulation zu signalisieren, schickte 
die SS einen guten Teil der noch verblie-
benen Insassen der Konzentrations- und 
Außenlager auf „Todesmärsche“.

Schrittweise befreiten unterdessen 
sowjetische, US-amerikanische und bri-
tische Soldaten die Konzentrationslager, 
und nicht jeden der erschöpften und bei-
nahe verhungerten Insassen konnten sie 
retten. In dieser Phase der Auflösung und 
einem unbeschreiblichen Chaos kreuzte 
sich auf deutschem Boden der Weg der 
KZ-Häftlinge auf den „Todesmärschen“ 
mit dem der Flüchtlinge und Vertriebe-
nen, der deutschen Kriegsgefangenen, 
der Ausgebombten und ausländischen 
Zwangsarbeiter, die sich teilweise schon 
hatten befreien können. Hunderttausen-
de dieser Menschen starben, noch bevor 
der Krieg offiziell zu Ende war.

Zahlreiche größere und kleinere 
NS-Funktionäre, aber auch „norma-

le Bürger“, Männer wie Frauen, such-
ten während der letzten Kriegsmona-
te jedoch den Freitod, überwiegend 
im Osten. Der Sicherheitsdienst der SS 
bemerkte bereits im März 1945, dass im-
mer mehr Menschen daran dachten, ih-
rem Leben aus Angst „vor der mit Sicher-
heit zu erwartenden Katastrophe“ ein 
Ende zu setzen.

Die propagandistisch geschürte Angst 
vor der Vergeltung der Roten Armee 
spielte eine erhebliche Rolle. Andere 
konnte sich eine Zukunft einfach nicht 
mehr vorstellen. Während jene, die von 
den Nationalsozialisten verfolgt wor-
den waren, die Alliierten herbeisehnten, 
machten sich die meisten Deutschen 
während der letzten Kriegstage keine Il-
lusionen über ihre eigene Zukunft.

Trotz der Erleichterung über das Ende 
der Kriegsgewalt und das reine Davon-
gekommensein wich die Stimmung der 
Desillusionierung unter den Deutschen 
nach der bedingungslosen Kapitulation 
vom 8. Mai 1945 nur langsam, wie man 
heute aus autobiografischen Berichten, 
Tagebüchern, Briefen und Krankenak-
ten weiß. Der Wille, nach vorn zu schau-

en, mischte sich – oft in ein und dersel-
ben Person – mit tiefer Erschöpfung und 
Trauer, dann wieder mit Gefühlen der 
Hilflosigkeit, der Angst und des Ausgelie-
fertseins angesichts der völligen Unklar-
heit über die Zukunft Deutschlands und 
das eigene Schicksal.

Zu diesen widersprüchlichen Emp-
findungen trugen Plünderungen – nicht 
nur durch die Besatzer –, tätliche Über-
griffe und Vergewaltigungen ebenso bei 
wie der vor allem in den Städten grassie-
rende Hunger sowie der Vorsatz der Al-
liierten, den Nationalsozialismus radikal 
zu beseitigen, auch wenn dies angesichts 
der Absicht, umgehend eine neue politi-
sche Ordnung aufzubauen, letztlich gar 
nicht zu leisten war. 

Doch die Verhaftungsaktionen der 
ersten Monate, bei denen in der ameri-
kanisch besetzten Zone rund 117 000, in 
der sowjetischen etwa 127 000 ehemali-
ge Parteimitglieder in Internierungsla-
ger überführt wurden, waren in ihrem 
Ausgang für die Betroffenen nicht kal-
kulierbar. Das gilt in ähnlicher Weise 
für die Entnazifizierungsverfahren, die 
in den verschiedenen Besatzungszonen 

zwar mit unterschiedlicher Härte er-
folgten, aber zunächst für Millionen von 
Deutschen bedeuteten, dass ihre natio-
nalsozialistische Vergangenheit geprüft 
werden würde und sie gegebenenfalls 
Zwangsmaßnahmen zu erwarten hatten.

Für die mangelnde Berechenbar-
keit, die mit diesen Verfahren verbun-
den waren, ist die hektische Suche nach 
Entlastungszeugnissen, die schon zeit-
genössisch bemerkt und spöttisch kom-
mentiert wurde, ein untrügliches Indiz. 
Vielen gelang es, sich mithilfe dieser 
„Persilscheine“ zu entlasten und die Mit-
verantwortung für die nationalsozialis-
tischen Verbrechen herunterzuspielen.

Die Entnazifizierungsverfahren waren 
für viele der Betroffenen eine einschnei-
dende Erfahrung, die sie zwang, sich 
mit ihrer nationalsozialistischen Ver-
gangenheit auseinanderzusetzen und 
zum Nationalsozialismus auf Abstand zu 
gehen. Hinzu kam, dass die eigene Le-
bensgrundlage bis zum Abschluss des 
Verfahrens und der bescheinigten Ent-
lastung in der Schwebe hing. Für unzäh-
lige Menschen war es deshalb ein zähes 
und zermürbendes Warten auf den Be-

scheid, der so entscheidend für die Zu-
kunft war.

Der Historiker Michael Geyer hat ein-
mal pointiert formuliert, dass an der 
Kontroverse über den 8. Mai 1945 als 
„Befreiung“ oder „Niederlage“ deutlich 
geworden sei, wie sehr sich „die Nach-
kriegsgesellschaft am Ende des 20. Jahr-
hunderts aus dem Krieg herausgeredet 
hatte“. Wenn wir heute darauf bestehen, 
dass dieser Tag für die Deutschen eine 
Befreiung gewesen sei, hat das zwar in-
sofern seine Berechtigung, als wir damit 
deutlich zum Ausdruck bringen, dass wir 
den verbrecherischen Charakter des na-
tionalsozialistischen Regimes und die 
Notwendigkeit seiner Zerstörung voll-
ständig anerkennen. Doch die Rede von 
der „Befreiung“ hat ihre Tücken. 

Zum einen verstellt sie den Blick auf die 
Geschichte, in der sich unzählige Deut-
sche alles andere als „befreit“ fühlten, 
sei es, weil sie an ihren „Führer“ geglaubt 
hatten, von Zukunftsangst eingeholt wur-
den oder selbst gewalttätigen Übergrif-
fen ausgesetzt waren. Zum andern legt 
gerade „die implizite Bedeutung von Be-
freiung“ nahe, die Deutschen seien alle 

Opfer gewesen, wie der Historiker Rein-
hard Koselleck schon vor Jahren in einem 
Interview kritisierte. Dazu bemerkte er 
knapp: „Wir Deutschen waren aber auch 
Täter in einem sehr eindeutigen Sinne, ob 
als KZ-Wärter oder als Soldaten. Ich habe 
bis zum Schluss gekämpft, um nach dem 
Westen zu entkommen; zu behaupten, 
ich sei ein Opfer, wäre für mich eine Lüge. 
Und zu behaupten, ich sei befreit worden, 
als ich gefangen genommen wurde, wi-
derspricht völlig meiner Erfahrung.“

Wenn wir in die unmittelbare Nach-
kriegszeit zurückgehen, sind zeitgenös-
sische Aussagen selten, in denen sich 
Deutsche so klar als Täter bezeichneten. 
Überhaupt schien es schon vielen auslän-
dischen Beobachtern, später auch Zeit-
historikern, dass die Deutschen die na-
tionalsozialistischen Verbrechen nach 
Kriegsende umgehend beiseitegescho-
ben, sie im Grunde verdrängt oder zu-
mindest relativiert hätten, ohne sich in 
irgendeiner Weise für diese Taten schul-
dig zu fühlen oder über diese Verbrechen 
erschüttert zu sein. 

Es steht außer Frage, dass es diese  
Fälle gibt, deren Zahl jedoch schwer zu 
beziffern ist. Doch in der zutage treten-
den Unsicherheit und Orientierungs-
losigkeit, in der Verzweiflung und den 
Ängsten, die unmittelbar nach Kriegsen-
de viele Deutsche, gerade auch ehemalige 
Soldaten heimsuchten, lässt sich auch die 
bleibende Präsenz der erlebten und be-
gangenen Gewalt im Leben der Davonge-
kommenen aufspüren.

So finden sich in Tagebüchern, Briefen 
und Krankenakten, die aus der unmittel-
baren Nachkriegszeit stammen, immer 
wieder Hinweise auf massive Ängste, die 
in der Konfrontation mit den Besatzern 
und im Kontext der Entnazifizierungs-
verfahren auftauchten. Sie speisten sich 
ganz offenkundig aus einem hinreichend 
großen Wissen über die nationalsozialis-
tischen Verbrechen, dem man nicht ohne 
Weiteres entkommen konnte.

Diese nagenden Erinnerungen such-
ten ehemalige Soldaten in ihren Träumen 
heim, zeigten sich aber auch als Antrieb 
für eine dauernde Beschäftigung mit der 
eigenen Person, die man irgendwie neu 
ausrichten musste, um mit der Vergan-
genheit leben zu können.

Der ehemalige Wehrmachtssoldat 
Franz F. war ein solcher Fall. Auch drei 
Jahre nach dem Krieg hatten ihn seine 
Kriegserlebnisse nicht losgelassen. Sie 
verfolgten ihn in den Schlaf, und auch 
tagsüber ertappte er sich immer wieder 
dabei, wie er einem Arzt erzählte, „wenn 
er sich mit Kriegsgeschehnissen beschäf-
tigte“. Welche Gewalttaten das waren, 
konkretisierte er nicht, doch legte er 
sich zurecht, er habe zwei Seelen in sei-
ner Brust, von denen die eine, die rück-
sichtslosere, nur unter den Bedingungen 
des Kriegs zum Tragen käme. Dem Arzt 
versicherte er dennoch: „Wenn er jetzt 
noch einmal vor viele Situationen gestellt 
würde, würde er sicher rücksichtsvoller 
sein.“

Insbesondere für die heimkehrenden 
Soldaten lässt sich zeigen, dass ihr Le-
ben in den ersten Jahren nach Kriegsen-
de, entgegen dem äußeren Anschein, oft 
einer inneren Zerreißprobe glich, in der 
eine innere Balance erst wiedergefunden 
werden musste. Dabei erwähnten sie das 
Leiden der Gegner und die ermordeten 
Opfer zwar äußerst selten, doch blieben 
diese gewissermaßen im verdrängten 
Bewusstsein. Diese heimliche Präsenz 
durchwirkte das Leben der Davonge-
kommenen, ihre Rationalisierungsversu-
che des eigenen Verhaltens während des 
Kriegs und nicht zuletzt die Kommunika-
tion in unzähligen Familien. 

Svenja Goltermann ist Professorin für 
Geschichte der Neuzeit an der Univer-
sität Zürich und Mitherausgeberin des 

Online-Magazins Geschichte der Gegen-
wart. Zuletzt erschien „Opfer. Die Wahr-

nehmung von Krieg und Gewalt in der 
Moderne“ (S. Fischer). 

Am Ende: Die Hauptstadt des Tausendjährigen Reichs 1945

DIE TÜCKISCHE REDE  
VON DER BEFREIUNG
Kriegsende in Deutschland: Angst vor Vergeltung und Suche nach Zukunft

VON SVENJA GOLTERMANN
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Die Faschisten erleben ihre letz-
ten Stunden. Unsere Herzen 
sind freudig erregt. Die uns-

rigen sind nah. Wir warten ungedul-
dig auf sie, die Befreier“, notierte der 
ukrainische Wissenschaftler Michail 
Usyk, der die deutsche Besatzungs-
herrschaft in der ostukrainischen Stadt 
Charkow erlebte, während der Befrei-
ung der Stadt durch die Rote Armee in 
sein Tagebuch. 

„Aber wie werden sie unseren, zu-
meist erzwungenen Dienst für die 
Deutschen bewerten?“, fragte er in 
freudiger, aber auch angstvoller Er-
wartung. „Die Provokateure unter 
den Deutschen verbreiten Gerüchte 
über den angeblichen Terror der ‚Ro-
ten’, über die Erschießung eines jeden, 
der für die Deutschen gearbeitet hat. 
Blödsinn! Lüge!“ Die Bevölkerung aus 
Charkow und anderen Städten habe so 
viel erleiden müssen und habe die Ver-
dienste der Sowjetmacht schätzen ge-
lernt. Die Bevölkerung werde künftig 
„die eifrigste und folgsamste“ sein und 
die beste auf der Arbeit. „Sie hat unter 
deutscher Herrschaft dem Hungertod 
in die Augen gesehen, den Verlust von 
Angehörigen erfahren, physische und 
moralische Unterdrückung ertragen. 
Sie weiß, was Sklavenarbeit bedeutet, 
hat die Kälte ausgehalten, ist ohne Licht 
und Wasser ausgekommen.“ Deshalb 
sei „ein riesiger Umschwung in der Hal-
tung der Menschen gegenüber der So-
wjetmacht festzustellen. Von dem Groll 
und Unmut über die Sowjetmacht, der 
in den Tagen als die Deutschen kamen 
hervortrat, ist jetzt keine Rede mehr.“

Die Hoffnungen und Erwartungen 
vieler Sowjetbürger, dass das Sowjetre-
gime nach dem Triumph des Sieges ei-
nen Richtungswechsel vollziehen und 
dem Wunsch der Bevölkerung nach 
Brot und mehr Freiheiten nachgeben 
würde, wurden bald enttäuscht. Das 
Leben nach dem Krieg wurde zunächst 
nicht besser, sondern noch schlechter, 
so dass der Alltag der meisten Sowjet-
bürger weiterhin einem permanenten 
Ausnahmezustand glich, wie zuvor in 
den 1930er-Jahren und zu Kriegszeiten, 
und Not und Elend nun über den Sieg 
triumphierten.

Zeitzeugen erinnerten sich, dass 
sich direkt nach dem Krieg alle Ge-
spräche nur darum drehten, wie man 
den nächsten Tag überlebte. Im Winter 
1946/47 kam es nach einer Dürre erneut 
zu einer Hungersnot, welche die Uk-
raine, aber auch Teile Russlands betraf 
und die bis zu 1,5 Millionen Todesopfer 
forderte.

Die Sowjetunion ging aus dem Zwei-
ten Weltkrieg als „armer Sieger“ her-
vor, der einerseits sein internationa-
les Ansehen stark vergrößern, neben 
den USA zur Weltmacht aufsteigen und 
große territoriale Gewinne verzeich-
nen konnte, andererseits aber enorme 
Menschenverluste und Zerstörungen 
im eigenen Land hinnehmen musste. 
Die Demobilisierung der Armee, Reeva-
kuierungen, Repatriierungen und De-
portationen setzten gigantische Bevöl-
kerungsbewegungen in Gang. Zudem 
wurden der wirtschaftliche Wiederauf-
bau und die Wiederherstellung der so-
zialen Ordnung nach der Befreiung der 
besetzten Gebiete von verschiedenen 
ethnischen, sozialen und politischen 
Säuberungen begleitet. 

Was bedeutete das Kriegsende für die 
Bevölkerung der Ukraine? „Kriegsen-
de, Sieg, Hurra! Endlich ist dieser lang 
ersehnte Tag gekommen. Es fällt mir 
schwer, meine Gefühle zu beschreiben. 

Wie viel Schreckliches mussten wir in 
diesen Jahren ertragen und jetzt liegt 
all dies hinter uns!“ Das schrieb die 
Kiever Studentin Nina Gerasimova am 
9. Mai 1945 in ihr Tagebuch.

Als einer der Hauptschauplätze des 
Zweiten Weltkriegs hatte die Ukraine 
große Zerstörungen erlitten. Die meis-
ten Städte lagen in Trümmern, die In-
dustrieanlagen waren zerstört. Hinzu 
kamen riesige Bevölkerungsverluste, 
die nach Schätzungen zwischen 6 und 
9 Millionen Menschen umfassten. Etwa 
1,5 Millionen ukrainische Juden fielen 
dem Holocaust zum Opfer. 2,4 Millio-
nen Zwangsarbeiter, vor allem junge 
Frauen, waren ins Reich verschleppt 
worden. 

Die deutschen Besatzungsverbre-
chen in der Ukraine – darunter der 
Massenmord an den ukrainischen Ju-
den und Roma, die Ermordung von 
Kranken und Behinderten, der men-
schenverachtende Umgang mit den so-
wjetischen Kriegsgefangenen – sind bis 
heute erst in Ansätzen erforscht und 
Gegenstand eines Heidelberger For-
schungsprojekts. 

Die Bevölkerungsverluste der Uk-
raine waren umso dramatischer, als 
das Land bereits in der von der sowje-
tischen Führung zu verantwortenden, 
großen Hungersnot der Jahre 1932-1933 
unter Stalin 4 Millionen Todesopfer zu 
beklagen hatte. 

Der Anteil der Ukraine an den Opfern 
des Zweiten Weltkriegs und der deut-
schen Besatzungs- und Vernichtungs-
politik ist in der europäischen Erin-
nerungskultur bis heute viel zu wenig 
präsent. Ein zukünftig in Berlin geplan-
tes Denkmal für die polnischen Besat-
zungsopfer sollte daher auch die ukrai-
nischen, sowie andere osteuropäische 
Opfer der deutschen Besatzungsherr-
schaft einbeziehen.

Das Kriegsende brachte der Ukraine 
aber auch die Ausweitung ihres Ter-
ritoriums gemäß der bereits 1939 im 
Hitler-Stalin-Pakt vereinbarten sow-
jetischen Annexion Ostpolens. Auf der 
Konferenz der Alliierten in Jalta war 
die Curzon-Linie als verbindliche West-
grenze der Sowjetunion festgelegt wor-
den. Fast alle Ukrainer lebten nun in 
einem gemeinsamen Staatswesen, der 
Ukrainischen Sozialistischen Sowjetre-
publik.

Allerdings stellte die politische und 
wirtschaftliche Integration der West- 
ukraine die sowjetische Nachkriegspo-
litik vor immense Herausforderungen. 
Die Zerschlagung der national-ukrai-
nischen Kräfte, die im Krieg zeitwei-
lig mit den Nazis kollaboriert hatten, 
stand in den ersten Nachkriegsjah-
ren im Fokus der Aufmerksamkeit der 
sowjetischen Behörden, insbesonde-
re der Geheimdienste, und band viele 
Ressourcen. Angehörige der Ukraini-
schen Aufstandsarmee (UPA) setzten 
ihre Aktivitäten in der Westukraine 
nach Kriegsende fort und verübten Sa-
botageakte sowie Attentate auf Vertre-
ter des Sowjetstaats, wobei sie teilwei-
se starken Rückhalt in der Bevölkerung 
genossen.

Bis Mitte der 1950er-Jahre dauerte 
dieser Guerillakrieg in der Westukrai-
ne noch an. In den Gebieten Ostpolens 
führte die UPA nach 1945 parallel einen 
Krieg gegen die polnischen Behörden. 

Der Spätstalinismus stand in der Uk-
raine allgemein im Zeichen einer Neu-
auflage des Kampfs gegen den ukraini-
schen Nationalismus, der begleitet war 
von Repressionen gegen ukrainische 
Intellektuelle und einer verstärkten 

Russifizierungspolitik. Die sowjetische 
Führung reagierte auf die Proble-
me nach dem Krieg mit den repressi-
ven Mitteln der Vorkriegszeit und ver-
suchte, die Bevölkerung mit den alten, 
erprobten Rezepten – Säuberungen, 
Repressionen und Mobilisierungspro-
paganda – unter Kontrolle zu bekom-
men.

Bis 1953 waren mehr als 320 000  
Sowjetbürger als mutmaßliche  
Nazi-Kollaborateure vom sowjetischen 
Geheimdienst festgenommen worden, 
davon 93 590 in der Ukraine. Die meis-
ten der Festgenommenen wurden zu 
hohen Haftstrafen und Zwangsarbeit 
zwischen 10 und 25 Jahren oder sogar 
zum Tode verurteilt. Darunter waren 
sowohl Polizeikräfte, die im Auftrag 

der Deutschen gemordet hatten, als 
auch ehemalige ins Reich verschlepp-
te Zwangsarbeiter oder Frauen, denen 
nur zur Last gelegt wurde, dass sie für 
die Deutschen geputzt und gekocht hat-
ten.  

Michail Usyks Befürchtungen be-
wahrheiteten sich: Nicht nur aktive 
Unterstützer der Deutschen wurden 
in der Ukraine des Vaterlandsverrats 
verdächtigt, sondern jeder, der un-
ter deutscher Herrschaft gelebt hat-
te. Bei mehreren Millionen Einwoh-
nern der besetzten Gebiete wurde nach 
dem Krieg ein Vermerk im Ausweis 
gemacht, der Karrierechancen ein-
schränkte sowie andere Diskriminie-
rungen und Stigmatisierungen mit sich 
bringen konnte.

Zugleich war die Sowjetführung 
immer wieder zu pragmatischen Zu-
geständnissen gegenüber dringend 
benötigten Fachkräften gezwungen, 
um den wirtschaftlichen Wiederauf-
bau zu bewältigen. Massenhaft wur-
den bei diesem Wiederaufbau neue 
Gruppen von Zwangsarbeitern ein-
gesetzt, darunter repatriierte Ostar-
beiter und sowjetische Kriegsgefan-
gene sowie deutsche Kriegsgefangene 
oder volksdeutsche Zivilisten, die aus 
Ost- und Südosteuropa in die Sowje-
tunion verschleppt worden waren. In 
einigen Betrieben im zentralen Stein-
kohlerevier des Donbass bestanden 
die Belegschaften im Oktober 1945 zu  
80 Prozent aus diesen unfreien  
Arbeitskräften.

Großangelegte ethnische Säuberun-
gen prägten die ersten Nachkriegs-
jahre in ganz Ostmitteleuropa: Etwa  
800 000 Polen wurden zumeist aus 
der Ukraine in den Westen depor-
tiert; mehr als 500 000 Ukrainer wur-
den, oftmals unter Einsatz massi-
ver Gewalt, vom sowjetischen NKWD 
(Volkskommissariat für innere Ange-
legenheiten) aus Polen in die Ukraine 
umgesiedelt. Etwa 150 000 Ukrainer, 
die sich der Zwangsaussiedlung wi-
dersetzten, wurden im Frühjahr 1947 
im Rahmen der sogenannten Aktion 
Weichsel innerhalb Polens aus dem 
Südosten in den Norden und Westen 
des Landes zwangsumgesiedelt. Das 
sollte der Assimilierung der Ukrainer 
an die polnische Kultur dienen.

Für die „Aktion Weichsel“ waren 
fast ausschließlich polnische Trup-
pen verantwortlich, sie war aber zwei-
fellos mit Moskau abgestimmt und 
diente insbesondere der Schwächung 
des ukrainischen Widerstands. Zeit-
gleich wurden etwa 200 000 Westuk-
rainer innerhalb der Sowjetunion in 
den sibirischen Gulag verschleppt. Die 
Nachkriegsregierungen der Sowjet-
union und Polens koordinierten ihre 
ethnischen Säuberungen untereinan-
der und entfernten auf beiden Seiten 
der polnisch-sowjetischen Grenze die 
Minderheiten aus ihrem Staatsgebiet.

Nachdem Juden und Polen bereits in 
den Kriegsjahren der Vernichtungspo-
litik der Nationalsozialisten zum Op-
fer gefallen und viele Ukrainedeutsche 
ausgewandert waren, stellten nun Rus-
sen die größte Minderheit in der Uk-
raine dar. Sie wanderten nach 1945 zu 
Zehntausenden als Fachkräfte und Ar-
beiter in die Westukraine ein. Im Er-
gebnis des Kriegs und der Nachkriegs-
säuberungen verlor die Ukraine ihren 
über Jahrhunderte gewachsenen, po-
lyethnischen Charakter.

Für Polen und Ukrainer ist ihre 
wechselseitige Geschichte ethnischer 
Säuberungen ein schweres Erbe. Be-
reits in den Kriegsjahren war es zum 
Aufbrechen gewaltsamer ukrainisch- 
polnischer Konflikte gekommen: Die 
UPA hatte seit 1943 Terrorakte gegen 
polnische Siedler in Wolhynien und Ga-
lizien verübt, denen etwa 100 000 Polen 
zum Opfer fielen, darunter viele Frau-
en und Kinder. Im Gegenzug ermorde-
te die polnische Heimatarmee Armia  
Krajowa etwa 20 000 Ukrainer. 

Die 2015 verabschiedeten ukrai-
nischen Geschichtsgesetze, die vor-
schreiben, dass Angehörige der OUN 
und UPA uneingeschränkt als „Kämp-
fer für die ukrainische Unabhängig-
keit“ geehrt werden müssen, stoßen 
in Polen daher auf massive Proteste. 
Einige polnische Historiker vertre-
ten die Ansicht, dass die Morde ukrai-
nischer Nationalisten an polnischen 
Zivilisten einem Völkermord gleich-
kommen. Polnische Gesetzesnovellen 
erklärten 2018 die Untersuchung der 
Verbrechen ukrainischer Nationa-
listen an polnischen Bürgern zu den 
zentralen Aufgaben zukünftiger pol-
nischer Geschichtspolitik. Die politi-
schen Beziehungen der Ukraine und 
Polens, die sich seit den 1990er-Jahren 
einander angenähert hatten, werden 
durch die geschichtspolitischen Kont-
roversen heute wieder zunehmend be-
lastet.

Aktuellen Sprengstoff bieten kon-
kurrierende Interpretationen der Ge-
schichte des Zweiten Weltkriegs auch 
für die ukrainisch-russischen Bezie-
hungen. Seit dem Euromaidan, der 
Krim-Annexion und dem Beginn des 
Kriegs im Donbass wurden propag-
andistisch verzerrte Geschichtsbil-
der zum Zweiten Weltkrieg von bei-
den Seiten als „Waffe“ in den aktuellen 
politischen Konflikten und zur Mo-
bilisierung der eigenen Bevölkerung 
genutzt. Das schwierige Erbe des Zwei-
ten Weltkriegs stellt die Gesellschaf-
ten in den Nachfolgestaaten der Sow-
jetunion auch künftig noch vor große 
Herausforderungen. 

Tanja Penter ist Historikerin und Pro-
fessorin für osteuropäische Geschichte 

an der Universität Heidelberg.

GRENZLAND 
Sieg und Befreiung, Hunger, Zwangsarbeit, Säuberungen und Guerillakrieg:  
Das Kriegsende aus ukrainischer Sicht

VON TANJA PENTER

Und nicht vergessen: In Köln-Sülz erinnert ein von Jugendlichen  
geschaffenes Denkmal seit 1981 an die Zwangsarbeiter.
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Wir haben jeden Tag zwölf Stun-
den gearbeitet“, erinnert sich 
Larissa Schwydtschenko. 

„Wenn du Nachtschicht hattest, dann 
bist du zurück und sofort umgefallen. 
Sie haben gerufen: ‚Es gibt Essen, steh 
auf!‘, aber du hast einfach die Augen 
nicht aufbekommen.“ Und Pawel Michai-
low berichtet: „Wir waren nur noch Haut 
und Knochen, keine Menschen mehr, 
sondern Mumien. Keine Ahnung, wie wir 
uns auf den Beinen halten konnten. Uns 
hat nur gerettet, dass wir jung waren.“

Solche Worte stehen exemplarisch 
für hunderttausende Erinnerungs- 
fetzen von sowjetischen Zwangsarbei-
terinnen und -arbeitern während des 
Zweiten Weltkriegs in Deutschland. 
Rund 3 Millionen Männer und Frauen 
wurden ab dem Frühjahr 1942 unter An-
drohung von Gewalt oder Repressali-
en in von der Wehrmacht besetzten Ge-
bieten der Sowjetunion rekrutiert. Das 
Durchschnittsalter der Deportierten 
lag bei etwa 20 Jahren, viele aber waren 
deutlich jünger, gerade mal 15 oder 16.

Unter den insgesamt etwa 11 Millionen 
Zwangsarbeitern, die von den National-
sozialisten zur Arbeit in Deutschland 
verpflichtet wurden, waren die von der 
NS-Bürokratie „Ostarbeiter“ genannten 
Sowjetbürger die weitaus größte Grup-
pe. Und sie wurden besonders schlecht 
behandelt. In der Hierarchie der ver-
schiedenen Nationalitäten standen sie 
ganz unten.

Historisches Interesse am Schicksal 
der sowjetischen Zwangsarbeiter oder 
gar ein Nachdenken über eine Entschä-
digung für das erlittene Unrecht setz-

te in der Bundesrepublik Deutschland 
erst Ende der 1980er-Jahre ein. Auch in 
der Sowjetunion war das Schicksal der 
Zwangsarbeiter über Jahrzehnte ver-
schwiegen worden, während des Stali-
nismus waren sie sogar als „Landesver-
räter“ oder „Kollaborateure“ diffamiert 
worden. Erst im politischen Reform- 
klima der Gorbatschow-Ära trauten sich 
viele der ehemaligen Zwangsarbeiter, 
über Erlebtes und Erlittenes zu berich-
ten.

1987 hatte sich die Gruppe Memori-
al in Moskau gegründet. Ihr Ziel war, 
den Opfern stalinistischen Unrechts 
endlich Gehör zu verschaffen. Zusam-
men mit der Heinrich-Böll-Stiftung 
in Deutschland wendete sich Memo-
rial nun auch den Zwangsarbeitern 
zu. Dabei half eine missverständli-
che Zeitungsreportage im April 1990, 
die in weiten Teilen des Landes ge-
druckt worden war. Wer sich melde 
und über sein Schicksal berichte, hieß 

es darin, könne mit einer Rente aus 
Deutschland rechnen. Binnen kürzes-
ter Zeit erreichten Memorial mehr als  
400 000 Zuschriften.

Diese Zuschriften und viele daraus 
motivierte Interviews mit ehemaligen 
Zwangsarbeitern bilden nun ein um-
fangreiches Archiv zur Geschichte der 
Ostarbeiter im Nationalsozialismus. 
Zusammen mit Briefen und Postkar-
ten, Fotos und Dokumenten ergibt sich 
ein Panorama dessen, was die aus ih-

rer Heimat verschleppten Männer und 
Frauen in der Fremde leisten und erdul-
den mussten. 2017 legte ein russisches 
Historikerteam einen Dokumentati-
onsband mit vielen verschiedenen Er-
innerungsschnipseln aus den Zuschrif-
ten und Interviews vor, der jetzt auch in 
deutscher Übersetzung erschienen ist.

Der Band zeichnet nicht das Schick-
sal einzelner Personen nach, sondern 
er gruppiert die Erinnerungssplitter 
unter einzelnen Themenblöcken. Ein-
leitend geht es um die Zeit vor der Ver-
schleppung nach Deutschland und um 
die Deportation. Das Hauptaugenmerk 
aber liegt auf den Schilderungen des 
Lebens und der Arbeit in Deutschland.

Zwei Motive sind dabei allgegenwär-
tig: Die qualvolle Härte der Arbeit und 
immerwährender Hunger. Zu Übermü-
dung und Hunger kam ein starkes Ge-
fühl von Heimweh und Verlorenheit. 
„Ein fremdes Land, eine fremde Spra-
che, fremde Sitten. Manche Mädchen 
waren erst 13 oder 14 Jahre alt, eigent-
lich noch Kinder. Die hatten es beson-
ders schwer“, berichtet Antonia Maxi-
na. Und Wadim Nowgorodow erzählt: 
„Wir glaubten nicht sehr daran, dass 
wir jemals nach Hause zurückkehren 
würden. Wir wollten zurück, hatten 
Sehnsucht nach der Familie. Außerdem 
war es schwer, sich damit abzufinden, 
dass du nicht mehr frei bist.“

Trotz des erlebten Unrechts bildeten 
sich viele Zwangsarbeiter ein differen-
ziertes Bild über Deutschland und die 
Deutschen. Gesten des Mitleids wur-
den sehr genau wahrgenommen: „Wenn 
ich zurückkam und die Schublade auf-

machte, dann lag da immer ein Butter-
brot und noch irgendwas drin. Wer es 
mir reingelegt hat, weiß ich nicht, die 
Deutschen hatten Angst voreinander“, 
sagt Tatjana Wesselowskaja. Und Na-
deshda Bulawa urteilt: „Wissen Sie, ich 
bin auch ganz normalen Deutschen be-
gegnet, das waren nicht alles gemeine 
Schufte. Es gab gute Menschen, auch 
solche, die uns geholfen haben. Aber die 
meisten waren doch Faschisten.“

Bitter war für die allermeisten 
Zwangsarbeiterinnen und -arbeiter 
auch die Rückkehr in die Heimat, wo 
ihnen mit großem Misstrauen und Ver-
dächtigungen begegnet wurde. „Wir 
merkten sofort: Wir sind Fremde, nicht 
vollwertig, uns kann man nicht ver-
trauen. Uns muss man überprüfen, 
überprüfen und noch mal überprüfen“, 
erinnert sich Soja Jelissejewa. „Also 
wurden wir alle überprüft: Wann aus-
gereist, von wo, mit wem, wer war noch 
mit, wo waren Sie dort, was haben Sie 
da gemacht, wann sind Sie zurückge-
kehrt, wer hat Sie befreit?“ 

Etliche Zwangsarbeiter bezahlten 
ihre Zeit in Deutschland mit weiteren 
Jahren in Straf- und Gefangenenlagern 
in der Sowjetunion. Oder sie wurden 
offen benachteiligt, wie es Valentina  
Janowskaja erlebt hat: „Wenn ich ir-
gendwo Arbeit suchte, wurde immer 
gleich gefragt, wo ich während des 
Krieges war: Im besetzten Gebiet oder 
in der Evakuierung? Und dann bekam 
ich so Schlimmes zu hören, dass ich gar 
nicht mehr leben wollte. Wie oft habe 
ich bedauert, dass ich überhaupt in die 
Heimat zurückgekehrt bin.“

Klaus Grimberg ist  
freier Journalist in Berlin.

Große Hoffnung, neue Enttäuschung: Militärparade der Sowjetarmee in Kiew (1947).

„Für immer gezeichnet. Die Geschichte 
der ‚Ostarbeiter‘ in Briefen, Erinnerun-

gen und Interviews“, herausgegeben von 
Memorial International in Moskau und 
der Heinrich-Böll-Stiftung in Berlin; in 
deutscher Übersetzung erschienen im 

Christoph Links Verlag.
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HEIM, WEH
Erinnerungen sowjetischer Zwangsarbeiter während der NS-Zeit sind nun erstmals  
in einem umfangreichen Dokumentationsband auf Deutsch erschienen

VON KLAUS GRIMBERG
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TEURE FREIHEIT 
Es ist wahr: Nato-Soldaten desertierten und flüchteten in die DDR.  
Einer war der Franzose Simon Le Roy. Wieso tat er das?

VON PETER KOEPF

Es ist der 1. Dezember 1953, Wol-
ken hängen träge am Himmel, 
das Thermometer misst 12 Grad, 

die Himbeeren blühen und die Bienen 
schwärmen aus, als der französische 
Soldat Simon Le Roy in der Westberliner 
Bülowstraße in die U-Bahn ein- und im 
Ostberliner Bezirk Friedrichsfelde aus-
steigt. Er strebt über die Treskowallee 
der sowjetischen Kommandantur ent-
gegen, tritt zielstrebig ein und bittet 
um Asyl und Arbeit in der DDR. So steht 
es in einem Bericht in seiner Stasi-Akte, 
MfS AP 11632/62, mit Datum 9. Dezem-
ber 1953.

Le Roy war nicht der einzige Soldat 
aus westeuropäischen Staaten und den 
USA, die desertierten und glaubten, in 
der DDR ein neues Leben beginnen zu 
können. Allein bis zum Mauerbau 1961 
waren es rund 200.

Einige von ihnen hatten gute Grün-
de: Franzosen und Amerikaner wollten 
nicht auf den asiatischen oder nordafri-
kanischen Schlachtfeldern sterben, ein 
paar Afroamerikaner sich die Liebe zu 
deutschen Frauen weder von ihren wei-
ßen „Kameraden“ noch vom Ku-Klux-
Klan zu Hause verbieten lassen. Es gab 
britische Kommunisten, holländische 
Abenteurer und Kriminelle jeglicher 
Nation, die sich einer Bestrafung durch 
ein Militärgericht entziehen wollten. 
Und auch 40 französische Armeeange-
hörige. Einer von ihnen war Le Roy.

Simon Dimitri Le Roy, geboren am  
4. Februar 1935 in Ezy-sur-Eure, 60 Kilo-
meter westlich von Paris, war der Sohn 
des im französischen Exil lebenden uk-
rainischen Gummifabrikanten Symon 
Sozontiv und einer Französin. Er war 
ein guter Schüler. Nach dem Abschluss 
begann er ein Studium der Chemie.

Er hätte alles erreichen können, die 
Welt stand ihm offen. Aber welcher jun-
ge Kerl von 18 Jahren will sich schon von 
seinem Vater etwas sagen lassen, noch 
dazu von einem Kapitalisten, der sei-
nem eigenen Sohn in der Fabrik genau 
so wenig durchgehen ließ wie jedem ge-
wöhnlichen Arbeiter?

Le Roy wollte raus, weg aus der Ab-
hängigkeit von der Familie. Er sah nur 
einen Weg: die Armee. Im Juni 1953 mel-
dete er sich zum Dienst und erhielt die 
„numero d’immatriculation 2965”. Sein 
Dienstort wurde eine Kaserne in Ber-
lin.

Schon nach wenigen Monaten bereu-
te Le Roy diesen Entschluss: Zwei Tage, 
bevor er nach Marseille reisen sollte, 
um dort auf das nächste Schiff nach In-
dochina zu warten, desertierte er und 
suchte Unterschlupf in der DDR.

Am 3. Dezember begründete Le Roy 
in der Russischen Kommandantur 
handschriftlich in violetter Tinte seine 
Flucht: „Die Politik der französischen 
Regierung widerspricht grundsätzlich 
meinen Vorstellungen.“ Frankreich sei 
kein freies Land, sondern „Gefangener 
des amerikanischen Kapitalismus”. 
Der Import von US-Produkten, wel-
che auch französische Firmen herstel-
len könnten, hemme die französische 
Wirtschaft. Das führe dazu, dass „die 
Arbeiter keine Arbeit finden oder einen 

läppischen Lohn erhalten, von dem sie 
nicht leben können“.

Die Sowjets entließen Le Roy nach 
drei Tagen aus der „commandatur Rus-
se” und übergaben ihn den Behörden 
der DDR, genauer: dem Ministerium 
für Staatssicherheit. In einem Haus an 
einem See am Stadtrand, umgeben von 
einer Mauer mit einer Krone aus Glas-
scherben, befragte ihn ein „Dr. Huber“ 
und ließ ihn immer wieder seinen Le-
benslauf aufschreiben. Schließlich 
nahm Le Roy einen Bleistift in die Hand 
und notierte auf einem Stück braunen 
Papiers: „Ich weigere mich, in der fran-
zösischen Armee zu dienen, die von den 
amerikanischen Kapitalisten bezahlt 
wird.“ Er bat darum, in der DDR bleiben 
zu dürfen, als „politischer Flüchtling“. 

Die ostdeutsche Nachrichtenagentur 
ADN verbreitete daraufhin eine Mel-
dung, welche die SED-Parteizeitung 
Neues Deutschland unter der Über-
schrift druckte: „Französischer Sol-
dat bittet um Asyl“. Le Roy habe gesagt: 
„Ich sehe den Krieg in Indochina als An-
schlag auf die Freiheit eines Volkes an, 
das ich hoch achte. Ich will nicht gegen 
ein Volk kämpfen, dem ebenso wie mir 
die Freiheit teuer ist und das die Unab-
hängigkeit seines Landes verteidigt.“

Je länger sie ihn jedoch, bekleidet mit 
einem lächerlichen violett gestreiften 
Schlafanzug und klobigen Holzschu-
hen, in diesem Haus am See festhielten, 
das er nur selten für einen Spaziergang 
im Garten verlassen durfte und in dem 

das Essen so lausig war, desto mehr 
fühlte sich Le Roy wie ein Gefangener. 
Gemeinsam mit einem Amerikaner be-
schloss er zu türmen, um sich bei der 
Sowjetischen Kommandantur zu be-
schweren.

Le Roy bastelte einen Dietrich, mit 
dem er an einem Tag Anfang März 1954 
ihre Türen öffnete. Um sich draußen 
gegen die Kälte schützen und die mit 
Glasscherben bekrönte Mauer unver-
letzt überwinden zu können, „entführ-
ten“ sie eine Steppdecke. 

Den Diebstahl der Decke konnte „Dr. 
Huber“ verschmerzen. Dass die Sowjets 
nachgaben und die beiden Ausbrecher 
schließlich nach Bautzen entließen, 
empfand er jedoch als Demütigung.

In diesem Städtchen, in der östlichs-
ten Ecke der Republik gelegenen, traf 
Le Roy auf eine Reihe von amerikani-
schen, britischen und französischen 
Deserteuren – darunter auch Männer 
aus Marokko und Algerien, die nicht 
gegen ihre Brüder in der Heimat kämp-
fen wollten. Treffpunkt der Überläufer 
war eine etwas heruntergekommene, 
gleichwohl noch immer beeindrucken-
de Gründerzeitvilla, in der die „Inter-
nationale Solidaritätsaktion“ (IS) nicht 
nur ein Klubhaus eingerichtet hatte, 
sondern auch eine Schule, in der die 
Neuankömmlinge die deutsche Spra-
che und die Grundzüge des Marxis-
mus-Leninismus lernen sollten. 

Die Mehrzahl der Deserteure war un-
zufrieden. Und bald kannte Le Roy die 

Gründe dafür: Weder das Schul-Stipen-
dium noch der Lohn für Arbeit würde 
ihm je ein Leben nach seinen Vorstel-
lungen ermöglichen. Die Wohnung in 
dem kleinen, feuchten, herunterge-
kommenen Häuschen in einer Gasse 
unterhalb des Schlosses war unerträg-
lich, sein Mitbewohner, ein weiterer 
Franzose, hatte zudem einen „Dach-
schaden“, wie er klagte. Aber die Lei-
tung der IS verweigerte ihm ein ande-
res Zimmer, in dem er allein hätte leben 
können.

Als am schlimmsten empfand er, dass 
er den Landkreis nicht verlassen durf-
te. Diese Beschränkung seiner Freiheit 
war einem intelligenten, weltoffenen 
Hedonisten unerträglich. Le Roy wuss-
te nach wenigen Wochen, dass er sich 
hier nicht einsperren lassen würde.

Schon bald bot sich die Möglichkeit 
zur Flucht, sein amerikanischer Kum-
pan taufte das Vorhaben auf den Namen 
„spring operation“. Der Fluchtplan blieb 
jedoch nicht unbemerkt. Der Stasi- 
Informant namens „IM Taylor“ hatte 
„Dr. Huber“ gemeldet, Le Roy habe sei-
ne Mutter postalisch informiert, „dass 
ein Vogel in sein Nest zurückkommt“.

Am späten Abend des 20. März 1954, 
die Männer wollten gerade in den Zug 
nach Ostberlin einsteigen, nahm die 
Stasi sie auf dem Bahnsteig fest. Verge-
bens warteten Le Roys Bruder und sein 
Vater, der ihm die jugendliche Dumm-
heit offenbar verziehen hatte, in Saar-
brücken, um die jungen Männer über 

die Grenze nach Frankreich zu lotsen.
Noch in der Nacht gab Le Roy den 

Fluchtplan zu. Er erwarte seine Strafe, 
schrieb er in Stasi-Gewahrsam. Er hof-
fe auf eine zweite Chance. Wenig später 
war Le Roy Geheimer Informator (GI) 
der Staatssicherheit.

Das war der Preis dafür, dass er be-
reits 14 Tage nach dem Fluchtversuch 
das Gefängnis verlassen durfte. In 
Zimmer 43 des Volkspolizeikreisamts 
schrieb er im Juni eigenhändig sei-
ne Verpflichtungserklärung, seine Be-
richte werde er mit „Erich Wollmann“ 
unterzeichnen. Die Treffberichte sei-
nes Führungsoffiziers liegen in der 
Stasi-Akte MfS BV Ddn AGJ 595/55 P-1.

Wieder in Freiheit, durfte Le Roy den 
Landkreis Bautzen nicht verlassen und 
die Arbeit langweilte ihn. Auch die Lie-
be zu einer Frau konnte ihn nicht mit 
der DDR versöhnen. Es dauerte jedoch 
nicht lang, bis in ihm erneut der Wi-
derstand wuchs. Und so ging am 7. Juni 
1955 um 23 Uhr bei „Dr. Huber“ ein sehr 
unerfreuliches Telegramm ein: Gegen  
15 Uhr sei bekannt geworden, stand da-
rin, „dass der d10 seit dem 5.6.55 nicht 
mehr gesehen wurde“. D10 war der 
Stasi-Code für Simon Le Roy.

In seiner Wohnung fand die Stasi ein 
ungeöffnetes Schreiben der Schwieger-
mutter, aus dem hervorging, dass der 
junge Franzose mit seiner Frau flüchten 
wollte. Als „Dr. Huber“ bei der Schwie-
germutter in Köpenick eintraf, fand er 
nur noch einen Brief der Flüchtigen, 
abgestempelt im Westberliner Stadt-
teil Waidmannslust: In dem Schreiben 
stand, sie seien per Taxi nach Königs 
Wusterhausen gefahren und von dort 
mit der S-Bahn nach Westberlin.

Einige Monate später war Le Roys 
Plan aufgegangen. Auf Befragung der 
Stasi sagte Le Roys Schwiegermutter, 
die Flüchtigen seien in Paris. Le Roy ar-
beite in der Fabrik seines Vaters. 

Mai 1945, der große Krieg war vo-
rüber, doch bald begann der so-
genannte kalte Krieg; der Eiserne 
Vorhang zog sich zu, mitten durch 
Deutschland. Nicht alle Men-
schen wollten akzeptieren, wo das 
Schicksal sie abgeworfen hatte. 
Mehr als 3 Millionen kehrten dem 
kommunistischen Teil Deutsch-
lands den Rücken. 400 000 hofften 
auf eine Zukunft im Sozialismus, 
unter ihnen auch europäische 
und US-amerikanische Soldaten. 
Peter Koepf hat ihre Akten aus 
den Stasi-Archiven geholt. 2013 
erschien sein Buch: „Wo ist Li-
eutenant Adkins? Das Schicksal 
desertierter Nato-Soldaten in der 
DDR“. (Verlag Ch. Links)

Diese Aufnahme von Peter Leibing ist weltberühmt: Der Volkspolizist Conrad Schumann sprang im August 1961 über  den Stacheldrahtzaun in den Westen Berlins.  
Dass Angehörige von Nato-Armeen in den Osten desertierten, ist weniger bekannt.
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Never ending story
Der Streit um eine Ostsee-Gasleitung Nord Stream 2 ist bestimmt durch ökonomische,  

sicherheitspolitische sowie ökologische Interessen und hat eine lange Geschichte

VON ANDRÉ WOLF

Das Projekt schien schon so gut 
wie abgeschlossen: nur 160 der 
insgesamt 1230 Kilometer Lei-

tungen waren noch unvollendet, als die 
USA im Dezember mit ihren Sanktio-
nen einen Baustopp der Erdgaspipeline 
Nord Stream 2 erzwangen. Seitdem ru-
hen die Arbeiten.

Die Leitung auf dem Grund der Ostsee 
soll Erdgas von den gigantischen Gas-
feldern der arktischen Jamal-Halbinsel 
bis an die deutsche Küste bei Greifswald 
transportieren, wo es in die europäi-
schen Netze eingespeist wird. Das Sank-
tionsgesetz richtet sich direkt gegen 
am Bau beteiligte Firmen, darunter vor 
allem gegen den Schweizer Betreiber 
der Spezialschiffe Allseas. Mittlerwei-
le droht der US-Kongress mit weiteren 
Sanktionen, sollte Russland die Arbeiten 
mit eigenem Equipment zu Ende führen. 

Die Kontroverse um eine Gaslei-
tung durch die Ostsee hat eine lange 
Geschichte. Bereits in den 1950er-Jah-
ren, also in einer Hochphase des Kalten 
Kriegs, sprachen deutsche Industrielle 
mit Vertretern der Sowjetunion über ei-
nen für beide Seiten vorteilhaften Han-
del: Die schnell wachsende Industrie in 
der jungen Bundesrepublik wollte das 
vergleichsweise billige sowjetische Öl 
und Gas. Im Gegenzug sollten aus West-
deutschland importierte Röhren die so-
wjetrussische Infrastruktur moderni-
sieren. Ein Handelsembargo der USA 
setzte diesen Plänen ein schnelles Ende.

Im Zuge der Entspannungspolitik fie-
len die Sanktionen. Es war das wirt-
schaftlich aufsteigende Bundesland 
Bayern, das Ende der 1960er-Jahre Ver-
handlungen mit der Sowjetunion voran-
brachte. Ergebnis war 1970 eine umfang-
reiche Vereinbarung, die für 20 Jahre 
die jährliche Lieferung von 3 Milliarden 
Kubikmeter sowjetischen Erdgases an 
die Essener Ruhrgas AG festlegte. Im Ge-
genzug lieferte die deutsche Stahlindus-
trie Röhren für den Pipelinebau.

Eine Reihe wirtschaftlicher Fakto-
ren begünstigte den weiteren Ausbau 
dieser Beziehungen. So verstärkten die 
Ölkrisen auf Seiten der westdeutschen 
Industrie den Wunsch nach mehr Unab-
hängigkeit von den unberechenbar ge-
wordenen Lieferanten aus dem Nahen 
Osten. Die Sowjetunion war froh über 
die harten Devisen und eine stabile Ein-
nahmequelle. 

Politische Streitpunkte wurden be-
wusst ausgeklammert, das Management 
erfolgte auf beiden Seiten durch neutra-
le technische Experten. Nach dem Prin-
zip „Wandel durch Handel“ sollten stabi-
le Handelsbeziehungen dazu beitragen, 
beidseitig Vertrauen aufzubauen und 
die Basis für eine tiefergreifende Ent-
wicklungszusammenarbeit zu legen. 

Nach dem Zusammenbruch der Sow-
jetunion sollten die vorhandenen Trans-
portrouten ausgebaut werden. Ein Ziel 
war, die Russische Föderation durch 
vermehrten Handel auch politisch stär-
ker an den Westen zu binden.

Zugleich entstand mit der Ukraine 
ein neues unabhängiges Transitland, 
das sich über Transitgebühren freute 
und außerdem nun über ein politisches 

Drohinstrument verfügte. Deshalb 
keimten schon Mitte der 1990er-Jahre 
Überlegungen für eine ergänzende Un-
terwasserpipeline durch die Ostsee mit 
Deutschland als Endpunkt.

Im Juli 2004 wurde eine Absichtser-
klärung über den Bau einer 1224 Kilo-
meter langen Trasse von Vyborg nach 

Lubmin bei Greifswald unterschrieben. 
Sie mündete im September 2005 in eine 
Grundsatzvereinbarung des Betrei-
berkonsortiums aus Gazprom und den 
deutschen Unternehmen Wintershall 
und E.ON Ruhrgas – auf politischer 
Ebene maßgeblich befördert von Bun-
deskanzler Gerhard Schröder und Prä-

sident Wladimir Putin. Als Eigentümer 
und Betreiber des Baus fungierte die 
Nord Stream AG. 

Schon 2013 wurden Pläne bekannt, 
die vorhandenen zwei Leitungssträn-
ge zur Kapazitätserweiterung um zwei 
weitere, weitgehend parallel verlau-
fende Stränge zu ergänzen. Von An-

fang an führte dieses als Nord Stream 
2 bezeichnete neue Pipeline-Projekt zu 
kontroversen Reaktionen in der inter-
nationalen Politik. 

Charakteristisch für die aktuelle De-
batte sind drei verschiedene, miteinan-
der in Beziehung stehende Argumen-
tationsebenen, die von den Akteuren 
unterschiedlich betont werden: eine 
ökonomische, eine sicherheitspoliti-
sche und eine ökologische Ebene. 

Auf der einen Seite des Spektrums 
stehen klare Gegner des Vorhabens: die 
USA, die Ukraine sowie zahlreiche ost-
europäische EU-Länder. Aus Sicht der 
USA ist Nord Stream 2 in mehrfacher 
Hinsicht ein den eigenen Interessen 
zuwiderlaufendes Projekt. Washing-
ton sieht eine geopolitische Gefahr, weil 
Westeuropa sich in seiner Energiever-
sorgung noch stärker an Russland bin-
den würde. Dies könnte eine effektive 
Sanktionspolitik des Westens in beste-
henden Konfliktfeldern behindern.

Zugleich spielen ökonomische Inter-
essen eine wichtige Rolle. Es ist kein Ge-
heimnis, dass die USA die Lieferkapazi-
täten für heimisches Fracking-Gas in 
Flüssigform (LNG-Tanker) nach Europa 
massiv ausbauen wollen. Die notwen-
dige Infrastruktur hat sich zuletzt ent-
scheidend entwickelt, in Europa exis-
tieren inzwischen 36 LNG-Terminals. 
Das LNG-Gas hat jedoch, bedingt durch 
die bei Umwandlung und Langstre-
ckentransport unvermeidlichen Ener-
gieverluste, derzeit noch einen Kos-
tennachteil gegenüber dem russischen 
Pipeline-Gas.

Hinzu kommt aber eine allgemein 
bündnispolitische Perspektive. Die 
Klagen der USA über die geringen fi-
nanziellen Anstrengungen vieler NA-
TO-Bündnispartner im Verteidigungs-
bereich, allen voran Deutschlands, sind 
nicht erst seit Amtsantritt der Regie-
rung Trump lauter geworden. Dass an-
gesichts eines solchen Trittbrettfah-
rerverhaltens im energiepolitischen 
Bereich zugleich die Bindung an Russ-
land gesucht wird, muss aus US-Sicht 
als besonders opportunistisch erschei-
nen. Auch das erklärt die parteiüber-
greifend breite politische Opposition in 
Washington gegen das Vorhaben. 

Aus Sicht der wesentlichen osteuro-
päischen Transitländer Ukraine und 
Polen ist der Fall ebenfalls klar. Zwar 
sind beide Länder bei der Energiever-
sorgung mittlerweile weitgehend un-
abhängig vom russischen Gas, aber die 
bei der Durchleitung gen Westen an-
fallenden Transitgebühren bleiben ein 
wichtiger Einnahmefaktor, der durch 
die Umleitung über die Ostsee auf dem 
Spiel steht. 

Auch sicherheitspolitisch birgt das 
Projekt speziell für die Ukraine gro-
ße Risiken: Das Land verliert damit 
Drohpotenzial im Dauerkonflikt mit 
Russland. Außerdem ist eine stärkere 
Bindung des wichtigen kontinentalen 
Partners EU an Russland nicht im uk-
rainischen Interesse. Insgesamt lässt 
sich bei den Gegnern damit eine Kon-
gruenz zwischen der ökonomischen 
und der sicherheitspolitischen Ebene 

feststellen.
Aus russischer Perspektive senkt das 

Projekt die Erpressungsgefahr durch 
seine Anrainerstaaten und schwächt 
die politische Einigkeit des Westens. 
Die ökonomische Beurteilung ist je-
doch schwieriger. Im Zusammenhang 
mit weiteren Leitungsprojekten wie 
Turkish Stream trägt Nord Stream 2 
zur Diversifizierung der Absatzkanäle 
für russisches Gas und mittelfristig zu 
einer stabilen Einnahmebasis bei. Ob 
die Zusatzerlöse von Gazprom ausrei-
chen werden, um die hohen Baukosten 
zu decken, darf speziell angesichts der 
neuen europäischen Gasdirektive be-
zweifelt werden. 

Deutschland als Anlaufpunkt von 
Nord Stream 2 darf mit Einsparungen 
bei den Transitgebühren rechnen. Auf 
ökologischer Ebene hält ein Streit über 
die Kompatibilität des Projekts mit den 
Langfristzielen der deutschen Energie-
wende an. Mittelfristig erscheint der 
Einsatz von Erdgas in der Stromerzeu-
gung als Brückentechnologie unver-
zichtbar. Um die natürlichen Schwan-
kungen in der Energiegewinnung aus 
Wind und Sonne abzufedern, sind Gas-
kraftwerke mit ihrer hohen Flexibilität 
und (im Vergleich zu Kohle) geringen 
CO2-Intensität als Backup essenziell.

Allerdings wird die innereuropäische 
Förderung massiv zurückgehen. Kriti-
ker befürchten jedoch, dass die zusätz-
liche Pipeline zu Lock-in-Effekten im 
Energiebezug führen könnte, die aus 
der Brückentechnologie eine Dauerlö-
sung machen.

Dem kann entgegengehalten werden, 
dass sich unter den Bedingungen der 
liberalisierten europäischen Gas- und 
Strommärkte unabhängig von den in-
frastrukturellen Gegebenheiten letzt-
lich immer die jeweils preisgünstigste 
Erzeugungstechnologie und Lieferform 
durchsetzen sollte, das Gelingen der 
Energiewende sich letztlich so oder so 
am Markt entscheidet. 

Die EU-Kommission steht dem Pro-
jekt zunehmend kritisch gegenüber. 
Seit im ukrainisch-russischen Gasstreit 
von 2005 auch die Leitung nach Europa 
vorübergehend in Mitleidenschaft ge-
zogen wurde, setzt die Kommission auf 
eine Politik der Diversifizierung des 
Gasbezugs. 

Aktiv zu verhindern versucht die EU 
Nord Stream 2 jedoch nicht. Allerdings 
können Initiativen wie die jüngst be-
schlossene Novellierung der EU-Gas-
richtlinie, welche die existierenden 
Vorgaben zu Eigentumsentflechtung 
und Drittzugang auch auf Lieferan-
ten aus Nicht-EU-Ländern ausdehnt, 
durchaus als Abwehrmaßnahme ge-
wertet werden, wenngleich Ausnahme-
regelungen als Möglichkeit bestehen 
bleiben.

André Wolf ist Leiter des  
Forschungsbereichs  

„Energie, Klima, Umwelt“  
am Hamburgischen  

WeltWirtschaftsInstitut (HWWI).
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Adolf Hitler trieb keinen Sport, er 
ging nicht einmal schwimmen, 
wenn er am Wasser war. Er ge-

nierte sich für seinen Körper und wollte 
sich nicht entkleiden, weil er Angst hat-
te, sich lächerlich zu machen. Aber Sport 
war politisch wichtig.

Das Kürzel SA stand ursprünglich 
nicht für „Sturmabteilung“, sondern für 
„Sportabteilung“. Hitler interessierte 
sich allerdings nicht sehr für Gymnastik. 
Aber er glaubte, körperliche Ertüchti-
gung könne in den Deutschen ein Gefühl 
der Überlegenheit erzeugen. 

Das Internationale Olympische Komi-
tee hatte Berlin als Austragungsort der 
XI. Olympischen Sommer- und Winter-
spiele 1936 ausgewählt, bevor die Nazis 
an die Macht kamen. Das war eine schöne 
Geste, man wollte einen Strich unter den 
blutigen Ersten Weltkrieg ziehen und 
Deutschlands Rückkehr in die Völkerfa-
milie feiern. Hitler nutzte diesen Glücks-
fall. Die Spiele sollten die Bedeutung des 
Regimes bezeugen und gleichzeitig die 
Überlegenheit der arischen Rasse bewei-
sen, der Deutschen.

Der Reichsminister für Volksaufklä-
rung und Propaganda, Joseph Goebbels, 
erklärte: „Der deutsche Sport besitzt 
eine große Aufgabe und nur diese: den 
Charakter des deutschen Volkes zu bil-
den, ihm den Kampfgeist und die uner-
schütterliche Kameradschaft zu geben, 
die es im Kampf um seine Existenz not-
wendig hat.“

Für die filmische Dokumentation der 
Olympischen Spiele wurde die Tänzerin, 
Schauspielerin und Regisseurin Leni Rie-
fenstahl engagiert, die keinen Hehl aus 
ihrer Begeisterung für den Führer mach-
te. Hitler besuchte Riefenstahl sogar ein-
mal zu Hause, keiner anderen Frau wur-
de diese „Ehre“ je zuteil.

Riefenstahl hatte bereits einen Film 
über den 6. Parteitag der NSDAP gedreht. 
Den Titel dafür steuerte Hitler persön-
lich bei: „Triumph des Willens“. Die Bil-
der aus diesem Film kennt jeder, der sich 
für die Geschichte des Dritten Reichs in-
teressiert. Nach dem Krieg wird Riefen-
stahl sagen, es habe sich um eine rein 
dokumentarische Arbeit gehandelt, sie 
habe nichts dazu erfunden, und es gebe 
in dem ganzen Film nicht eine gestellte 
Szene. Aber der Film an sich ist eine gro-
ße Lüge über Deutschland. Er zeichnet 
das Bild einer vollständigen Einigkeit von 
Volk und Partei, von Volk und Führer, von 
einem Land, in dem alles einem einzigen 
Willen untergeordnet ist. 

Der Film „Triumph des Willens“ be-
kam 1935 den Nationalen Filmpreis, die 
höchste staatliche Auszeichnung in die-
sem Bereich. Minister Goebbels beschei-
nigt dem Film hohen künstlerischen 
Wert. Diesen Erfolg wollte Riefenstahl 
wiederholen. 

Während der Olympischen Winter-
spiele 1936, die zwischen dem 6. und 16. 
Februar in Garmisch-Partenkirchen 
stattfanden, trafen die Nazis außer-
ordentliche Sicherheitsmaßnahmen. 
Überall sah man SS-Männer in ihren 
schwarzen Uniformen. Hitlers persönli-
che „Leibstandarte Adolf Hitler“ wurde 
zu den Spielen abgestellt. Kommandiert 
wurde die Einheit von SS-Obergruppen-
führer Sepp Dietrich, der seine Befehle 
direkt vom Führer erhielt.

Am Tag der Eröffnung der Spiele kam 
Hitler im Sonderzug aus München am 
Bahnhof Kaiserbad an, kurz nach 10 Uhr 
morgens. Reichsinnenminister Wilhelm 
Frick, Kriegsminister Generaloberst 
Werner von Blomberg, der Gauleiter von 
Oberbayern und bayrische Innenminis-
ter Adolf Wagner sowie der Reichssport-
führer, SA-Gruppenführer Hans von 
Tschammer und Osten, nahmen ihn in 
Empfang. Hitler schritt die Ehrenwache 
ab und begab sich ins Ski-Stadion. Es gab 
viele Wachen, sogar mehrere SS-Männer 
auf Skiern. Aber der Führer nahm nur ei-
nige wenige Male an den Winterspielen 
teil. Dafür besuchte er die olympischen 
Sommerspiele in Berlin vom 1. bis 16. Au-
gust praktisch jeden Tag.

Viktor Klemperer hasste sie. „Die 
Olympiade, die nun zu Ende geht, ist mir 
doppelt zuwider“, schrieb der Dresdner 
Professor in sein Tagebuch. „1. als irr-
sinnige Überschätzung des Sports; die 
Ehre eines Volkes hängt davon ab, ob 
ein Volksgenosse zehn Zentimeter hö-
her springt als alle andern. Übrigens ist 
ein Neger aus USA am allerhöchsten ge-
sprungen und die silberne Fechtmedail-
le für Deutschland hat die Jüdin Helene 
Mayer gewonnen (ich weiß nicht, wo die 
größere Schamlosigkeit liegt, in ihrem 
Auftreten als Deutsche des Dritten Rei-

ches oder darin, dass ihre Leistung für 
das Dritte Reich in Anspruch genom-
men wird). Und 2. ist mir die Olympiade 
so verhaßt, weil sie nicht eine Sache des 
Sports ist – bei uns meine ich –, sondern 
ganz und gar ein politisches Unterneh-
men. ‚Deutsche Renaissance durch Hit-
ler’ las ich neulich. Immerfort wird dem 
Volk und den Fremden eingetrichtert, 
daß man hier den Aufschwung, die Blü-
te, den neuen Geist, die Einigkeit, Fes-
tigkeit und Herrlichkeit, natürlich auch 
den friedlichen, die ganze Welt liebevoll 
umfassenden Geist des Dritten Reiches 
sehe.“

Am 15. September 1935 waren die auf 
dem Parteitag in Nürnberg verabschie-
deten Rassegesetze in Kraft getreten. 
Den Juden wurde die deutsche Staats-
bürgerschaft aberkannt, sie verloren das 
Wahlrecht, Ehen zwischen Ariern und 
Nichtariern wurden verboten. Und jü-
dische Sportler durften die Sportplätze 
nicht mehr betreten.

Den Nazi-Beamten wurde die Aufgabe 
erteilt, verborgene Juden aufzuspüren 
und den Prozentanteil jüdischen Blutes 
bei den „Mischlingen“ zu messen. Die-
sen Begriff hatten die Nazis aus der Ag-
rarwissenschaft übernommen, wo er ein 
Tier oder eine Pflanze bezeichnet, die 
durch die Kreuzung verschiedener Ar-
ten oder Sorten entstanden ist. Am 14. 
November 1935 erschien die Erste Ver-
ordnung zum Reichsbürgergesetz, die 
die Begriffe „(Voll)Jude“, „Mischling ers-
ten Grades“ (50 Prozent jüdisches Blut) 
und „Mischling zweiten Grades“ (25 Pro-
zent jüdisches Blut) definierte. 

Hitler war davon überzeugt, dass ech-
te Sportler nur Angehörige der arischen 
Nation sein konnten. Das Reichsportamt 
erhielt Anweisung, hundertprozentig ari-
sche Mannschaften zusammenzustellen.

Die Leichtathletin Margaret „Gretel“ 
Bergmann galt als sichere Kandidatin auf 
die Goldmedaille im Weitsprung. Aber 
man entzog ihr die Teilnahmeberechti-
gung an den Spielen. Zwei Wochen vor 
Beginn der Wettbewerbe teilte man ihr 
mit, sie sei nicht zugelassen, weil in ihren 
Adern jüdisches Blut fließe. 

Doch Deutschland benötigte dringend 
ein paar hervorragende Sportler. Um sie 

zu bekommen, versuchten die Nazis alle 
nur denkbaren Tricks. Die Rassegutach-
ter hatten die Fechtmeisterin Helene 
Mayer zur Halbjüdin erklärt. Man hatte 
ihr die Staatsbürgerschaft entzogen, und 
sie war in die USA ausgereist. Kurz vor 
den Olympischen Spielen mussten die 
Nazis sie bitten, für die deutsche Mann-
schaft anzutreten. Helene Mayer ant-
wortete, sie würde nur antreten, wenn 
sie und ihre Familie wieder die deutsche 
Staatsbürgerschaft erhielten. 

Mayer hatte nicht vor, nach Nazi-
deutschland zurückzukehren. Doch es 

ging ihr ums Prinzip. Hitler musste nach-
geben. Mayer gewann die Silbermedail-
le, aber nach dem Fechtwettbewerb der 
Frauen weigerte Hitler sich, ihr zu gratu-
lieren, desgleichen auch den Sportlerin-
nen, die Gold und Bronze gewonnen hat-
ten. Alle drei waren Jüdinnen. Ein herber 
Schlag für Hitler und seine Rassentheo-
rie. 

Zu Hitlers großer Enttäuschung wur-
de der dunkelhäutige Amerikaner Jes-
se Owens zum Helden der Sommerspie-
le. Er gewann viermal Gold, dreimal im 
Laufen und einmal im Weitsprung, und 
stellte zwei Weltrekorde auf. An den 
olympischen Spielen nahmen 18 Afro- 
amerikaner teil, 14 von ihnen gewannen 
Medaillen. Hitler war dermaßen erbost, 
dass er ihnen bei der Siegerzeremonie 
den Handschlag verweigerte.

Viele Jahre nach dem Krieg kam man 
auf die Idee, in West-Berlin eine Straße 
nach Jesse Owens zu benennen – etwa die 
Chaussee, die zum Stadion führt. Die Ber-
liner Stadtverwaltung fand bei mehreren 
Initiativen einen Grund für eine höfliche 
Absage. Meistens hieß es, der Namens-
geber für eine Straße müsse mindestens 
fünf Jahre tot sein. 

Jesse Owens kam den Berliner Büro-
kraten so weit wie möglich entgegen, er 
starb im Alter von 66 Jahren an Lungen-
krebs. Mehrere Regierende Bürgermeis-
ter von West-Berlin kamen und gingen, 
bis diese Idee endlich realisiert wurde. 
1984, vor den Olympischen Spielen in Los 
Angeles, wurde die Namensgebung be-
schlossen. 

Bei der feierlichen Zeremonie trat der 
Präsident des Nationalen Olympischen 
Komitees der Bundesrepublik Willi Dau-
me auf. Er erklärte, es sei nicht richtig 
zu glauben, Hitler habe dem schwarzen 

amerikanischen Sportler nicht die Hand 
gegeben. Er sei vielmehr vom Präsiden-
ten des Internationalen Olympischen 
Komitees darauf aufmerksam gemacht 
worden, dass der Händedruck der olym-
pischen Tradition widerspreche. Hitler 
habe dem entsprochen. Es sei nicht Aus-
druck von Rassismus gewesen.

Das konnte natürlich nur glauben, wer 
die Memoiren Baldur von Schirachs, des 
Reichsjugendführers der NSDAP, nicht 
gelesen hatte: „Star der Olympischen 
Spiele 1936 wurde der Sprinter Jesse 
Owens, ein farbiger Amerikaner. Als Hit-
ler ins Stadion kam, hat er den Siegern 
persönlich gratuliert. Als Jesse Owens 
den Hundertmeterlauf gewonnen hatte, 
sagte Hitler: ‚Die Amerikaner sollen sich 
schämen, dass sie sich ihre Medaillen von 
Negern gewinnen lassen. Ich werde die-
sem Neger nicht die Hand geben.‘“

Was brachte Daume dazu, eine für Hit-
ler vorteilhaftere Version dieser Ereig-
nisse vorzutragen? Vielleicht sein eigenes 
Parteibuch mit der Nummer 6098980? 
Der zukünftige Präsident des Olympi-
schen Komitees der Bundesrepublik war 
Mitglied der NSDAP gewesen.

Hitler legte die Premiere des Films 

„Olympia“ auf seinen Geburtstag und gra-
tulierte Riefenstahl als Erster: Sie habe 
„ein Meisterwerk“ geschaffen, für das ihr 
die ganze Welt dankbar sein werde.

Das Berlin des Jahres 1936 war ge-
schmückt mit Hakenkreuzen und den ro-
ten Fahnen der NSDAP. Aber während der 
Olympischen Spiele gab es einige Locke-
rungen. Die üble antisemitische Zeitung 
Der Stürmer von Julius Streicher (nach 
dem Sieg über das Dritte Reich wird er 
bei den Nürnberger Prozessen zum Tode 
verurteilt) wurde vorübergehend aus 
dem Verkauf genommen. 

Vor den Spielen wurden potenzielle 
Gegner des Regimes aus der Öffentlich-
keit entfernt, damit sie den Ausländern 
nichts erzählen konnten. Polizei, Gestapo 
und SD nahmen über 11 000 Personen 
fest, die verdächtigt wurden, mit Sozia-
lismus oder Kommunismus zu sympathi-
sieren. 

Aber die Gäste der Olympischen Spiele 
waren außerordentlich taktvoll und stell-
ten keine peinlichen Fragen. Die auslän-
dischen Journalisten berichteten, dass 
die Nazis insgesamt erfolgreich seien: Die 
Gäste gaben sich Mühe, den verbreche-
rischen Charakter des Dritten Reichs zu 
übersehen.

Nazi-Deutschland schien vielen ein ide-
ales Modell. Die Arbeitslosigkeit sank, die 
Wirtschaft erlebte einen Aufschwung, 
es herrschte Ordnung im Land. Vor dem 
Hintergrund der Aggression des faschis-
tischen Italiens in Afrika, des kaiserli-
chen Japans in China und angesichts der 
Stalinschen Repressionen erschien den 
ausländischen Diplomaten und Politikern 
die Hitler-Regierung durchaus gemäßigt.

Und vor allem wollten in den 1930er- 
Jahren die Regierungen Großbritanniens 
und Frankreichs auf jede Art und Weise 
einem Konflikt mit Deutschland oder gar 
einem neuen Krieg aus dem Weg gehen. 
Damals gestalteten sich zwischen Groß-
britannien und Deutschland freund-
schaftliche Beziehungen. 

Die Schwester des britischen Premier-
ministers Boris Johnson erzählte: „Man 
hat uns immer gesagt, unsere Großmut-
ter väterlicherseits sei Französin, aber es 
hat sich herausgestellt, dass sie Deutsche 
war. Und unsere Großmutter mütterli-

cherseits ging in den 30er-Jahren in Bay-
ern zur Schule. Sie liebte die Münchner 
Oper, lief in den Bergen Ski und hat sich 
sogar in ihren Skilehrer verliebt. Als sich 
dann herausstellte, dass er Mitglied der 
NSDAP war, kehrte sie entsetzt nach Eng-
land zurück. Aber die anderen genierte 
nichts. Die höhere Gesellschaft Englands 
schickte ihre Kinder gern nach Deutsch-
land.“ 

Besonders eng waren die Beziehungen 
der Eliten. Mitglieder des britischen Kö-
nigshauses hatten deutsche Vorfahren. 
Die britischen Zeitungen schrieben, was 
für ein wunderbares Land Deutschland 
sei, und wie tüchtig Hitler das deutsche 
Leben umbaue. Den Briten und vor allem 
den Britinnen gefiel es im Dritten Reich. 
Viele erinnerten sich später: „Das war die 
beste Zeit in unserem Leben. Ja und Hit-
ler... er ist bloß zu weit gegangen.“

Großbritannien zwischen den Krie-
gen – das war Arbeitslosigkeit, schlech-
tes Essen und schlechtes Wetter. Aber in 
Bayern, wo die NSDAP gegründet wurde, 
wo sich Hitlers Residenz befand, gab es 
frische Bergluft, eine bedeutende Oper 
und junge Deutsche in Uniform. Die bri-
tischen Aristokraten sahen, wie die SS 
marschierte, aber das erschreckte sie 
nicht, ihre eigenen Eltern waren häufig 
Antisemiten. „Meine Regierung hat sich 
in Bezug auf Deutschland unklug verhal-
ten“, sagte der britische Botschafter Ne-
ville Henderson. „England und Deutsch-
land müssen enge Beziehungen aufbauen 
und die Welt beherrschen.“

In Großbritannien gab es ebenfalls Fa-
schisten. Oswald Mosley, der Führer der 
britischen Faschisten, einer der auffäl-
ligsten Politiker jener Zeit, erschien für 
einige Zeit wie ein aussichtsreicher Kan-
didat für den Posten des Premierminis-
ters.

Im Februar 1934 reiste der spätere Pre-
mierminister und damalige Lordsiegel-
bewahrer Antony Eden zu Gesprächen 
mit der neuen deutschen Regierung nach 
Berlin. 

Beim Mittagessen tauschten der Welt-
kriegsveteran und ehemalige Gefreite 
Hitler und der ehemalige Hauptmann 
Eden Kriegserinnerungen aus. Auf der 
Rückseite einer Speisekarte zeichneten 
sie die Stellungen ihrer Einheiten an der 
Somme ein. Es stellte sich heraus, dass 
sie buchstäblich gegeneinander Krieg ge-
führt hatten. Eden kam zu dem Schluss, 
dass Hitler aufrichtig an Frieden interes-
siert sei. Er verließ Berlin in der Überzeu-
gung, dass man mit der nationalsozialisti-
schen Regierung verhandeln könne. 

Ein Jahr später veröffentlichte die 
Times einen Artikel Lord Lothians, der 
nach einem Aufenthalt in Deutschland als 
glühender Anhänger Hitlers zurückge-
kehrt war: „Der Nationalsozialismus ist 
eine Bewegung der individuellen und na-
tionalen Selbstachtung. Wichtigster Fak-
tor der heutigen Politik in Europa ist die 
Tatsache, dass Hitler keinen Krieg will 
und bereit ist, Kriege für immer zu been-
den, wenn man ihm und Deutschland auf 
Augenhöhe begegnet. Hitler verzichtet 
nicht auf Krieg, weil er Pazifist wäre, son-
dern weil er weiß, was Krieg bedeutet.“

Tatsächlich log Hitler natürlich das 
Blaue vom Himmel herunter. Warum soll 
man seinen Feinden auch die Wahrheit 
sagen? Die bodenlosen Lügen des Führers 
wurden von der staatlichen Propaganda-
maschine nach Kräften unterstützt. Sie 
setzte dabei die neuesten Technologien 
der Zeit ein, das Radio, das Grammophon, 
den Film. Hitler war so daran gewöhnt, zu 
lügen, dass er selbst die Grenze zwischen 
Lüge und Wahrheit nicht mehr sah. Aber 
es gereichte ihm zum Vorteil. Weil seine 
Verhandlungspartner sich einfach nicht 
vorstellen konnten, dass ein Staatschef 
imstande ist, hemmungslos zu lügen.

Die Blindheit und Naivität der europä-
ischen Politiker waren es, die Hitler zum 
Erfolg verhalfen, weil sie seinen Hass auf 
die Welt nicht erkannten und bis zum 
Schluss daran glaubten, sie könnten ihn 
beeinflussen, ihn in Schach halten und 
dazu bewegen, Maß zu halten.

Aber Hitler mit seinem kriminellen 
Verstand konnte man nicht bändigen. 
Drei Jahre nach den Olympischen Spielen 
begann er den Zweiten Weltkrieg.

Leonid Mletschin ist ein vielfach  
ausgezeichneter russischer Print-  
und Fernsehjournalist sowie Autor  

zahlreicher Bücher, darunter  
zeithistorische Werke und eine  

Breschnew-Biografie.  
Er lebt in Moskau.

Siegerehrung für die Fechterinnen im Berliner Olympiastadion während der Olympischen Spiele 1936, Helene Mayer aus Deutschland gewinnt Silber.  
Obwohl sie, in der Logik der Nazis, Halbjüdin ist, zeigt Mayer – wie alle deutschen Medaillengewinner – den „deutschen Gruß“.

Von der Sportabteilung  
zur Sturmabteilung

Die Nationalsozialisten nutzten die Olympischen Spiele von 1936 für eine kolossale Propagandakampagne

VON LEONID MLETSCHIN

Vor den Spielen wurden potenzielle 
Gegner des Regimes aus der 

Öffentlichkeit entfernt, damit sie den 
Ausländern nichts erzählen konnten
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Pjotr Iljitsch Tschaikowski bekam 
von seinem Lehrer Anton Rubin-
stein für seine Abschlussprüfung 

am Petersburger Konservatorium eine 
wahrhaft furchterregende Prüfungsauf-
gabe: Er sollte eine russische Kantate auf 
Friedrich Schillers „Ode an die Freude“ 
schreiben. Innerhalb eines Monats schuf 
Tschaikowski ein Werk mit dem Titel 
„An die Freude“ für Solisten, Chor und 
Orchester, das kurz darauf, im Dezem-
ber 1865, im Konservatorium aufgeführt 
wurde. Tschaikowski ließ die Kantate 
unveröffentlicht, denn, so schrieb er 
noch 1890 seinem Verleger Jürgenson, 
sie sei „ein Jugendwerk ohne Zukunft“. 
Es sei „peinlich, mit Beethoven zu wett-
eifern“. 

Auch eingefleischten Tschaikowski- 
Liebhabern blieb sie bis heute unbekannt. 
Die deutsche Erstaufführung der Kanta-
te fand im Rahmen des Russlandschwer-
punkts auf dem Usedomer Musikfestival 
2012 statt und war in mehrfacher Hin-
sicht eine musikalische Offenbarung. Das 
Philharmonische Orchester Nowosibirsk, 
ein Quartett von fabelhaften Sängerso-
listen und die Rundfunkchöre aus Ham-
burg und Berlin präsentierten unter der 
Leitung von Thomas Sanderling ein aus-
drucksstarkes und mitreißendes Erst-
lingswerk des jungen Tschaikowski. Die 
Kontrastierung mit Beethovens Neunter 
Sinfonie – eine kluge Idee der Usedomer 
Programmgestaltung – vermittelte den 
Hörern gleichzeitig den spürbar großen 
Abstand Tschaikowskis zu seinem deut-
schen Vorläufer und macht anschaulich, 
welche zentrale Bedeutung Beethoven als 
Maßstab und Ansporn in der russischen 
Musikentwicklung des 19. Jahrhunderts 
hatte.

Zu Beethovens Lebzeiten stand Russ-
land in einem sehr dynamischen Ent-
wicklungsprozess. Im Zuge der petri-
nischen Reformen von etwa 1700 an 
entstand mit der Übernahme europäi-
scher höfischer Sitten und gesellschaft-
licher Lebensformen auch ein ganz neu-
er Bedarf an weltlicher Musik, die in der 
traditionellen russischen Hochkultur 
aufgrund der orthodoxen Restriktionen 
zuvor keinen Platz gehabt hatte. Dieser 
Bedarf konnte nur durch ausländische 
Musiker gedeckt werden, die nach und 
nach die Strukturen für eine eigene rus-
sische Musikentwicklung aufbauten. In-
nerhalb weniger Jahrzehnte entwickel-
ten sich so in den Residenzstädten und 
auf einzelnen Adelsgütern musikalische 
Aktivitäten, bei denen zunehmend auch 
russische Musiker eine Rolle spielten.

Die europäische Musikkultur, die zu-
gleich auch Oper und Ballett umfasste, 
eroberte schnell die Herzen der gesell-
schaftlichen Elite Russlands. Die kultu-
relle Öffnung nach Westen, die territori-
alen Zugewinne Russlands im Baltikum 
und in Polen sowie der wachsende Ein-
fluss eines neuen, international vernetz-
ten Dienstadels machten den europäi-
schen Lebensstil, zu dem eben auch die 
weltliche Musik gehörte, vor allem bei 
den gesellschaftlichen Eliten beliebt. An-
dererseits waren die russischen Residen-
zen attraktive Reiseziele für Virtuosen, 
die sich von den sehr wohlhabenden rus-
sischen Mäzenen ertragreiche Engage-
ments erwarten konnten.

Es gehörte zum kultivierten Lebensstil 
des höheren Adels, sich mit Musik zu be-
schäftigen und ein Instrument zu spielen. 
Als Agenten, die in den europäischen Mu-
sikmetropolen Ausschau nach Sängern 
für die kaiserlichen Theater und nach 
Virtuosen für Orchester- und Kammer-
musik Ausschau hielten, dienten oft die 
Diplomaten. Der russische Gesandte in 
Wien, Fürst Dmitri Michajlowitsch Goli-
zyn, engagierte etwa den Violinvirtuosen 
Anton Ferdinand Titz für den Petersbur-
ger Hof. Titz, der später der Geigenleh-
rer des Thronfolgers Alexander wurde, 
war es auch, der bei Hof das erste feste 
Streichquartett in Russland gegründet 
haben soll, in dem Mitglieder des Hofor-
chesters gemeinsam mit adeligen Ama-
teuren musizierten.

Dass Beethoven dem jungen, Geige 
spielenden Kaiser Alexander im Jahr 1803 
seine drei Violinsonaten op. 30 widmete, 
ist vermutlich dem Rat des Grafen Andrej 
Kirillowitsch Rasumowski zu verdanken. 
Rasumowski, seit 1792 russischer Ge-
sandter in Wien, sorgte Jahre später da-
für, dass Beethoven für diese Widmung 
auch die erwartete Belohnung erhielt.

Bekanntlich gingen Rasumowskis Be-
ziehungen zu Beethoven jedoch viel wei-
ter. Als leidenschaftlicher Liebhaber der 
klassischen Kammermusik nahm der 
russische Graf das damals berühmte 

Schuppanzigh-Quartett in seine Dienste,  
das die meisten der Streichquartette 
Beethovens mit dem Komponisten ein-
studierte. In diesen Jahren entstanden 
die drei „russischen“ Streichquartette 
op. 59, Graf Rasumowski gewidmet, in de-
nen Beethoven auf sehr originelle Weise 
Melodien aus der Sammlung russischer 
Volkslieder von Iwan Pratsch (1790) ver-
wendete.

Ein weiterer russischer Mäzen war der 
junge Fürst Nikolaj Borisowitsch Golizyn, 
der Beethoven wohl bereits zur Zeit der 
Entstehung der Rasumowski-Quartette 
in Wien kennenlernte. Nachdem er sich 
in den napoleonischen Kriegen als Offi-
zier ausgezeichnet hatte, nahm Golizyn 
seinen Abschied aus der Armee und wid-
mete sich verstärkt seinen musikalischen 
Interessen. 1822 schrieb er an Beethoven 
und bestellte bei ihm drei Streichquar-
tette, die später als die Golizyn-Quartette 
berühmt wurden. Auf Golizyns Initiative 
ist es auch zurückzuführen, dass die Mis-
sa Solemnis op. 123, Beethovens monu-
mentales Spätwerk, 1824 in St. Petersburg 
uraufgeführt wurde.

Schon zu Beethovens Lebzeiten waren 
viele seiner Werke in Russland bekannt. 
St. Petersburg und Moskau waren in Sa-
chen Informationsfluss und Austausch 
von Noten im engmaschigen musikali-
schen Netzwerk mit Wien besser ver-
bunden, als wir uns dies heute vorstel-
len mögen. Am kaiserlichen Hof und in 
den Adelshäusern wurde freilich vor-
wiegend weniger anspruchsvolle Musik 
als die Beethovens gepflegt. Auch dar-
in unterschied sich St. Petersburg nicht 
grundsätzlich von Berlin oder Paris. In  
St. Petersburg gab es unter den adli-
gen Musikliebhabern jedoch einige aus-
gesprochen leidenschaftliche und ein-
flussreiche Beethoven-Verehrer. Fürst  
Golizyn war einer von ihnen. 

Legendär war der musikalische Sa-
lon der Brüder Michail und Matwej  
Wielgorski, in deren Haus nicht nur  
Beethovens Klavier- und Kammermusik, 
sondern auch seine Sinfonien und weite-

re Orchesterwerke in großer Besetzung 
zur Aufführung kamen. Graf Michail 
Wielgorski hatte im Jahr 1808 die Gele-
genheit, in Wien die Erstaufführungen 
von Beethovens Fünfter und Sechster 
Sinfonie zu hören. Sein jüngerer Bruder 
Matwej, ein herausragender Violoncellist 
und Schüler des berühmten Virtuo-
sen und Beethoven-Freundes Bernhard 
Romberg, spielte im Streichquartett mit 
Musikern des Opernorchesters regelmä-
ßig die jeweils aktuellen Werke der zeit-
genössischen Kammermusik. Das Haus 

der Grafen Wielgorski erreichte bald den 
Status einer musikalischen Institution 
und die Brüder pflegten freundschaftli-
chen Kontakt zu zahllosen Komponisten 
und Virtuosen wie Hector Berlioz, Franz 
Liszt, Clara und Robert Schumann, Pau-
line Viardot, und Richard Wagner. 

Auch der Salon des wohlhabenden Ade-
ligen Fjodor Petrowitsch Lwow, der eine 
bedeutende Noten- und Instrumenten-
sammlung besaß, war als musikalischer 
Treffpunkt bekannt. Lwow, der 1826 zum 
Direktor des Hofsängerchors ernannt 
wurde, ließ seinen begabten Sohn Alexej 
von dem berühmten Geiger Franz Böhm 
unterrichten. Böhm, der vermutlich 
durch die Vermittlung des russischen Ge-
sandten Andrej Rasumowski aus Wien 
nach Petersburg gekommen war, spiel-
te neben seiner Tätigkeit als Mitglied im 
Hoforchester und als Solist des Opernor-
chesters im Salon der Wielgorskis Quar-
tett.

Über seinen jüngeren Bruder Joseph, 
der gleichzeitig in Wien mit dem Streich-
quartett von Ignaz Schuppanzigh mu-
sizierte, bestand ein enger Kontakt zu  

Beethovens unmittelbarer Umgebung. So 
übernahm Joseph Böhm während Schup-
panzighs Russland-Aufenthalt die Lei-
tung des Quartett-Ensembles, mit dem 
Beethoven regelmäßig arbeitete. Beide 
Brüder waren übrigens offenbar nicht 
nur hervorragende Solisten und Quar-
tettspieler, sondern auch erfolgreiche Pä-
dagogen. Zu Franz Böhms Schülern zähl-
ten neben dem erwähnten Alexej Lwow 
auch Michail Glinka sowie diverse Mit-
glieder der kaiserlichen Familie.

Joseph Böhm bildete in Wien eine Rei-

he von großen Geigern aus, unter ihnen  
Joseph Joachim und Ferdinand Laub, aber 
auch Léon Minkus, der später in St. Pe-
tersburg mit seinen Ballettmusiken er-
folgreich war. Franz Böhms Petersburger 
Schüler Alexej Lwow, der ein einflussrei-
cher Regierungsbeamter wurde, verfüg-
te offenbar über große Fähigkeiten als So-
list wie als Kammermusikspieler. Er trat 
darüber hinaus auch als Komponist auf – 
die Musik der russischen Nationalhymne 
„Gott, schütze den Zaren“ war sein Werk. 

Unter den Petersburger Quartettspie-
lern findet sich auch ein bis heute bekann-
ter und beliebter Dichter, der russische 
Beethoven-Zeitgenosse und Fabeldichter 
Iwan Krylow (1769-1844), dessen einpräg-
same Verse in Russland in aller Munde 
sind. In seiner Fabel „Das Quartett“ be-
schrieb er, wie ein tierisches Quartett aus 
Affe, Esel, Bock und Brummbär nach we-
nig erfolgreichen Versuchen, die Welt mit 
seiner Kunst zu beglücken, sich bei der 
Nachtigall Rat holt:

„Die Noten haben wir, und auch die In-
strumente / nur sag uns nun, wie wir uns 
setzen sollen!“ Worauf die Nachtigall ant-

wortet, es komme bei der Musik auf das 
Können und das feine Gehör an, und zu 
bedenken gibt: „Ob kreuz und quer, ob 
vis-à-vis, / als Musiker taugt ihr doch 
nie!“

In bester äsopischer Tradition hat die-
se 1811 veröffentlichte Fabel eine außer-
musikalische Bedeutung, die von den 
Zeitgenossen verstanden wurde: Es ging 
dabei um die Einrichtung des Staatsrats 
im Jahr 1810, der aus vier Ministerien be-
stand, wobei der Leser die vier Minister 
den jeweiligen Tieren zuordnete. Dass 
der Fabeldichter für diese Satire eine mu-
sikalische Allegorie wählen konnte, hat 
allerdings damit zu tun, dass er selbst 
nicht nur gut Violine spielte, sondern mit 
besonderer Vorliebe im Quartett musi-
zierte.

Der aus Riga stammende russische Be-
amte und Beethoven-Biograph Wilhelm 
von Lenz (1808-1883) erinnerte sich später, 
dass der Fabeldichter die Streichquartette 
Beethovens besonders schätzte, sein 
liebstes aber sei das „C-Dur-Quartett mit 
der Fuge“ gewesen, also das dritte der be-
rühmten Rasumowski-Quartette op. 59. 
Dies allerdings spricht dafür, dass Kry-
low tatsächlich ein exzellenter Kenner 
der Musik seiner Zeit war, denn diese 
„russischen“ Quartette galten den Zeitge-
nossen allgemein als schwierig und wenig 
fasslich.

In Moskau war von 1817 an der erfolg-
reiche und gefragte Klavierlehrer Franz 
Anton Gebel (1783-1843) tätig, der in Wien 
seine Ausbildung erhalten hatte und mit 
ersten Kompositionen hervorgetreten 
war. Zu seinen berühmten Moskauer 
Schülern gehörten die Schriftsteller Ni-
kolaj Ogarjow und Nikolaj Stankewitsch, 
der Musikkritiker Nikolaj Melgunow so-
wie der Pianist Alexandr Villoin, der spä-
ter als Lehrer großen Einfluss auf die 
Brüder Anton und Nikolaj Rubinstein 
hatte.  Melgunow schrieb mit großer Be-
geisterung über Gebel, der als Beetho-
ven-Verehrer mit seinen öffentlichen 
Kammermusikabenden, die er in den 
1830er-Jahren als erster in Moskau veran-

staltete, wie Lenz besonders Beethovens 
Streichquartette propagierte. 

Die Ratlosigkeit, mit der die Zeitgenos-
sen die letzten Werke Beethovens auf-
nahmen, fand in der russischen Litera-
tur einen einzigartigen Ausdruck in der 
wundervollen Erzählung des in Deutsch-
land viel zu wenig bekannten Schriftstel-
lers Wladimir Odojewski. Der sehr viel-
seitig und vor allem auch musikalisch 
hochgebildete Odojewski schrieb 1830, 
also bald nach Beethovens Tod, die Novel-
le „Beethovens letztes Quartett“, in dem 
er die Tragödie des Komponisten schil-
dert, der seine eigene Musik nicht mehr 
hören kann und daran verzweifelt, dass 
ihn die Menschen nicht mehr verstehen. 
Bewegend ist an dieser hoffmannesquen 
Novelle das Bekenntnis des Dichters und 
Musikkenners, er könne dem genialen 
Komponisten in dessen letzten Werken 
nicht mehr folgen.

Beethovens Musik bewegt und irritiert 
ihre Hörer und ihre Interpreten noch im-
mer. Sie ist nicht nur für die „russische 
Schule“, die mit den Brüdern Rubinstein 
ihren Anfang nahm, Maßstab und An-
sporn. Der in Berlin lebende russische 
Pianist Alexander Melnikov hält ihn, den 
sowjetischen Schönbergschüler Philip 
Herschkowitz zitierend, nach wie vor für 
die Zentralfigur der europäischen Musik.

Der unmittelbaren Wirkung dieser 
Musik haben auch die politischen Bean-
spruchungen des 20. Jahrhunderts kaum 
geschadet. Wir wissen, dass Beethovens 
Neunte Sinfonie unter Hakenkreuzfah-
nen im von Nazideutschland okkupier-
ten Paris aufgeführt wurde. Im Jahr 1941 
musste sich die damals in Paris leben-
de russische Emigrantin Nina Berbero-
wa in der Kino-Wochenschau Bilder vom 
Vormarsch der Wehrmacht in die Sowje-
tunion ansehen, unterlegt mit Musik aus  
Beethovens Neunter.

Andererseits wurde die „Ode an die 
Freude“ 1989 bei den studentischen 
Protesten auf dem Pekinger Tian’an-
men-Platz als Symbol der Demokratiebe-
wegung verwendet. Weihnachten 1989 di-
rigierte Leonard Bernstein anlässlich des 
Falls der Berliner Mauer in beiden Teilen 
der Stadt Beethovens Neunte Sinfonie 
mit der Textänderung „Freiheit, schöner 
Götterfunken“.

Auch die junge Sowjetmacht feierte be-
reits 1918 ihre ersten musikalischen Tri-
umphe mit Beethovens Neunter Sinfonie. 
In ihrem verdienstvollen Buch über die 
„Musikalische Mythologie der Sowjetepo-
che“ legte die Moskauer Musikwissen-
schaftlerin Marina Raku materialreich 
dar, wie Beethovens Vorbild schon in den 
ersten Jahren der Sowjetmacht als Orien-
tierung für die internationalistische und 
proletarische Musik angepriesen wur-
de. Fester Bestandteil bei Begräbnissen 
von Revolutionshelden war der Trauer-
marsch aus Beethovens Dritter Sinfonie. 
Dieselbe Funktion hatte später auch der 
langsame Satz der Klaviersonate As-Dur 
op. 26. Die sowjetische Sonderbriefmarke 
zum Beethoven-Jahr 1970 zeigte neben ei-
nem Porträt des 200-jährigen Jubilars ein 
Notenblatt mit dem Beginn der Klavier-
sonate f-Moll op. 57, der „Appassionata“ – 
eine Referenz an den 100 Jahre jüngeren 
Wladimir Iljitsch Lenin, der diese Sonate 
der Überlieferung nach besonders geliebt 
haben soll.

Mit einer gewissen Erleichterung haben 
wir Grund zur Hoffnung, dass Beethoven 
zu seinem 250. Geburtstag weniger als 
politisches Symbol dienen wird, sondern 
als Maßstab und Anstoß für interessante 
künstlerische Begegnungen aller Arten. 
Vielversprechend war zum Auftakt des 
Beethovenjahrs 2020 die Uraufführung 
der Oper „Minona“ des estnischen Kom-
ponisten und Dichters Jüri Reinvere im 
Theater Regensburg. Die Handlung um 
die vermutete Beethoven-Tochter Mino-
na von Stackelberg spielt übrigens teil-
weise im russischen Reich, in Reval, dem 
heutigen Tallinn.

Erfreulich ist auch die schöne Idee 
einer Konzertreihe unter dem Titel  
„Beethoven und Tschaikowski“ im neu-
en Moskauer Konzertsaal Sarjadje, des-
sen Eröffnungskonzert Tschaikowskis 
Kantate „An die Freude“ mit Beethovens 
Neunter Sinfonie umschließt. So soll es 
sein.

Klaus Harer ist Wissenschaftlicher  
Mitarbeiter am Deutschen Kulturforum 

östliches Europa e. V. in Potsdam.  
Er beschäftigt sich mit deutscher Kultur 

und Geschichte im östlichen Europa  
mit dem Schwerpunkt Musik und  

Kulturgeschichte.

Freiheit, schöner  
Götterfunken

Beethoven, Russland und die weitverzweigten Verwandtschaftsverhältnisse der europäischen Musik

VON KLAUS HARER

Schon zu Beethovens Lebzeiten waren 
viele seiner Werke in Russland bekannt
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Von Werner Herzog, dem Rhapsoden der Abenteurer 
und Tyrannen, erwartet man einen so braven Film 
zuletzt. „Gorbatschow – Eine Begegnung“, so der Ti-

tel, wirkt wie ein Kapitel aus einem Geschichtslehrbuch. 
Vielleicht zum ersten Mal spielte Herzog, der sein Leben lang 
gegen alle nur möglichen Regeln aller künstlerischen und 
politischen Spiele verstoßen hat, nach Regeln, noch dazu 
nach den Regeln des Fernsehjournalismus.  

Auch die russischen Zuschauer müssen enttäuscht sein, 
schließlich haben sie sich in den vergangenen Jahrzehnten 
daran gewöhnt, dass die Geschichte kein objektiver Prozess 
ist, sondern ein billiger Krimi, komponiert aus Geheimnis-
sen, Rätseln und Skandalen. Ganz zu schweigen davon, dass 
Gorbatschow wahrscheinlich für die Mehrheit dieser Zu-
schauer eine negative Figur ist, weil er die Sowjetunion zer-
stört hat, die aus gehörigem zeitlichem Abstand betrach-
tet immer mehr zum hellen „Land der Kindheit“ zu werden 
scheint.

Das Paradox besteht darin, dass gerade die kurze Regie-
rungszeit Gorbatschows (1985-1991) die beste Grundlage für 
Verschwörungstheorien liefert. Zu stürmisch war der Über-
gang von der vielversprechenden „Perestroika“ der Sowje-
tunion zu ihrem katastrophalen Zusammenbruch. Zu vie-
le Unklarheiten hat die 
Geschichte des Putsch-
versuchs im August 1991 
hinterlassen. Zu vie-
le Details von Gorbats-
chows Kampf – zuerst 
mit den „Konservativen“ 
in der sowjetischen Re-
gierung, dann mit Boris 
Jelzin, dem radikalen 
Zerstörer der UdSSR – 
wurden nicht aufgedeckt 
und werden kaum jemals 
aufgedeckt werden. 

Es wäre naiv, von Gor-
batschow Offenbarun-
gen und Enthüllungen 
zu erwarten. Dazu be-
herrscht er die Kunst der 
politischen Intrige zu 
gut, ohne die er nicht an 
die Spitze eines so gro-
ßen Lands gekommen 
wäre; zu gut beherrscht 
er auch die Parteirheto-
rik, die Kunst, viele Wor-
te zu machen ohne etwas Wesentliches zu sagen. Und dem 
steht auch die Figur Gorbatschow selbst entgegen, wie sie 
sich in den Augen der Öffentlichkeit gebildet hat und der er 
verpflichtet ist wie jeder Weltstar. Nicht zuletzt ist er dafür 
schlicht zu alt: Mit 90 Jahren müssen alle Triumphe und Nie-
derlagen der Vergangenheit wie eitles Geplänkel erscheinen.

Gleichwohl hatten die Gespräche mit Gorbatschow für Her-
zog zweifellos einen gewissen höheren Sinn, und worin dieser 
Sinn besteht, das versteht man nur, wenn man die Perspekti-
ve Herzogs einnimmt. Er trat im gegebenen Fall in zweifacher 
Gestalt auf: Gorbatschow interessiert ihn als Regisseur und 
als Deutscher.

Es ist nicht weiter erstaunlich, dass der Gorbatschow, den 
wir in diesem Film sehen – ein edelmütiger, durch und durch 
bürgerlicher Patriarch, der die Tränen nicht zurückhalten 
kann, wenn er sich an seine verstorbene Frau Raissa erin-
nert –, perfekt in die Galerie der außergewöhnlichen Figuren 
passt, die Herzog seit nunmehr einem halben Jahrhundert 
auf der Leinwand erschaffen hat. Die Helden seiner Spiel-
filme, sei es der Konquistador Aguirre oder der Cobra Ver-
de genannte Vizekönig eines westafrikanischen Eingebore-
nenstamms, waren vor allem Idealisten, besessen von einem 
selbstmörderischen Traum.

Gorbatschow ist für Herzog genau solch ein Idealist, der sein 
politisches Schicksal seinem Traum opferte, und das trotz all 
der Jahrzehnte im Umfeld der Nomenklatur, die jedem Hauch 
von Idealismus ontologisch feindlich gegenübersteht. Aguir-
re träumte vom „goldenen Land“ Eldorado, Fitzcarraldo von 
einem Opernhaus im Dschungel des Amazonas, Gorbatschow 
von Frieden auf der ganzen Welt, von der Freundschaft zwi-
schen den geopolitischen Gegnern und davon, dass es in der 
UdSSR  „mehr, mehr, mehr Sozialismus“ gäbe.

Der Unterschied zwischen Aguirre und Gorbatschow be-
steht lediglich darin, dass Aguirre ein bewaffneter Träu-
mer war, der der Welt nicht den Frieden brachte, sondern 
das Schwert. Gorbatschow hingegen, der über beinahe un-
begrenzte Möglichkeiten verfügte, sowohl für eine weltwei-
te militärische Konfrontation als auch für die gewaltsame 
Unterdrückung der internen Opposition, legte freiwillig die 
Waffen nieder.

Dabei tat er das zweifach. Zuerst initiierte er das Ende des 
Kalten Kriegs faktisch zu den Bedingungen des Westens. 
Dann gab er dem – objektiv rebellischen – Beschluss der Prä-
sidenten von vier Sowjetrepubliken über die Auflösung der 

UdSSR nach und trat als Präsident zurück. Für jeden, der 
nicht den geringsten Teil von Gorbatschows Macht besitzt, 
ist es unvorstellbar, was ihn dieser freiwillige Rücktritt kos-
tete.

Gorbatschow selbst zweifelt dem Film nach bis heute dar-
an, ob es richtig war, die Sowjetunion nicht zu erhalten. An-
ders lässt sich sein Wutausbruch – vielleicht der erste nach 
seinem Rücktritt – über Jelzin nicht erklären, den Mann, der 
ihn von der Macht verdrängt hat: „Man hätte anders mit ihm 
verfahren müssen. Man hätte ihn woanders hinschicken sol-
len. Es schmerzt mich für mein Volk.“

Die Protagonisten aus Herzogs Filmen zieht es im Namen 
des Wohls der Menschheit in den Dschungel und in die Kra-
ter der Vulkane, auf unzugängliche Berge und ins arktische 
Eis. In ganz ähnlicher Weise führte auch Gorbatschow sein 
Land in unbekannte und gefährliche Fernen. Der Untergang 
der UdSSR bestätigt nur die Idee des Filmemachers Herzog 
vom Verhängnis des Traums für den Träumer selbst, zu-
gleich aber seine Notwendigkeit für die Menschheit –und vor 
allem für Deutschland.

In seinen früheren Filmen trat Herzog, gelinde gesagt, in 
der Rolle des „metaphysischen Deutschen“ auf, des Inter-
preten der nationalen philosophischen Tradition, des Ro-
mantikers, der das Philistertum bekämpft und an die Welt 
als „Wille und Vorstellung“ glaubt. In „Gorbatschow – Eine 
Begegnung“ meldet er sich zum ersten Mal als „physischer“, 
genauer gesagt als „politischer“ Deutscher. Und in dieser sei-
ner Eigenschaft kann er nicht anders, als unverfälschte Ehr-
furcht vor Gorbatschow zu empfinden.

Es wäre ein banaler journalistischer Kniff, für diesen 
Zweck das russische Sprichwort „Was des Russen Brot, ist des 
Deutschen Tod“ umzumodeln, indem man einen typisierten 
Russen mit einem hypothetischen Deutschen vertauscht. 
Was jedoch die historische Rolle Gorbatschows betrifft, so 
würde das umgemodelte Sprichwort perfekt, wenn nicht sei-
ne reale historische Rolle, so doch die Wahrnehmung dieser 
Rolle im Bewusstsein der russischen Massen widerspiegeln. 
Für dieses Bewusstsein ist Gorbatschow – nicht im besten 
Wortsinn – der „gute Deutsche“. Das heißt, ein Politiker, der 
tatsächlich die sowjetischen Soldaten übereilt und ohne die 
erforderliche Vorbereitung aus Deutschland abgezogen und 
viel zu schnell der Wiedervereinigung zugestimmt hat, die 
in Russland als Vereinnahmung des deutschen Ostens durch 
den deutschen Westen empfunden wird.

Herzog gereicht es zur Ehre, dass er die ganze histori-
sche Tragik der Beziehung zwischen Russland und Deutsch-
land im Blick, dass er sich der historischen Tragik der 
deutsch-russischen Beziehungen bewusst ist und den Film 

mit der Bitte um Ver-
gebung für die Verbre-
chen der Nazis einsetzen 
lässt, die er Gorbatschow 
gegenüber stellvertre-
tend an das sowjetische 
Volk ausspricht.

In dem Gespräch mit 
Gorbatschow ist das 
keine bloße Formalität, 
ist doch der letzte Prä-
sident der UdSSR auch 
einer der letzten Men-
schen, die sich noch an 
das Elend des Kriegs 
erinnern. Und Gorbat-
schow reagiert auf die 
Buße Herzogs intuitiv 
und perfekt, aus der Po-
sition der Ewigkeit her-
aus, die unbedeutende 
Erinnerung über globa-
le Tragödien erhebt. Er 
fühlt, dass es plump und 
unangebracht wäre, ver-
gangene Sünden eines 

ganzen Lands zu verzeihen oder nicht zu verzeihen. Statt-
dessen löst er die unvermeidliche Spannung, indem er Anek-
doten aus seiner Kindheit erzählt.

Zum Beispiel, dass er einmal als kleiner Junge, noch vor 
dem Krieg, in einer von Sowjetdeutschen gegründeten Kol-
chose die leckersten Lebkuchen bekommen habe. Ein paar 
Worte, und das Problem ist beseitigt. Und schon kann er sich 
an die Angespanntheit während der Gespräche mit Ronald 
Reagan in Reykjavik erinnern, an die Unterstützung, die er 
als junger Generalsekretär durch Margaret Thatcher erfuhr, 
und den Dank Herzogs für die Demontage der Berliner Mau-
er, für den Abzug der Soldaten und die Duldung der Wieder-
vereinigung entgegen nehmen. 

Ich bin nicht sicher, ob alle Deutschen die gleiche Dank-
barkeit Gorbatschow gegenüber empfinden wie Herzog. 
Vielleicht ist Gorbatschow für sie ein Politiker einer lang 
vergangenen Epoche, beinahe ein Zeitgenosse von Winston 
Churchill und Harry Truman. Herzog ist das wohl bewusst, 
nicht umsonst hält er es für erforderlich, seine Zuschauer an 
die Rolle Gorbatschows zu erinnern, und dabei diskret, aber 
real eine Brücke zu schlagen zwischen der vergangenen und 
der aktuellen Politik, zwischen der UdSSR und dem moder-
nen Russland, und auch ein wenig die europäische Gekränkt-
heit gegenüber der USA anzustacheln.

Herzog tut dies nicht in der Ich-Form. Er verfährt erheb-
lich raffinierter, indem er seine Gedanken dem ihm sicher-
lich nicht sympathischsten Politiker in den Mund legt. Und 
der ehemalige amerikanische Außenminister James Baker 
selbst gesteht auf der Leinwand ja selbst zähneknirschend 
ein, man solle die Ansprüche Russlands an den Westen nicht 
auf die leichte Schulter nehmen, Russland habe allen Grund, 
an seiner Sicht auf den Zustand der Weltpolitik festzuhalten 
– im Klima eines neuen Kalten Kriegs eine riskante Bemer-
kung. 

Die Tatsache, dass Gorbatschow für die Zuschauer, und 
wahrscheinlich für Herzog selbst auch, ein „Ding an sich“ 
bleibt, ist eine Stärke, nicht ein Mangel des Films.  

Michail Trofimenkow ist Filmkritiker  
der Zeitung Kommersant.

Deutsche
Lebkuchen
Werner Herzogs Film „Gorbatschow –  
Eine Begegnung“ muss für die Fans des  
Regisseurs eine Enttäuschung sein

VON MICHAIL TROFIMENKOW

Wie kommt ein Mädchen aus einer fernen sibiri-
schen Industriestadt, in der es nicht einmal ein 
Opernhaus gibt, auf die Idee, Opernsängerin wer-

den? Kurz und bündig antwortet Maria Kataeva ihren Kolle-
ginnen und Kollegen an der Deutschen Oper: „Das wusste ich 
bereits mit vier Jahren.“

Wenn die Bewohner ihrer Heimatstadt Nowokusnezk klas-
sische Musik hören möchten, müssen sie acht Stunden mit 
dem Zug nach Nowosibirsk fahren. Aber was bedeuten schon 
Entfernungen, wenn man einen Traum hat. Kataeva be-
schloss, ihre musikalische Ausbildung am Konservatorium 
im 4000 Kilometer entfernten St. Petersburg zu absolvieren.

Dass ihre Karriere in Deutschland beginnen würde, konn-
te Kataeva sich nicht vorstellen. Aber als Studentin wurde sie 
bei einem Casting an der Deutschen Oper am Rhein in Düs-
seldorf entdeckt und bekam ein Engagement am Opernstu-
dio. „Ich dachte, ich würde in kleinen Rollen in einem kleinen 
Theater in St. Petersburg anfangen und mich langsam hoch-
arbeiten“, sagt die junge Mezzosopranistin. Sie hoffte, viel-
leicht eines Tages in einer Produktion in Europa zu singen. 
„Aber dann ging alles so schnell und kam unerwartet.“

Heute ist Kataeva die große Primadonna der Deutschen 
Oper am Rhein. Wie hätte sich ihre Karriere entwickelt, 
wenn sie in Russland geblieben wäre?

„Operngesang bedeutet nicht nur schöne Klänge zu pro-
duzieren. In jeder Sprache müssen Sie so nah wie möglich 
am Original sein. Und dafür müssen Sie sich mit einer ande-
ren Kultur vertraut machen“, sagt sie. „Zum Glück gibt es im 
Opernstudio in Düsseldorf Sprachcoaches. Und ich habe die 
Möglichkeit, Sänger verschiedener Gesangsschulen zu erle-
ben. Ich habe das Gefühl, ich habe jetzt andere Ohren. Kom-
munikation mit Muttersprachlern macht ein musikalisches 
Talent zu etwas Besonderem.“

Doch die Grundlage ist die russische Gesangsschule.
„Die Natur selbst hat russische Sänger mit Stimmen ge-

segnet, die in Klangfarbe und Tiefe erstaunlich sind. Dar-
aus können sie alles formen. Tanz, szenische Bewegung, Be-
herrschung eines Musikinstruments, Musiktheorie – all dies 
ist in der russischen Musikausbildung enthalten. Am Pe-
tersburger Konservatorium gab es sogar ein richtiges The-
ater, in dem Studenten Opern inszenierten. Auf dieser Basis 
können sie sich also in jede Richtung entwickeln und ihre Fä-
higkeiten verbessern.“

Carmen, Rosina, Aschenputtel, Königin Elizabeth, Cheru-
bino ... Mozart, Händel, Rossini, Offenbach, Donizetti, Verdi, 
Puccini, Bizet ... das Repertoire der russischen Sängerin ist 
riesig. Nur russische Musik vermisste sie sehr. Im vergange-
nen Jahr führte die Deutsche Oper am Rhein Tschaikowskys 
„Pik-Dame“ auf, in der Kataeva die Rolle der Polina sang.

„In der russischen Opernmusik gibt es nicht so viele Par-
tien für den lyrischen Mezzosopran, und in Europa werden 
nur wenige russische Opern aufgeführt. Das war für mich 
ein großes Glück“, sagt sie. „Manchmal muss man sich über-
winden, wenn man mit einem Regisseur zusammenarbeitet, 
der noch nie in Russland war und keine russische Musik oder 
Literatur studiert hat, insbesondere im Original. Wir müs-
sen nach einem Kompromiss suchen. Anscheinend sind nur 
wir Russen so skeptisch. Europäer mögen moderne Inter-
pretationen.“

Das vergangene Jahr war etwas Besonderes für Kataeva. 
Sie gewann den 2. Preis und den Publikumspreis beim inter-
nationalen Wettbewerb Operalia in Prag. Dieser Wettbewerb 
wird einmal im Jahr vom großen Tenor Placido Domingo or-
ganisiert. Speziell für das Programm mussten die Sänger 
Zarzuela lernen – ein spezielles spanisches Musikgenre.

„Ich singe auf Deutsch, Italienisch, Französisch, Russisch. 
Und dann musste ich auch noch Spanisch lernen“, sagt sie 
und lacht. Der Maestro versicherte ihr, dass ihr Spanisch 
perfekt klinge und dass sie selbst den Spaniern den Stil von 
Zarzuela beibringen könne.

Es war nicht der erste Opernwettbewerb, bei dem sie auf 
den ersten Plätzen landete. 2016 erhielt sie beim renommier-
ten deutschen Wettbewerb „Meistersinger von Nürnberg“ 
den ersten Preis im allgemeinen Fach, und in der Kategorie 
Deutsche Musik den dritten. „Für mich war es eine große 

Überraschung“, sagt Kataeva. „Immerhin nahmen Sänger 
mit einem Wagner-Repertoire am Wettbewerb teil. Für mich 
ist dieser Preis noch wichtiger als der erste Platz im allge-
meinen Wettbewerb.“

Wieso das?
„Für mich ist es am schwierigsten, auf Deutsch zu singen. 

Hier sind die Vokale kurz und viele Konsonanten stehen zu-
sammen. Ich muss meinen Sprachapparat anpassen.“

Ein sehr wichtiger Schritt in ihrer Entwicklung war die 
Rolle des Komponisten in Richard Strauss‘ Oper Ariadne auf 
Naxos. Nächstes Jahr warten die Salzburger Festspiele auf 
Kataeva, wo sie auf Einladung des Stars der modernen Oper, 
Rolando Villazón, an der Aufführung von Mozarts Requiem 
teilnehmen wird.

Als Kataeva vor zehn Jahren nach Deutschland kam, 
sprach sie kein Wort Deutsch. Ist Düsseldorf ihre zweite Hei-
mat geworden?

„Ein Mensch kann nur eine Heimat haben. Aber das The-
ater ist mein trautes Heim geworden. Einst habe ich davon 
geträumt, auf dieser Bühne stehen zu dürfen. Und jetzt be-
spricht die Opernleitung mit mir das Repertoire, speziell für 
mich hat man die alte Produktion von Rossinis Oper Aschen-
puttel wieder aufgenommen.“ 

Und ein weiterer Traum der russischen Mezzosopranistin 
wurde wahr. Sie trat zum ersten Mal in ihrer Heimat in Russ-
land auf und nahm am grandiosen Konzert von Placido Do-
mingo in Moskau teil. „Es war sehr aufregend, mit dem gro-
ßen Domingo und vor dem verwöhnten Moskauer Publikum 
zu singen.“ 

Daria Boll-Palievskaya ist Journalistin,  
Autorin und Expertin für interkulturelle  
Kommunikation; sie lebt in Düsseldorf.

‚Ich habe  
andere Ohren’

Der Star der Deutschen Oper am Rhein, Maria Kataeva, stammt aus Sibirien.  
Daria Boll-Palievskaya hat mit ihr gesprochen

Gorbatschow – eine Begegnung: Regisseur Werner Herzog (links) und sein Protagonist

Zweimal Maria Kataeva: als Carmen an der Deutschen Oper am Rhein in Düsseldorf und als Idamante in Mozarts „Idomeneo" an der Vlaamse Oper in Belgien (unten).
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Unkontrollierte Situation
Der staatlich organisierte Kulturgutraub durch die Deutschen im Zweiten Weltkrieg ist belegt,  

aber nur eine Erklärung für die immensen russischen Verluste

VON CORINNA KUHR-KOROLEV

Ganz entzückt notierte der deutsche Kunst-
historiker  Werner Körte während des 
Kriegs in der durch die Wehrmacht besetz-

ten russischen Stadt Pskow einige einfühlsame 
Sätze über ein Gemälde. „Ein süßes Gesichtchen 
(…), in marmorner Klarheit die Form, aber doch 
warmer Teint, von dem die schwarzen Löckchen 
kräftig abstehen. Klassische Nase und feiner sinn-
licher Mund. Die warm schimmernde Brust ist 
weit herab entblößt, (…) Die zarte rechte Hand 
hält eine seidene himmelblaue Schärpe (…) vor die 
Brust. Es war beglückend, wochenlang mit diesem 
Bild zusammenzuleben.“ 

Körte, als gewöhnlicher Soldat an die Front bei 
Leningrad beordert, wurde im Sommer 1942 für 
wenige Wochen abkommandiert, um für den „mi-
litärischen Kunstschutz“ im Museum von Pskow 
zu sorgen. Dort hatte Ernstotto Graf zu Solms-Lau-
bach, im zivilen Leben Direktor des Frankfurter 
Historischen Museums, ein Depot eingerichtet, 
in dem die Kunstschätze aus dem Gebiet der Hee-
resgruppe Nord eingelagert, verzeichnet und teil-
weise ausgestellt wurden, darunter wertvolle Iko-
nen aus Nowgorod, Möbel, Porzellan und Gemälde 
aus den Zarenschlössern bei Leningrad, Kirchen-
schätze aus Tichwin und dem Kloster von Petscho-
ry.

Das beschriebene Gemälde einer „unbekannten 
Schönen“ aus der Sammlung von Schloss Gattschi-
na gehörte dazu und wird bis heute vermisst. An-
dere Objekte aus dem Depot in Pskow überstan-
den die Kriegszeit und sind heute wieder an ihren 
Herkunftsorten.

Insgesamt hat Russland, wie auch die Ukraine 
und Belarus, immer noch einen großen Verlust 
an Kulturgütern zu beklagen, etwa eine Million 
Sammlungseinheiten. Hinzu kommen die durch 
Kriegseinwirkung unwiederbringlich zerstörten 
Kultur- und Architekturdenkmäler.

In Deutschland ist dies in der öffentlichen Wahr-
nehmung sehr viel weniger präsent als das The-
ma „Beutekunst“, also der Abtransport deutscher 
Kunstwerke durch sowjetische Trophäenbriga-
den nach Kriegsende. In einem deutsch-russi-
schen Forschungsprojekt, dessen Ergebnisse jetzt 
in Buchform erschienen, wurde diese Lücke ge-
schlossen, die Geschichten ausgewählter russi-
scher Museen und ihrer Sammlungen im Krieg re-
konstruiert und im Detail erzählt.

Was geschah mit den Kunst- und Kulturgü-
tern, die sich in Museen und Kirchen im Bereich 
der Heeresgruppe Nord befanden, als die deut-
schen Truppen einmarschierten? Gab es Pläne, 
sie nach Deutschland abzutransportieren, sie vor 
Ort in Sicherheit zu bringen? Oder galt ihnen an-
gesichts des geplanten Vernichtungskriegs nur 
wenig Aufmerksamkeit? Welche Rolle spielten 
Plünderungen? Was konnte noch vor Einmarsch 
der Deutschen evakuiert werden? Gibt es neue Er-
kenntnisse zur Geschichte des Bernsteinzimmers 
aus dem Katharinenpalast in Puschkin bei Lenin-
grad – dem Symbol der russischen Kunstverluste 
überhaupt?

Tatsächlich dient das Wissen über den Abtrans-
port des Bernsteinzimmers nach Königsberg im 
Herbst 1941 als Ausgangspunkt für weitere For-
schungen. Seit Langem ist bekannt, dass Graf zu 
Solms-Laubach den Abbau gemeinsam mit einem 
weiteren Kunsthistoriker und einer Baubrigade 
vollzog.

Aber in welcher Funktion und in wessen Auf-
trag handelte er? Einen unmittelbaren Befehl 
erhielt Solms-Laubach vom Oberkommandie-
renden der 18. Armee, General von Küchler. 
Dieser folgte damit dem auf höheren Ebenen 
abgestimmten Plan, Kunstwerke deutscher 
Herkunft ins Deutsche Reich bringen zu lassen.

Im Fall des Bernsteinzimmers geschah dies 
nicht unter Geheimhaltung. Im Gegenteil: Die 
deutschen Zeitungen berichteten mit Stolz von 
der „Rettung“ des Zimmers und der folgenden 
Ausstellung im Königsberger Schloss.

Es folgte eine Propagandaschlacht. Die Deut-
schen sahen sich als Vertreter einer Kulturnati-
on, aus sowjetischer Sicht erschienen sie als kul-

turlose Barbaren, Brandschatzer und Räuber. 
Hätte sich die Verlagerung von Kunstgütern aus 
umkämpften in ruhigere Besatzungsgebiete als 
Schutzmaßnahme noch rechtfertigen lassen, so 
galt dies nicht für den massenhaften Abtrans-
port ins Deutsche Reich.

Bei der Vorbereitung des Angriffs auf die So-
wjetunion hatten Fragen der Kunst nur wenig 
Bedeutung. Erst später scheint deutlich gewor-
den zu sein, dass auch an der Ostfront Kultur-
güter zu schützen waren, nicht zuletzt, weil hö-
here Parteistellen, SS-Leute und Soldaten der 
Wehrmacht sich wahllos Kunstgüter aneigne-
ten, während andere im Kampfgeschehen zer-
stört wurden.

Tatsächlich gibt es in den Dokumenten zu-
hauf Hinweise auf Diebstahl und Plünderun-
gen. Belegt ist der Raub eines der vier schweren 
Florentinischen Steinmosaiken aus dem Bern-
steinzimmer noch vor dem offiziell angeordne-
ten Abbau durch Solms. Das wertvolle Mosaik 
wurde 1997 in einem Privathaushalt in Bremen 
gefunden und an die Russische Föderation res-
tituiert.

Auch für die 1998 aus Berchtesgaden nach 
Pskow zurückgegebene wundertätige Ikone der 
„Muttergottes von Pskow-Pkrow“ muss ange-
nommen werden, dass sie 1941 in den ersten Wo-
chen nach Einnahme der Stadt entwendet wurde. 
Nicht zu unterschätzen ist auch die Zahl kleinerer 
Kunstgegenstände und Ikonen, die Soldaten als 
geeignete Souvenirs betrachteten und mitnah-
men.

Angesichts dieser unkontrollierten Situa-
tion setzte General von Küchler Solms-Lau-
bach als Kunstschutzoffizier zunächst der 18. 
Armee, später der Heeresgruppe Nord ein. 
Solms-Laubach baute sich einen kleinen Arbeits-
stab im Pogankinhaus auf, dem Museum von  
Pskow. Als Mitarbeiter beschäftigte er einige 
deutsche Kunsthistoriker, die sich bereits als Sol-
daten im Einsatzgebiet befanden. Aber auch rus-
sische Spezialisten arbeiteten mit, so der Archäo-
loge und Ikonenkenner Wassilij Ponomarjew und 
die Restauratorinnen Natalja und Tatjana Hippius 
aus Nowgorod. Sie waren die Schwestern der be-
kannten russischen Lyrikerin Sinaida Hippius, 
die seit 1922 in Paris in der Emigration lebte.

Im Oktober 1941 ließ Solms-Laubach neben 
dem Bernsteinzimmer zahlreiche Gemälde und 
Möbelstücke aus den Zarenschlössern von Pus-
chkin, Gattschina und eventuell Pawlowsk nach 
Königsberg abtransportieren. Die Rede war von 
fünf gefüllten Eisenbahnwaggons.

Es gab zwei weitere kunsthistorisch bedeuten-
de Objekte, die ursprünglich aus Deutschland 
stammten, aber beide von den russischen Za-
ren gekauft worden waren: der Neptunbrunnen 
im oberen Park von Schloss Peterhof und der 
Gottorfer Globus, der ursprünglich in der Pe-
tersburger Kunstkammer gestanden hatte, sich 
aber vor dem Krieg in einem Pavillon im Park 
des Katharinenpalasts befand.

Der Neptunbrunnen wurde abgebaut und an 
seinen ursprünglichen Herkunftsort Nürnberg 
gebracht. Der begehbare Globus von drei Metern 
Durchmesser gelangte in einer umständlichen 
Transportaktion nach Holstein. Beide Kunst-
werke kehrten nach dem Krieg nach Russland 
zurück.

Von Frühjahr bis Herbst 1942 wurden die in 
den ehemaligen Zarenschlössern noch vorhan-

denen Kunstgegenstände nach Pskow abtrans-
portiert. Auch die wertvollen Ikonen von Now-
gorod kamen nach Pskow und wurden teilweise 
in einer Ausstellung gezeigt. Für kurze Zeit ar-
beitete der Arbeitsstab von Solms-Laubach fast 
wie in Friedenszeiten: Ein Fotograf fotografierte 
die gesammelten Objekte, Körte und Ponomar-
jow inventarisierten die Ikonen, manche Ikonen 
wurden sogar restauriert.

Wozu das? Es scheint keinen eindeutigen Plan 
gegeben zu haben. Die Kunsthistoriker taten 
eine Zeitlang das, was sie gelernt hatten und lieb-
ten. Manchen, wie Körte, zog es als überzeugte 
Nationalsozialisten schnell zurück an die Front, 
andere wie Solms-Laubach hatten keine Ambi-
tionen zu kämpfen. Es existierte die vage Idee, 
nach dem gewonnenen Krieg ein neues Heeres-
museum in der Feste Lötzen in Ostpreußen ein-
zurichten. Dort sollten die erbeuteten Kunst-
schätze gezeigt werden.

Im Sommer 1943 begannen bei der Heeres-
gruppe Nord die Vorbereitungen zum Rückzug. 
Das bedeutete den Abtransport aller Güter aus 
dem Kampfgebiet. Selbst die Zivilisten wollte 
man als Arbeitskräfte dem Feind nicht überlas-
sen und versuchte, sie nach Westen zu deportie-
ren.

Solms-Laubach ließ die in Pskow gesammel-
ten Kulturgüter zunächst nach Riga abtrans-
portieren. Dort übergab er einen großen Teil 
einem anderen Kunstkommando, dem „Einsatz-
stab Reichsleiter Rosenberg“, der die Samm-
lung nach Colmberg in Bayern auslagerte. Dort 
fand die amerikanische Besatzungsmacht später 
die russischen Objekte und restituierte sie zwi-
schen 1947 und 1949 in die Sowjetunion.

Die wertvollsten Stücke behielt Solms-Lau-
bach jedoch für die Wehrmacht. 1944 organi-
sierte er nochmals zwei Ausstellungen, eine in 
Riga, eine in Breslau. Anschließend brachte er 
die Sammlung in Ostpreußen zusammen und 
schickte sie Richtung Westen.

Es ist zu vermuten, dass sie bis nach Mühlberg 
an der Elbe gelangte und dort von der Roten Ar-
mee gefunden wurde. Manche Objekte sind heu-
te wieder in den Museen, aus denen sie stammen, 
andere – wie das eingangs beschriebene Frauen-
porträt – bleiben bis heute verschwunden. 

Der staatlich organisierte Kulturgut- 
raub durch die Deutschen ist nur eine Erklärung 
für die immensen russischen Verluste. Darüber 
hinaus wurden Kunstgegenstände gestohlen, ge-
tauscht, gingen verloren oder wurden zerstört, 
Porzellan zerbrach im Gebrauch oder beim 
Transport, Möbel dienten als Feuerholz, Ikonen 
als Souvenirs. Immerhin liegt darin auch der 
Funke Hoffnung, dass sich manches noch finden 
lässt. Rückgaben an russische Museen durch 
Privatpersonen in den vergangenen Jahrzehn-
ten bestätigen dies. 

Auch 75 Jahre nach Kriegsende verspüren vie-
le Deutsche das Bedürfnis, doch noch etwas gut-
zumachen.
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Der Preis der Revolution
Warum gibt es überdurchschnittlich viele Selbstmorde in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion?

VON ALEKSEI MARKOW

Leonid Grigorjew, Professor an 
der Higher School of Economics 
in Moskau, und die Doktoran-

din Ljubow Popowez haben sich einer 
interessanten, wenngleich traurigen 
Aufgabe gestellt: Sie haben Morde und 
Selbstmorde in 157 Ländern der Welt 
untersucht und über ihre Ergebnisse 
eine „Sociology of individual tragedies“ 
veröffentlicht. Die Ergebnisse für Russ-
land und Deutschland sind überaus er-
hellend.

Selbsttötung definieren die Autoren als  
– persönliches oder berufliches – „Schei-
tern im Leben“, Tötungsdelikte dagegen 
als extreme Erscheinungsformen einer 
tiefen Spaltung in der Gesellschaft. In 
den 17 „Zielen für nachhaltige Entwick-
lung“ der UN finden Tötungsdelikte kei-
ne Erwähnung, Selbsttötungen werden 
dagegen als Indikator für die „mentale 
Gesundheit einer Nation“ angesehen.

Grigorjew und Popowez sind der Auf-
fassung, der sozialen Komponente käme 
in beiden Fällen eine große Bedeutung 
zu, aber auch kulturelle Codes wie etwa 
die Tradition spielten eine wichtige Rol-
le. In den Ländern Nordeuropas führten 
verbreitete Einsamkeit und Schwermut 
zu hohen Suizidraten. 

„Die Zahl der Selbsttötungen steigt 
mit dem Pro-Kopf-Einkommen“, schrei-
ben die Autoren. „Der Grund dafür ist 
jedoch nicht das steigende Einkommen, 
sondern die parallel dazu zunehmenden 
Gründe für Verzweiflung und persönli-
ches Scheitern. In den postsowjetischen 
Ländern steht der sprunghafte Anstieg 
dieser traurigen Zahlen im Zusammen-
hang mit der Übergangskrise“, meinen 
sie. „Ein Kennzeichen unseres Landes 
ist das historisch gleichbleibende Über-
wiegen der Zahl der Suizide über die der 
Tötungsdelikte, wie in fast allen Regio-
nen der Welt. In Brasilien und der Repu-
blik Südafrika ist es umgekehrt.“

Die Autoren der in der Oktoberausga-
be der Zeitung Russian Journal of Eco-
nomics veröffentlichten Studie unter-
suchten den Zusammenhang von Gewalt 
(Tötungsdelikte) innerhalb einer Ge-
sellschaft und individueller Aggressi-
on, desolaten sozialen Strukturen und 
Armut, aber auch den Zusammenhang 
von Suizidrate, Depression und Einkom-
mensniveau. Viele Forscher stellten aus 

historischer Sicht fest, dass die Zahl der 
Selbsttötungen nicht abhängig vom ma-
teriellen Wohlstand ist. 

Generell hängt die Zahl der Tötungs-
delikte mit Alkoholabhängigkeit, nied-
rigem Einkommen, dem Grad von Urba-
nisierung und Industrialisierung sowie 
der Heterogenität der Bevölkerung zu-
sammen. Das Glücksniveau hingegen 
steht damit in keinem direkten Verhält-
nis zur Zahl der Tötungsdelikte oder der 
Selbsttötungen, korreliert jedoch posi-
tiv mit dem Niveau des Einkommens. 

Die jüngsten Daten der Studie stam-
men aus dem Jahr 2016, für die meisten 
Länder sind die Zahlen nur bis zu die-
sem Zeitraum zugänglich; dadurch ist 
die Analyse jedoch keinesfalls überholt, 
da das Verhältnis der Tötungsdelikte 
und Suizide in den jeweiligen Ländern 
über die Zeit stabil war.

Die Autoren werteten die Daten von 
157 Ländern mit mehr als zwei Mil-
lionen Einwohnern aus. Länder, in 
denen der Islam offizielle Religion 
ist, wurden in einer separaten Gruppe 
erfasst, weil deren Zahlen das globale 
Bild verfälscht hätten. Die Mord- und 
Selbstmordrate ist in diesen Ländern 
weniger als halb so hoch wie in den üb-
rigen Staaten, sie liegt bei 3,2 respekti-
ve 4,2 Fällen pro 100 000 Einwohner, ob-
wohl Angststörungen und Depressionen 
in islamischen Ländern stärker verbrei-
tet sind als in nicht-islamischen. Einzige 
Ausnahme ist Afghanistan mit 18,8 Getö-
teten auf 100 000 Einwohner. 

Die meisten Tötungsdelikte verzeich-
nen Länder, die sich in einer Übergangs-
phase befinden. Die Selbstmordrate 
wächst proportional zum steigenden 
Wohlstand und ist in den weiter entwi-
ckelten Staaten am höchsten. Die Ursa-
chen dafür müsse in höheren Ansprü-
chen, enttäuschten Hoffnungen und 
der heftigen Reaktion auf persönliches 
Scheitern gesucht werden.

Weder die Zahlen der Angststörungen 
noch der alkohol- oder drogeninduzier-
ten Psychosen oder Depressionen sind 
ein zuverlässiger Indikator für den gene-
rellen Zustand einer Gesellschaft. Gerade 
in den wirtschaftlich am weitesten ent-
wickelten Ländern ist der Alkohol- oder 
Drogenmissbrauch weiter verbreitet als 
in weniger entwickelten. 

Der Bevölkerungsverlust für Russland 
in diesen beiden Kategorien ist insge-
samt vergleichbar mit dem in Brasilien 
und der Republik Südafrika. Allerdings 

liegt dort die Selbstmordrate bei einem 
Viertel, in Russland dagegen bei fast zwei 
Dritteln. Gemeinsam ist diesen Ländern 
ein hohes Maß an sozialer Ungleichheit. 
Es ist gerade die soziale Ungleichheit, 
nicht die Armut, die diese Art von Gewalt 
bedingt, umso mehr je höher die Zahl der 
Arbeitslosen.

Lateinamerika ist die einzige Region 
der Welt, in der mehr Morde als Selbst-
morde gezählt werden. Dennoch sind 
die dortigen Einwohner glücklich: Pana-
ma etwa belegt im Weltglücksindex Platz 
23, Russland Platz 50. Das Niveau der Un-
gleichheit spiegelt noch eine weitere Ge-
setzmäßigkeit wider: In Ländern mit ei-
ner relativ hohen sozialen Ungleichheit 
klaffen die Zahlen bei den Selbsttötun-
gen zwischen Frauen und Männern stark 
auseinander, mit einem hohen Wert bei 
Letzteren. 

Einige interessante Beobachtun-
gen stammen aus den sogenannten 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, In-
dien, China und Südafrika): So sind, Um-
fragen zufolge, die Einwohner Brasiliens 
im internationalen Vergleich gesehen 
glücklich, trotz niedriger Einkommen 
und sozialer Instabilität. Ein wichtiger 
Faktor für das Glücksempfinden ist nicht 
so sehr das absolute, sondern eher das 
relative Einkommen, also die Höhe des 
Einkommens im Vergleich mit anderen 
Mitgliedern der Gesellschaft. So sank in 
China das indizierte Glücksempfinden 
laut Umfragen trotz eines hohen Wirt-
schaftswachstums. Der stärkste Rück-
gang der Mord- und Selbstmordrate zwi-
schen 2000 und 2017 war in Russland und 
Südafrika zu verzeichnen.

Interessanterweise stieg in den 
1990er-Jahren die Zahl der Tötungs- und 
Selbsttötungsdelikte in fast allen Staa-
ten und sank zu Beginn der 2000er-Jah-
re wieder. 

Die Analyse ergab, dass alkohol- und 
drogenindizierte Psychosen von den 

ausgewählten Variablen am stärksten 
mit der Zahl der Selbsttötungen korre-
lieren, woraus sich die so traurige wie 
vorhersehbare Folgerung ergibt, dass die 
Selbstmordrate im postsozialistischen 
Raum am höchsten war. Tatsächlich gab 
es in 22 Ländern in den Jahren 1990-1994 
(teilweise später) einen sprunghaften 
Anstieg auf beiden Feldern. Danach fie-
len die Zahlen langsam auf das heutige 
Niveau, allerdings mit den Ausnahmen 
Aserbaidschan, Armenien und Georgien, 
in denen die Rate zwar nicht am höchs-
ten liegt, aber in den vergangenen Jahr-
zehnten kontinuierlich stieg. Die Daten 
belegen dies: 2016 gab es in Russland 
31 Selbsttötungen pro 100 000 Einwoh-
ner, in Belarus 26,2, in Kasachstan 22,5, 
in der Ukraine 22,4, in Litauen 32. Unter 
den 20 Ländern mit den höchsten Zah-
len befinden sich auch Estland, Lettland, 
Ungarn, Slowenien, von den westeuropä-
ischen Ländern Belgien, Frankreich und 
die Schweiz, sowie aus dem asiatischen 
Raum Südkorea und Japan.

In den Ländern, die in den vergange-
nen Jahren der Europäischen Union bei-
getreten sind, ist die Zahl der Tötungs-
delikte niedrig, die der Selbsttötungen 
aber relativ hoch, wenngleich auch kon-
tinuierlich sinkend. 

In den baltischen Staaten Litauen, Lett-
land und Estland wurde die höchste Zahl 
der Selbsttötungen in den Jahren 1994 
und 1995 erreicht, sie lag bei 40 Fällen pro  
100 000 Einwohner und war damit die 
höchste von allen postsowjetischen Län-
dern. Die Zahl der Tötungsdelikte war 
mit mehr als 20 Fällen pro 100 000 Ein-
wohner in diesen Ländern ebenfalls 
recht hoch, mit Ausnahme von Litauen. 

Russland verzeichnete 2016 eine der 
höchsten Suizid- und Tötungsraten welt-
weit: Platz 3 bei Suiziden und Platz 16 bei 
Tötungsdelikten. Unter den 20 Ländern 
mit der höchsten Tötungsrate verfügt 
nur Russland neben Brasilien und Me-

xiko über eine hinlänglich entwickelte 
Wirtschaft. Der Spitzenwert wurde 1994 
erreicht (78 bis 88 Fälle pro 100 000 Ein-
wohner, je nach Quelle), was die Inten-
sität des sozialen Stresses in der Gesell-
schaft anzeigt. 

Auch andere Länder, die eine Phase 
der sozial-ökonomischen Transformati-
on durchliefen, registrierten 1994 einen 
Spitzenwert und einen zweiten im Jahr 
2002. Der Grund dafür ist die Schwä-
chung des Staats und die Verarmung ei-
nes großen Teils der jeweiligen Bevölke-
rung in den 1990er-Jahren, verbunden 
mit einer rapiden und zweifellos spür-
baren sozialen Spaltung. Bis heute ist 
die Zahl der Todesfälle hoch (insbeson-
dere bei Männern), die nicht auf natürli-
che Gründe wie Krankheit oder Alter zu-
rückgehen. Insgesamt sind jedoch beide 
Werte deutlich gesunken.

In Deutschland und den benachbarten 
Ländern findet das hohe Einkommens-
niveau und die gute Arbeit der Rechts-
schutzorgane Ausdruck in einer niedri-
gen Zahl von Tötungsdelikten. Dagegen 
bedingen Einsamkeit, das Scheitern per-
sönlicher Karrieren und Hoffnungen ein 
sehr hohes Niveau der Selbsttötungen.

Die hohen Zahlen in Russland zeigen 
eine ausgeprägt regionale Struktur: „eu-
ropäische Werte“ in Moskau und Regi-
on und in St. Petersburg, aber immer 
höhere Zahlen, je weiter man sich nach 
Osten bewegt, wo sich viele Regionen 
noch nicht vollständig vom Schock der 
1990er-Jahre erholt haben.

Länder, die einem dramatischen Wan-
del der sozialen Institutionen ausgesetzt 
sind, sehen sich mit einem sprunghaften 
Anstieg der beiden Indikatoren für sozi-
alen Stress konfrontiert, und ihr Rück-
gang könnte auf eine Stabilisierung der 
Gesellschaft hindeuten. Dort liegt eine 
der Möglichkeiten, die sozialen Kosten 
von Revolutionen aller Art zu analysie-
ren, ein Thema, das schmerzhaft ist und 
viel Fingerspitzengefühl erfordert.

Aleksei Markow  
ist Journalist und  

Mitarbeiter der Zeitung  
Kommersant.
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TÖTUNGSDELIKTE UND SUIZIDE IN  
DEN LÄNDERN NORDEUROPAS, DES 
BALTIKUMS, IN RUSSLAND UND DER 
UKRAINE, 2016

Land Selbst-
morde*

Morde* BIP**

Litauen 31,9 7,1 30,2

Ukraine 22,4 8,5 8,3

Lettland 21,2 7,4 25,7

Estland 17,8 5,4 29,7

Frankreich 17,7 0,9 42,3

Schweiz 17,2 0,8 63,9

Polen 16,2 1,9 27,4

Finnland 15,9 1,5 43,4

Russland 15,8 7,2 24,8

Österreich 15,6 0,8 50,5

Schweden 14,8 1,1 48,9

Deutschland 13,6 0,8 48,9

Dänemark 12,8 0,8 49,0

Niederlande 12,6 0,9 50,5

Norwegen 12,2 0,8 58,8

Irland 11,5 0,7 71,4

Großbritannien 8,9 0,6 42,7

*pro 100 000 Einwohner,
**100 000 Dollar (BIP)
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